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PROTOKOLL 

 
über die 29. ordentliche Sitzung des Gemeinderates 

 
 der Stadt Steyr 

 
am Donnerstag, 4. Oktober 2007, im Rathaus, 1. Stock hinten, 

 
Gemeinderatssitzungssaal. 

 
Beginn der Sitzung: 14.00 Uhr 

 
 
 
 
Anwesend: 
 
BÜRGERMEISTER: 
Ing. David Forstenlechner 
 
VIZEBÜRGERMEISTER/IN: 
Friederike Mach 
Gerhard Bremm 
Ing. Dietmar Spanring 
 
STADTRÄTE/IN: 
Wilhelm Hauser 
Gunter Mayrhofer 
Walter Oppl 
Ingrid Weixlberger 
 
GEMEINDERÄTE: 
DI Christian Altmann 
Karl Baumgartner 
Rudolf Blasi 
Dr. Braunsberger-Lechner Birgitta 
Harald Dunst 
Roman Eichhübl 
Ernst Esterle 
Ute Fanta 
Mag. Martin Fiala 
Helga Feller-Höller 
Mag. Michaela Frech 
Monika Freimund 
Ing. Wolfgang Hack 
Gerald Hackl 
Ing. Franz-Michael Hingerl 

Mag. Stephan Keiler LL.M. 
Mag. Gerhard Klausberger 
Rudolf Kohl 
Andreas Kupfer 
Hans Payrleithner 
Rosa Rahstorfer 
Dr. Michael Schodermayr 
Rudolf Schröder 
Mag. Erwin Schuster 
Silvia Thurner 
Ursula Voglsam 
Eva-Maria Wührleitner 
 
VOM AMT: 
MD OSR Dr. Kurt Schmidl 
MD-Stv. Präs. Dir. SR Dr. Gerhard 
Alphasamer 
SR Mag. Helmut Lemmerer 
Dr. Michael Chvatal 
 
ENTSCHULDIGT: 
GR Kurt Apfelthaler 
GR Dr. Helmut Zöttl 
 
PROTOKOLLFÜHRER: 
MD-Stv. Präs. Dir. Dr. Gerhard Alpha-
samer 
Gabriele Obermair 
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TAGESORDNUNG: 
 
 
 
1) ERÖFFNUNG DER SITZUNG, FESTSTELLUNG DER ORDNUNGSGEMÄSSEN 
    EINBERUFUNG, DER BESCHLUSSFÄHIGKEIT UND BEKANNTGABE DER 
    PROTOKOLLPRÜFER 
 
2) BEANTWORTUNG VON ALLFÄLLIGEN ANFRAGEN 
 
3) MITTEILUNGEN DES BÜRGERMEISTERS 
 
4) AKTUELLE STUNDE 
 
5) KENNTNISNAHME VON BESCHLÜSSEN DES STADTSENATES 
    GEM. § 54 ABS. 3 STS 
 
6) VERHANDLUNGSGEGENSTÄNDE 
 
 
 
Kenntnisnahme von Beschlüssen des Stadtsenates gem. Pkt. 5 der Tagesord-
nung: 
 
 
 
1) GHJ2-67/07 Reparatur der Hebebühne der FFW Steyr. 
 
2) Fin-71/07 Gewährung von zusätzlichen Subventionen an den Kin-

dergarten der Kreuzschwestern, Caritas-Kindergarten St. 
Michael und den Kindergarten der Pfarre Münichholz. 
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BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER ING. FORSTENLECHNER DAVID: 
 
 
 1) Fin-136/06 Vereinigung zur Förderung der Modernisierung der Pro-

duktionstechnologie in Österreich (VPTÖ); Profactor; Fi-
nanzierung der III. Ausbaustufe; Profactor III 01.2008 – 
12.2013. 

 
 2) Fin-221/06 Bedarfszuweisungsmittel für die Sanierung des Vorwärts-

stadions. 
 
 3) BauStr-7/05 Westspange Steyr; Einreichplanung; Grundsatzbeschluss. 
 
 4) GHJ2-19/07 Zubau einer Fahrzeughalle – Löschzug I Schiffmeister-

gasse. 
 
 5) BauGru-15/06 Flächenwidmungsplanänderung Nr. 2/27; Hofer KG ; Enn-

ser Straße. 
 
 
BERICHTERSTATTERIN VIZEBÜRGERMEISTERIN FRIEDERIKE MACH: 
 
 
 6) Präs-574/07 Antrag der ÖVP, Grünen und des Bürgerforums betreffend 

Neufestlegung der Tarifordnung für Kindergärten und Hor-
te in Steyr. 

 
 7) Kdg-5/07 Städtische Kindergärten und Horte; Änderung der Tarif-

ordnung. 
 
8) K-79/07 Rettungsverdienstmedaille der Stadt Steyr; Verleihung an 

Mitarbeiter/Innen des Roten Kreuzes 2007. 
 
 
BERICHTERSTATTER VIZEBÜRGERMEISTER GERHARD BREMM: 
 
 
 9) GHJ2-59/07 Neueindeckung Museum grünmarktseitig. 
 
10) Sport-11/00 Stadthalle Steyr; Vertrag mit der Republik Österreich; Nut-

zung einer Teilhalle durch das BRG Michaelerplatz. 
 
11) Fin-122/06 Sparkassenfonds Steyr Reithoffer KG; Aufstockung des 

Investitionsvolumens. 
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BERICHTERSTATTER VIZEBÜRGERMEISTER ING. DIETMAR SPANRING: 
 
 
12) Präs-575/07 Antrag der Grünen betreffend Umsetzung des Konzeptes 

„spurwin“ für das Museum der Stadt Steyr ab 2008 in E-
tappen. 

 
 
BERICHTERSTATTER STADTRAT WILHELM HAUSER: 
 
 
13) Stw-188/07 Bilanz und G & V Stadtwerke Steyr 2006. 
 
 
BERICHTERSTATTER STADTRAT GUNTER MAYRHOFER: 
 
 
14) BauStr-2/06 Asphaltierungsprogramm 2006; Ennsdorf – Färbergasse 

BA 3; Auftragserweiterung. 
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BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, hoher Gemeinderat, werte Gäste, 
ich darf Sie herzlich zur heutigen GR-
Sitzung begrüßen und feststellen, dass 
ordnungsgemäß einberufen wurde und 
die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
Heute sind der GR Rudolf Blasi und 
der GR Ing. Wolfgang Hack die Proto-
kollprüfer. Entschuldigt sind heute GR 
Dr. Helmut Zöttl und GR Kurt Apfeltha-
ler. 
Ich komme zu Punkt 2), Beantwor-
tung von allfälligen Anfragen. 
 
Die Freiheitliche Gemeinderatsfraktion 
richtete mit Schreiben vom 21. 9. 2007 
folgende Anfrage an mich: 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 
 
Die Stadt Steyr verzeichnet zu den 
anderen Statutarstädten Linz und Wels 
seit Jahren einen Bevölkerungsrück-
gang. Dieser Umstand führt unter an-
derem auch zu finanziellen Problemen 
für unsere Stadt, weil dadurch geringe-
re Geldmittel vom Bund im Wege des 
Finanzausgleiches in die Stadtkasse 
fließen. 
 
Andererseits steigen jährlich vor allem 
die Sozialausgaben der Stadt Steyr 
massiv an. Vor dem Hintergrund des 
ständig steigenden hohen Schul-
denstandes stellt die FPÖ-
Gemeinderatsfraktion folgende Anfra-
ge: 
 
Was wird von den Verantwortlichen 
unserer Stadt gegen diesen sinkenden 
Bevölkerungsstand unternommen, der 
künftig zu noch größeren Finanzprob-
lemen führt? Welche Maßnahmen 
werden gesetzt, dass vor allem jüngere 
Menschen, die zwar in Steyr einer Be-
schäftigung nachgehen, aber auswärts 
wohnen, auch die Möglichkeit bekom-
men, sich in Steyr niederzulassen? 

 
Hiezu kann ich Folgendes mitteilen: 
 
Unter Zugrundelegung der vom Land 
Oberösterreich im Juli 2007 publizier-
ten Zahlen über die Bevölkerungsver-
änderung in Oberösterreich ergibt sich 
bei der Berechnung nach der Volks-
zahl ein Nettorückgang bei den Er-
tragsanteilen von ca. € 791.000,--. Ei-
ne Berechnung nach dem abgestuften 
Bevölkerungsschlüssel ist nicht mög-
lich, da für die hochgerechneten Be-
völkerungszahlen keine entsprechen-
den Werte vorliegen. 
 
Ob die Bevölkerungsentwicklung tat-
sächlich so eintritt, kann nicht verifiziert 
werden. 
 
Was unternimmt die Stadt Steyr, um 
die Bevölkerung im Stadtgebiet zu er-
halten? 
 
In den letzten 10 Jahren wurden von 
den Gemeinnützigen Wohnungsverei-
nigungen über 600 Wohnungen neu 
errichtet. 
 
Weiters wurde von der GWG der Stadt 
Steyr im Stadtteil Resthof für Jungfami-
lien die Aktion „4 X 4“ gestartet. Für 
jede Wohnung gilt ein Fixpreis in der 
Höhe von vier Euro pro Quadratmeter. 
In diesem Preis sind sämtliche Be-
triebskosten und Heizkosten inkludiert. 
Der Quadratmeterpreis von vier Euro 
gilt maximal vier Jahre (darum der 
Name vier mal vier) oder bis zum 30. 
Lebensjahr des Wohnungsmieters. 
Nach Ablauf dieser Fristen wird die 
Standard-Miete verrechnet. Als Bau-
kostenbeitrag oder Kaution ist beim 
Beziehen der Wohnung in jedem Fall 
ein Betrag von € 1.300,-- zu zahlen. 
 
Und mit der Umwidmung der Staffel-
mayrgründe haben wir die Grundlage 
geschaffen, dass Familien, die Eigen-
heime oder Reihenhäuser errichten 
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wollen, dies auch auf Steyrer Stadtge-
biet tun können. 
 
Als weiteres Beispiel, sich hier anzu-
siedeln, bietet die Stadt eine Infrastruk-
tur, welche viele andere Städte kaum 
zu bieten haben, z. B. öffentlicher Ver-
kehr mit kurzen Intervallen, freiwillige 
Sozialleistungen, verschiedene Ein-
richtungen zur Altersversorgung, Kin-
derbetreuungseinrichtungen mit Öff-
nungszeiten von 6:30 Uhr morgens bis 
18:00 Uhr abends, ein Schulangebot 
von der Grundschule bis zur universitä-
ren Ausbildung, der Möglichkeit am 
Forschungs- und Entwicklungssektor 
tätig zu sein, bis hin zur Möglichkeit, 
sich hier betrieblich zu äußerst güns-
tigsten Konditionen niederzulassen.  
 
Aber auch das Umfeld an attraktiven 
Arbeitsplätzen in Betrieben, wie BMW, 
MAN, SKF, SYSTEMA, Burg Design, 
um nur einige zu nennen, sollten An-
reiz dafür sein, sich in Steyr niederzu-
lassen. 
 
Dies sind beispielhaft einige Maßnah-
men, die es Menschen - egal ob jünge-
re oder ältere - möglich machen, sich 
in der schönen Stadt Steyr niederzu-
lassen und hier den Hauptwohnsitz zu 
gründen. 
 
Der Tatsache, dass Steyr leider nur 26 
km² Grundfläche hat und in der direk-
ten Umgebung billigere und von Steyr 
auch rasch erreichbare Grundstücke 
zum Eigenheimbau angeboten werden, 
diese Tatsache können wir leider nicht 
wegdiskutieren. 
 
Ich komme zu Punkt 3), Mitteilungen 
des Bürgermeisters. 
 
Gedenk-Stele vor ehemaliger Synago-
ge enthüllt 
 
Bei strömenden Regen wurde am 
Dienstag, den 11. 9. 2007, gemeinsam 
mit Karl Ramsmaier vom Komitee 

Mauthausen und George Wozasek, 
dem Präsidenten der Israelitischen 
Kultusgemeinde in Linz, eine neue E-
rinnerungs-Stele vor der ehemaligen 
Synagoge in der Pachergasse enthüllt. 
Diese Stele erinnert an die jüdische 
Gemeinde in Steyr, die durch das Ter-
ror-Regime der Nazis Ende der 30er-
Jahre des vorigen Jahrhunderts ausge-
löscht worden ist. Für die Gedenk-
Stele haben sich vor allem das Komi-
tee Mauthausen, die Raiffeisenbank 
Region Steyr und die Stadt Steyr en-
gagiert.  
 
Neuer Brunnen auf dem Wieser-
feldplatz 
 
Mit einem Fest am Samstag, 15. 9. 
2007, wurde ein neuer Brunnen auf 
dem Wieserfeldplatz eröffnet. Der 
Bronzebrunnen mit den tanzenden 
Menschen ist das letzte Werk des 
Steyrer Bildhauers Mag. Gerald 
Brandstötter. Der Künstler ist 2004 bei 
einem Verkehrsunfall tödlich verun-
glückt. Finanziert wurde der Brunnen 
von August Reichenpfader und der 
Familie Braunsberger sowie der Stadt 
Steyr. 
 
Mobilitätstag: Großes Interesse der 
Bevölkerung 
 
Großen Anklang bei der Bevölkerung 
fand der Mobilitätstag in Steyr am 22. 
September. 
 
Zahlreiche Steyrerinnen und Steyrer 
nutzten an diesem Vormittag die Gele-
genheit, um sich die moderne städti-
sche Busflotte anzusehen oder am 
Glücksrad einen Preis zu erdrehen. 
Viele Besucher informierten sich über 
das Stadtbus-Angebot und das Ver-
kehrskonzept. Buschauffeure erklärten 
Interessierten vor Ort die Funktion der 
Kartenautomaten und informierten ü-
ber die Linienführung und Fahrpläne. 
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Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage 
 
Die Arbeitslosenquote im August 2007 
betrug 4,6% und ist im Vergleich zum 
Vormonat um 0,2 % höher. Gegenüber 
dem Vergleichsmonat im Vorjahr ver-
ringerte sie sich um 0,6 %. 
 
Die Gesamtsumme der vorgemerkten 
Arbeitslosen betrug im August 2007 
2.002 Personen. Diese erhöhte sich 
gegenüber dem Vormonat um 5,8 % 
(d.s. 109 Personen) und gegenüber 
dem Vorjahr verringerte sie sich um 
11,6 % (d.s. 263 Personen). 
 
Im August 2007 sind 562 offene Stel-
len gemeldet, das sind im Vergleich 
zum Vormonat um 16 Stellen weniger 
und auch gegenüber dem Vorjahr um 
91 Stellen weniger. 
 
Zu Punkt 4), „Aktuelle Stunde“, gibt 
es keine Meldungen. Ich bitte nun um 
Kenntnisnahme der Beschlüsse des 
Stadtsenates. Als nächsten Punkt ha-
ben wir dann die Verhandlungsge-
genstände und ich bitte die Frau Vize-
bürgermeisterin Mach den Vorsitz zu 
übernehmen. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke, ich übernehme den Vorsitz und 
ersuche den Bürgermeister um seine 
Berichterstattung. 
 
BE: BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Bei meinem ersten Punkt geht es um 
die Vereinigung zur Förderung der 
Modernisierung der Produktionstech-
nologie in Österreich, Profactor, Finan-
zierung der dritten Ausbaustufe für die 
Jahre 2008 bis 2013. Seit dem Beste-
hen von Profactor, seit 1995, hat sich 
die Stadt immer mit Fördermitteln be-
teiligt. Es ist besonders erfreulich, dass 
sich dieser Forschungsstandort sehr 
positiv entwickelt. In der kommenden 
Leistungsperiode von 2008 bis 2013 

soll es um eine Reihe von übergeord-
neten Zielsetzungen gehen. Zum einen 
Förderung unserer ehrgeizigen Fort-
schrittsregion Steyr und der hier an-
sässigen sogenannten Global Players 
oder internationalen Spieler, wie man 
auf Deutsch sagen sollte, AFL, BMW, 
MAGNA, MAN, SKF und deren Zuliefe-
rern. Dann geht es auch darum, hier 
die Reputation bei den Brüsseler 
Kommissionsabteilungen zu unterstüt-
zen. Es geht auch darum, dass die 
Klein- und Mittelbetriebe, also die so-
genannten KMU, entsprechend in Zu-
kunft Unterstützung durch Profactor 
erfahren sollten.  
Es gibt für diese Forschungsaufträge 
einen entsprechenden Finanzierungs-
schlüssel, der so ausschaut, dass  
55 % durch Eigenmittel aufgebracht 
werden, 45 % durch eine sogenannte 
Basisfinanzierung, davon, von diesen 
45 %, kommen wieder 50 % von der 
EU, Regionalfördermittel (EFRE),  
25 %, das sind 3 Millionen nationale 
Co-Finanzierung durch den Bund,  
15 %, das entspricht 1,8 Millionen, 
durch das Land OÖ und 10 %, also ein 
relativ großer Betrag, durch die natio-
nale Co-Finanzierung der Stadt Steyr. 
 
Ich bitte diesem Antrag die Zustim-
mung zu erteilen. 
 
1) Fin-136/06 
    Vereinigung zur Förderung der Mo- 
    dernisierung der Produktionstechno- 
    logie in Österreich (VPTÖ); Profac- 
    tor; Finanzierung der III. Ausbaustu- 
    fe; Profactor III 01.2008 – 12.2013. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Die Übernahme eines Finanzierungs-
anteiles in Höhe von 
 

€ 1.200.000,00 
(i.W. einemillionzweihunderttau-

send) 
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Bei der VASt. 1/289000/757200 für das 
Projekt PROFACTOR III für den Fi-
nanzierungszeitraum Jänner 2008 bis 
Dezember 2013 wird zugestimmt. 
 
Der Auszahlung dieser Fördermittel in 
den Jahren 2008 bis einschließlich 
2013 wird entsprechend dem im zitier-
ten Amtsbericht näher dargestellten 
Finanzierungsplan grundsätzlich zuge-
stimmt. Die entsprechenden Mittel sind 
in den Voranschlägen 2008 bis 2013 
vorzusehen. Die Auszahlung der För-
derungsbeträge der Stadt hat jeweils in 
zwei gleichen Halbjahresraten im Jän-
ner und Juli eines jeden Finanzjahres 
zu erfolgen. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke. Wünscht dazu jemand das 
Wort? Das ist nicht der Fall. Wir kom-
men gleich zur Abstimmung. Wer dafür 
ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der 
Hand. Wer übt Stimmenthaltung? Ge-
genstimmen? Einstimmige Annahme. 
Danke, nächster Punkt bitte. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Bei meinem zweiten Punkt geht es um 
Bedarfszuweisungsmittel für die Sanie-
rung des Vorwärtsstadions. Und zwar 
ist das nur eine Weiterleitung. Mit 
Schreiben des Amtes der OÖ. Landes-
regierung vom 2. Juli wird der Stadt 
Steyr für dieses Vorhaben eine Be-
darfszuweisung in der Höhe von 
135.000,-- Euro überwiesen und wir 
werden diesen Betrag weiterleiten. 
 
Ich bitte auch diesem Antrag die Zu-
stimmung zu erteilen. 
 
2) Fin-221/06 
    Bedarfszuweisungsmittel für die Sa- 
    nierung des Vorwärtsstadions. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 

Aufgrund des Amtsberichtes des Ge-
schäftsbereiches für Finanzen vom 9. 
Juli 2007, wird der Weiterleitung der 
vom Land OÖ gewährten Bedarfszu-
weisung in der Höhe von € 135.000,-- 
an den SK Vorwärts Steyr, für die Sa-
nierung des Vorwärtsstadions, zuge-
stimmt. 
 
Zu diesem Zweck wird bei VA 
5/269000/777000 eine Kreditüber-
schreitung in der Höhe von Euro 
135.000,-- für das Rechnungsjahr 2007 
genehmigt. 
 
Die Deckung der Kreditüberschreitung 
hat durch die Bedarfszuweisung in 
gleicher Höhe zu erfolgen. 
 
Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat 
der Stadt Steyr gemäß § 47 Abs. 5 
Statut der Stadt Steyr 1992 zum sofor-
tigen Vollzug dieses Beschlusses er-
mächtigt. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke. Wünscht dazu jemand das 
Wort? Das ist nicht der Fall. Ist jemand 
dagegen? Übt jemand Stimmenthal-
tung? Einstimmige Annahme. Danke. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Bei meinem nächsten Punkt geht es 
um die Westspange Steyr, um die Ein-
reichplanung und um einen 
Grundsatzbeschluss. Es ist ja seitens 
des Landes der zuständige Referent, 
das ist der LR Hiesl, an mich herange-
treten und hat gemeint, die Stadt soll in 
Vorlage treten. D. h., wir sollen diese 
Planung vorfinanzieren, dann ist die 
Chance zumindest gewahrt, dass nach 
Fertigstellung der B 309 relativ rasch 
mit dem Bau der Westspange begon-
nen werden kann. Ich hoffe, diese Zu-
sage wird entsprechend auch halten. 
 
Ich bitte diesem Antrag die Unterstüt-
zung zu geben. 
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3) BauStr-7/05 
    Westspange Steyr; Einreichplanung; 
    Grundsatzbeschluss. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes des GB III 
vom 31. Juli 2007 wird der Ausschrei-
bung der straßenrechtlichen Einreich-
planung seitens der Stadt Steyr mit 
Ziel im Jahre 2008 eine Verordnung 
des Straßenzuges einzuleiten, eine 
Aufnahme in die Landesstraßenvorha-
bensreihung zu erwirken und das stra-
ßenrechtliche Bewilligungsverfahren, 
samt der erforderlichen Umweltverfah-
ren, einzuleiten, grundsätzlich zuge-
stimmt.  
Eine Trassenvermessung und beglei-
tende Verkehrsuntersuchungen, sowie 
erforderliche entwässerungs- und um-
weltrelevante Planungen, sind Be-
standteil der Planungsaufträge. Nach 
Ausschreibung und Vorliegen konkre-
ter Anbote ist ein gesonderter Verga-
beantrag vorgesehen. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke. Gibt es dazu eine Wortmel-
dung? Kollege Hingerl bitte. 
 
GEMEINDERAT 
ING. FRANZ-MICHAEL HINGERL: 
Sehr geehrtes Präsidium, sehr verehr-
te Gemeinderäte, liebe Presse. Die 
Westspange Steyr, an der Ennser 
Straße, da wachsen die Betriebe Rich-
tung Norden. Gleink wird dichter be-
baut. Eine geregelte Busverbindung 
und Umkehrschleife in Gründberg wird 
gefordert. BMD-Baute, die Siedlungen 
an der Feldstraße und an der Staffel-
mayrstraße wachsen stetig. Die Be-
wohner des Sonnenparks wünschen 
Querungshilfen, die Trassenverord-
nung der Westspange ist dringend er-
forderlich.  
Ein kurzes Statement des Bestandes: 
Wir haben derzeit einen Schleichver-
kehr an der Reindlgutstraße, Staffel-

mayrstraße, Feldstraße und in der Au-
gust-Moser Straße. Dieser nimmt stark 
zu. Durch Maßnahmen hat die Stadt 
Steyr diese Bereiche durch den Durch-
zugsverkehr bremsen müssen. Die 
Mitglieder des Verkehrsausschusses 
mussten sich in der Vergangenheit mit 
solchen Problemen beschäftigen. Im 
Bereich Seifentruhe, Tabor, Taschel-
ried und Resthof kommt es mehrmals 
täglich zu Staus. Bremsen, anfahren, 
Ärger, Zeitverzug sind die Folge. Beim 
Durchzugs- als auch beim Quell- und 
Zielverkehr ist hier Not am Mann. Die 
Auswirkungen für die Umwelt von Ver-
kehr durch Wohngebiet bringt Lärm, 
Staub, Abgasentwicklung, erhöhten 
Ausstoß an Feinstaub und CO 2. Auch 
im Umweltausschuss Themen die wir 
behandelt haben und über die gespro-
chen werden. Dabei ist es doch sehr 
einfach. Es fehlt nur ein kurzes Stück 
Landesstraße. Ein Stück Landesstra-
ße, dass nun die Stadt Steyr in Vorlage 
tritt und hier für ihre Bürger etwas Posi-
tives macht.  
Ich möchte einige Vorteile der West-
spange ganz kurz anschneiden. Das 
ist jetzt nur das ganz das grobe Vor-
projekt, ganz grob geschildert. Die 
Verbindung vom Bierhäuslberg Rich-
tung Ennser Straße ist ja an sich be-
kannt. Die Planung und Errichtung der 
Westspange hat erhebliche positive 
Auswirkungen auf die Stadt Steyr auf 
laufende und auf zukünftige Planun-
gen. Ich glaube wir sind uns gar nicht 
im Detail bewusst, welche Vorteile das 
bringen wird. Baumaßnahmen der 
Stadt Steyr werden positiv beeinflusst. 
Sie wird einen verlorenen Zeitaufwand 
von rechnerisch um die 1.500 Arbeits-
stunden pro Tag verbessern, sie wird 
einen erheblichen volkswirtschaftlichen 
Gewinn einfahren. Wenn man sich 
vorstellt, dass man auf der Westspan-
ge mit 70 km/h fahren kann, durch 
Steyr am Tabor mit derzeit, wenn man 
Glück hat, 25 km/h, bringt dies nicht 
nur Vorteile bei Staub- und Lärmemis-
sionen sondern verringert die Fahr-
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strecke um rund 1,2 km, spart Schad-
stoffe. Ein durchschnittliches Fahrzeit-
verringern von 7 Minuten ist durchaus 
im reellen Bereich. Es werden die Be-
reiche Gründberg entlastet, Aichet ent-
lastet, Seifentruhe, Tabor, Taschelried 
und Resthof. Die betroffenen Bewoh-
ner werden es uns danken. Ich ersu-
che daher um Zustimmung und eine 
positive Beschlussfassung. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke. Gibt es noch eine Wortmel-
dung? Herr GR Eichhübl. 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
Sehr geehrte Frau Vizebürgermeiste-
rin, werte Herrn Bürgermeister, meine 
Damen und Herren des Gemeindera-
tes, geschätzte Vertreter der öffentli-
chen Medien, sehr geehrte Gäste. Der 
Kollege Hingerl hat ja erfreulicherweise 
einige sehr positive Vorteile dieser 
Westspange hier vor dem Gemeinde-
rat zum Ausdruck gebracht. Eigentlich 
war es ja eine Erinnerung, Herr Kolle-
ge Hingerl, denn ich kann mich erin-
nern, nachdem ich schon längere Zeit 
hier im Gemeinderat tätig bin, dass wir 
schon vor 20 Jahren in etwa darüber 
gesprochen haben, oder ist es noch 
länger aus, weil die Nordspange hat ja 
auch 25 Jahre gedauert bis sie reali-
siert wurde, und damals eigentlich 
schon auf die Vorteile darauf hinge-
wiesen haben und vor allen Dingen die 
Entwicklung damals bereits im Auge 
gehabt haben. Also eigentlich müsste 
ja schon vor einigen Jahren die West-
spange eröffnet sein und die ersten 
Reparaturen durchgeführt worden sein. 
So schaut es in Wahrheit aus, aber es 
ist erfreulich, dass Sie nochmals uns 
darüber informiert haben, welche Vor-
teil die Westspange hat.  
Ich glaube, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, dass es in diesem 
Fall nur positive Meldungen geben 
wird, dass jene, die nach mir reden, 

ebenso der Meinung sind, dass es un-
bedingt erforderlich und höchst an der 
Zeit ist, dass wir hier einen Grundsatz-
beschluss fassen. Ich hoffe nur, dass 
es nicht so lange dauert, was die Rea-
lisierung betrifft, als die vorhin von mir 
angesprochene Nordspange. Danke. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke. Nächster ist Herr Stadtrat 
Mayrhofer. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, liebe Gäste. Ich glaube die Not-
wendigkeit einer Westumfahrung ist 
sehr ausführlich schon erklärt worden. 
Jeder der während der Tageszeit, da 
meine ich nicht nur Spitzenzeiten, 
durch Steyr fährt und hier vor allem z. 
B. Seifentruhe, Wehrgraben, Ta-
borkreuzung, der weiß, was auf uns 
zukommt, wenn man überlegt, dass 
das vielleicht noch einige Jahre dauern 
wird bis die Westspange errichtet wird. 
Bei einer prognostizierten Zunahme 
des Verkehrs, wie wir sie jetzt am 
Tisch liegen haben, ist der Verkehrs-
kollaps vorprogrammiert. Ich bin sehr 
froh, dass wir jetzt diesen ersten 
Schritt machen, mit dieser Planung der 
Westspange. Ich gehe sogar noch ei-
nen Schritt weiter. Wir sollten überle-
gen, ob wir es nicht generell auch vor-
finanzieren und machen, weil vollen 
Ernstes zu überlegen, dass wir damit 
womöglich noch 10, 15 Jahre warten 
müssen, das möchte ich keinen Stey-
rer Bürger zumuten. Das ist ein Szena-
rio wo ich wirklich sagen muss, das 
kann nicht sein. Darum bitte schön 
wirklich auch zu überlegen, es gibt ja 
sehr viele Gemeinden die das bereits 
machen, ob nicht auch Steyr diesen 
Schritt geht. Danke. 
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BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Sollen wir die Kompetenzen vom Hiesl 
übernehmen? 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
GR Kupfer bitte. 
 
GEMEINDERAT 
ANDREAS KUPFER: 
Geschätztes Präsidium, liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen, geschätzte Gäste. 
In die Euphorie meiner Vorredner kann 
ich nicht ganz einstimmen und zwar 
aus zwei Gründen. Erstens glaube ich, 
dass es noch sehr viel Hochwässer in 
Steyr geben wird bevor wir die West-
spange bekommen werden. Die zeitli-
che Dimension ist ja bereits von mei-
nen Vorrednern angesprochen worden. 
Im Landesstraßenprogramm sind wir 
derzeit ja mit diesem Projekt nicht 
drinnen. Dass eine gewisse Vorleis-
tung von uns notwendig ist, das steht 
außer Streit. D. h., die Finanzierung 
dieses Projektes steht in den Sternen. 
Eine Finanzierung der Stadt kann ich 
mir ehrlich gesagt nicht vorstellen. Das 
können und das sollten wir uns auch 
nicht leisten, denn wenn das Schule 
macht, dass die Stadt Investitionen für 
überregionale Gebietskörperschaften 
macht, dann werden wir das bei ande-
ren Projekten auch so haben. Der 
zweite Grund warum ich nicht so eu-
phorisch bin ist der, was auch das In-
haltliche und das Verkehrspolitische 
betrifft mit diesem Projekt. Ich kann 
mich noch erinnern über die Diskussi-
on bei der Nordspange, da hat man 
gesagt, wir brauchen die Nordspange 
um den Verkehr aus der Stadt hinaus-
zubringen, um den Schwerverkehr auf 
die Nordspange zu bringen für unsere 
großen Industrieunternehmen. De fac-
to ist es derzeit so, dass der Schwer-
verkehr nicht aus unserer Stadt drau-
ßen ist, dass wir auch durch die Aus-
nahmeregelungen derzeit damit kon-
frontiert sind, dass wir sehr, sehr viel 

Schwerverkehr am Taborknoten ha-
ben, der nach wie vor dort durchfährt. 
Ein Grund, und da sind wir schon ein 
bisschen selbst auch schuld mit unse-
rer Raumplanung, Quell- und Zielver-
kehr. Wir ziehen Verkehr nach wie vor 
in die Innenstadt rein mit unseren Pro-
jekten. Ich möchte in diesem Zusam-
menhang auch auf die Planungen Ka-
serne verweisen. Wenn wir  z. B. ein 
Einkaufszentrum dort, mit überregiona-
lem Anspruch, errichten, dann ist das 
auch ein Verkehrserreger, der meines 
Erachtens im Stadtzentrum nichts ver-
loren hat. D. h., wenn wir die West-
spange andiskutieren, und wir sind 
nicht dagegen, das möchte ich voraus-
schicken, wir unterstützen diesen An-
trag, dann möchte ich schon auch dar-
an erinnern, dass wir ein Verkehrskon-
zept in unserer Stadt haben wo wir 
gesagt haben, Verkehr aus der Innen-
stadt raus, Schwerverkehr aus der In-
nenstadt raus, Förderung des öffentli-
chen Verkehrs, Förderung der Fuß- 
und Radwege, das müssen wir uns 
auch ins Stammbuch schreiben, wenn 
wir Projekte in der Innenstadt machen, 
nicht zuletzt bei der Kaserne. Diese 
Diskussionen werden wir noch hören. 
Aus diesem Grund, ja zu diesem An-
trag, aber doch größte Vorsicht was 
weitere verkehrserregende Infrastruk-
turprojekte im Stadtzentrum betrifft. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke. Wünscht noch jemand das 
Wort? Das ist nicht der Fall. Schluss-
wort bitte. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Darf ich vielleicht noch ein paar Be-
merkungen dazu anbringen. Ich war 
beim LH-Stellvertreter Hiesl in Linz und 
das stimmt ja, dass dieses Projekt auf 
keiner Liste des Landes aufscheint und 
er nur bereit ist überhaupt darüber zu 
reden, wenn die Stadt Steyr die Vorfi-
nanzierung dieses Projektes in die 
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Hand nimmt. Also, wir sind eigentlich 
eh schon sehr weit gegangen obwohl 
das rein eine Kompetenz des Landes 
wäre. Also auch der Ausbau der Enn-
ser Straße z. B. ist Kompetenz des 
Landes. Der Taborknoten, Posthofkno-
ten, ähnliche Projekte, sind Kompetenz 
des Landes. Nur weil wir einfach ganz 
klar auch sehen, dass es in Zukunft in 
diesem Bereich weitere Projekte geben 
wird, es gibt ja bereits bei mir Leute die 
das Bauhaus z. B. Richtung Gleink 
rausstellen wollen, oder ähnliche Fir-
men die sich in diesem Bereich ansie-
deln wollen, und da müssen wir jetzt 
schon wissen, wo könnte sich dann so 
eine Firma ansiedeln und wie könnte 
die Straße in diesem Bereich ausse-
hen und wie können die ganzen Auf-
schließungsstraßen dann für diese 
Firmen, Häuser oder Immobilien, die 
halt dort gebaut werden, aussehen. 
Darum ist es notwendig, dass wir jetzt 
bereits Geld in die Hand nehmen, von-
seiten der Stadt, wo eigentlich das 
Land OÖ verpflichtet wäre hier in Vor-
leistung zu treten und uns zu unter-
stützen. Aber wir kennen in Steyr die 
Behandlung durch das Land und wir 
wissen auch wie allgemein die Straßen 
in OÖ aussehen im Vergleich zu Nie-
derösterreich. Ich möchte nur daran 
erinnern, dass in OÖ zwar wunder-
schöne Schallschutzwände entlang der 
Autobahn gebaut werden, in ganz 
Deutschland gibt es nicht diese Menge 
an Schallschutzwänden, und der Preis 
für diese Schallschutzwände, um die-
sen Preis hätten wir für Steyr eine 
wunderschöne Straßenaufschließung 
schon gestalten können. Also, das ist 
für mich wirklich ein Paradebeispiel wie 
man Straßenplanung hier in unserem 
Bundesland betreibt. Ich hoffe, dass 
mit diesem Antrag, den wir heute be-
schließen, eine Entlastung hier in Steyr 
stattfindet und eine weitere gute Ent-
wicklung für die Stadt Steyr in Zukunft 
möglich wird und zwar mit kräftiger 
Unterstützung der Stadt und mit den 
finanziellen Mitteln der Stadt Steyr. 

Ich bitte um Zustimmung. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zei-
chen mit der Hand. Wer ist dagegen? 
Stimmenthaltung? Einstimmige An-
nahme. Danke. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
In meinem nächsten Antrag geht es 
um den Zubau einer Fahrzeughalle für 
den Löschzug I, Schiffmeistergasse. 
Und zwar hat der Löschzug I ein zu-
sätzliches Fahrzeug bekommen und 
kann das bisher nicht entsprechend 
abstellten. Da war es halt notwendig, 
dass eine entsprechende Erweiterung 
gemacht wird.  
Ich bitte diesem Antrag die Zustim-
mung zu erteilen. 
 
4) GHJ2-19/07 
    Zubau einer Fahrzeughalle – Lösch- 
    zug I, Schiffmeistergasse. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der FA für 
Liegenschaftsverwaltung vom 05. 09. 
2007 wird den Auftragsvergaben für 
den Zubau einer Fahrzeughalle mit 
Sanitärräumlichkeiten des Löschzuges 
I Schiffmeistergasse, Schiffmeister-
gasse 6, an die 
 
Fa. Mayr Bau,Steyr – Materialbeistel-
lung 
€ 26.722,27 inkl. USt., die 
Fa. Kommunale Dienstleistungen, 
Steyr - Innenausbau 
€ 10.816,00 inkl. USt., die 
Fa. Faatz, Steyr – Dachdeckerarbeiten 
€ 9.235,38 inkl. USt., die 
Fa. Mayr Bau, Steyr, Vollwärmeschutz 
€ 6.935,05 inkl. USt., die 
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Fa. Blasl, St. Ulrich - Einfahrtstor 
€ 6.708,00 inkl. USt., die 
Fa. Gundendorfer, Steyr - Zimmer-
mannsarbeiten 
€ 6.368,04 inkl. USt., die 
Fa. Seywaltner, Steyr - Malerarbeiten 
€ 1.620,00 inkl. USt., die 
Fa. Höber, Steyr – Sanitär und Hei-
zung 
€ 5.200,00 inkl. USt., die 
Fa. Lamplmayr, Steyr - Elektroinstalla-
tion 
€ 4.900,00 inkl. USt., die 
Fa. SISTEC, Steyr - Schlosserarbeiten 
€ 3.700,00 inkl. USt., die 
Fa. Hainisch, Steyr - Fenster 
€ 900,00 inkl. USt.,  
 
zugestimmt. 
 
Zur finanziellen Bedeckung der Durch-
führung dieses Zubaues wird der Mit-
telfreigabe von 
 

€ 83.100,00 inkl. USt. 
(dreiundachtzigtausendeinhundert) 
bei der VA-Stelle 5/163000/010000 
(Freiwillige Feuerwehren Gebäude) 

 
zugestimmt. 
 
Zur Finanzierung dieser Ausgaben ist 
eine Darlehensaufnahme in der Höhe 
von Euro 83.100,00 notwendig, die 
hiermit grundsätzlich genehmigt wird. 
Über den Darlehensgeber und die Dar-
lehenskonditionen wird auf Basis einer 
vom Geschäftsbereich für Finanzen 
durchzuführenden Ausschreibung noch 
ein gesonderter Beschluss herbeige-
führt. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke. Gibt es dazu eine Wortmel-
dung? Das ist nicht der Fall. Ist jemand 
dagegen? Stimmenthaltung? Einstim-
mige Annahme. Danke, nächster 
Punkt. 
 
 

BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
In meinem letzten Antrag geht es um 
die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 
2/27, Hofer KG, Ennser Straße. Die 
Firma Hofer KG, Sattledt, hat mit Ein-
gabe vom 14. 03. 2006 mitgeteilt, dass 
beabsichtigt ist, die Verkaufsfläche von 
800 auf 1.200 m² am Standort Ennser 
Straße zu vergrößern und bittet des-
wegen um diese entsprechende An-
passung der Widmung. Das Amt der 
OÖ Landesregierung hat festgestellt, 
dass gegen diese Erweiterung kein 
fachlicher Einwand besteht und auch 
keine weiteren Einsprüche dagegen 
vorliegen. 
Ich bitte auch dieser Flächenwid-
mungsplanänderung die Zustimmung 
zu erteilten. 
 
5) BauGru-15/06 
    Flächenwidmungsplanänderung Nr. 
    2/27; Hofer KG; Ennser Straße. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Gegenständliche Flächenwidmungs-
planänderung Nr. 2.27 wird entspre-
chend den Plänen der Fachabteilung 
Stadtentwicklung und Stadtplanung 
des Magistrates der Stadt Steyr vom 
12. April 2006 sowie nach Maßgabe 
des Amtsberichtes der Fachabteilung 
Baurechtsangelegenheiten vom 29. 
August 2007 gemäß §§ 33 und 36 des 
OÖ. Raumordnungsgesetzes, LGBl. 
Nr. 114/1993 idgF., beschlossen. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke. Wünscht dazu jemand das 
Wort? Das ist nicht der Fall. Ist jemand 
dagegen? Übt jemand Stimmenthal-
tung? 6 Stimmenthaltungen (ÖVP). 
Danke, der Antrag wurde mit Mehrheit 
angenommen. 
Ich danke dem Bürgermeister für seine 
Berichterstattung und gebe ihm den 
Vorsitz zurück. 
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BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Nächste Berichterstatterin ist die Frau 
Vizebürgermeisterin Mach. Ich bitte um 
deine Berichte. 
 
BE: VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Gäste, werte Presse. In 
meinem ersten Antrag geht es um ei-
nen Antrag den die ÖVP-Fraktion, die 
Grünen und das Bürgerforum gestellt 
haben. Er lautet: 
 
6) Präs-574/07 
    Antrag der ÖVP, Grünen und des 
    Bürgerforums betreffend Neufestle- 
    gung der Tarifordnung für Kindergär- 
    ten und Horte in Steyr. 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Ing. 
David Forstenlechner! 
 
Die ÖVP, das Bürgerforum und Die 
Grünen stellen laut § 6 Absatz 3 der 
Geschäftsordnung des Gemeinderates 
der Stadt Steyr folgenden Antrag: 
 
Neufestlegung der Tarifordnung für 
Kindergärten und Horte in Steyr, unter 
Zugrundelegung der Empfehlung durch 
die Elternbeitragsverordnung des Lan-
des OÖ 2007 und zwar bis spätestens 
Jahresende 2007. 
 
Bei der Festlegung der Tarife wurde 
uns die Empfehlung durch die Eltern-
beitragsverordnung des Landes OÖ 
nicht im Detail zur Kenntnis gebracht. 
Die Mitglieder des Sozialausschusses 
wurden nur unzureichend informiert. 
(Da werden wir eh später noch darüber 
reden.) 
 
Nach heutigem Wissenstand und nach 
Kenntnis der Empfehlung des Landes 
Oberösterreich sind die Steyrer Tarife 
maßlos überzogen: 

Bei Ganztagskindergärten (kurz 30 
Stunden) 40 % 
Bei Ganztagskindergärten (mittel 57 
Stunden) 70 % (Da ist aber eh schon 
ein Fehler drinnen, das sind nicht 57 
Stunden, 70 % sondern 47 ½ Stunden. 
Also wenn, dann sollte man bei einem 
Antrag schon ein bisschen Acht geben 
was man schreibt.) 
Bei Ganztagskindergärten lang (57 
Stunden) 90 % 
Bei Horte ganztägig 70 % 
 
Es kann nicht im Interesse der Steyrer 
Bürgerinnen und Bürger sein, dass 
Familien mit Kindern in Steyr um bis zu 
90 % mehr zahlen als anderswo in 
Oberösterreich. 
Wir erinnern an den Besuch von Sozi-
alminister Buchinger, der uns als so-
ziale Musterstadt bezeichnet hat und 
wir fordern dringlich diesem Ruf auch 
gerecht zu werden. 
 
Ich ersuche um Diskussion. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es dazu Wortmeldungen? Bitte 
Frau GR Wührleitner. 
 
GEMEINDERÄTIN 
EVA-MARIA WÜHRLEITNER: 
Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, werte Presse. 
Am 11. Juni 2007 haben alle in der 
Landesregierung vertretenen Parteien 
die Elternbeitragsverordnung einstim-
mig beschlossen. Im Sinne der Ge-
meindeautonomie sind die Gemeinden 
und sonstigen Rechtsträger für die 
Umsetzung dieser Verordnung, die 
einen großen Handlungsspielraum zu-
lässt, verantwortlich. Und genau um 
diesen Handlungsspielraum geht es. 
Die Stadt Steyr nutzt diesen in der vor-
gelegten Tarifordnung schamlos aus. 
Mit zunehmender Information von 
Nachbargemeinden müssen wir fest-
stellen, dass wir in Steyr absolute 
Höchstbeiträge kassieren. Der zumut-
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bare Elternbeitrag wurde vom Land mit 
3 % vom Bruttofamilieneinkommen 
beziffert bzw. ein Mindestbeitrag von 
36 Euro festgesetzt, welcher als Kin-
derbetreuungsbonus bei Bedarf vom 
Land zurückerstattet wird. Je nach 
Verweildauer eines Kindes sollten die 
3 % mit 100, 115 bzw. 133 % berech-
net werden. In Steyr werden statt 100 
140 %, statt 115 170 % und statt der 
133 die vom Land vorgeschlagen sind 
gar 190 % berechnet. Es stellt sich 
übrigens auch noch die Frage, warum 
es kein Halbtagsangebot, sprich 20 bis 
29 Stunden, in Steyr gibt. Für so 
manch 3jähriges Kind sind 4 Stunden 
voll ausreichend. Kassiert wird für 6 
Stunden pro Tag. Wo bleibt da die 
Fairness? Berechnet man die Tarife 
nach Landesvorschlag, ergibt sich z. B. 
für eine Betreuung kurz, sprich 30 
Stunden, bei einem Bruttogehalt von 
2.600 ein Tarif von 90 Euro. In Steyr 
bezahlt man 110 Euro. Monat für Mo-
nat 20 Euro mehr. Es stimmt, wenn es 
heißt, die Verteuerung ist nicht so 
hoch, denn bis zuletzt bezahlte genau 
diese Familie 109, also nur einen Euro 
mehr, aber die Stadt verlangte schon 
vor der Tarifregelung unverhältnismä-
ßig hohe Beiträge, viel höher als in 
anderen Gemeinden und nun wird es 
noch teurer. 
Warum nutzten viele Besserverdiener 
das Angebot nichtstädtischer Kinder-
gärten, auch in diesen Reihen vertre-
ten? Sollten es nur religiöse Gründe 
gewesen sein? 
 
Gelächter 
 
GEMEINDERÄTIN 
EVA-MARIA WÜHRLEITNER: 
Noch ein Beispiel gefällig? Familien-
bruttoeinkommen 3.400 Euro abzüglich 
aller Steuern, da werden ungefähr 
2.500 übrig bleiben. Für einen Ganz-
tagsplatz berappt diese Familie 197 
Euro im Monat ohne Essen. Würde 
man dies dazu rechnen wären wir jen-
seits der 300; Landesvorschlag, 155. 

Also elfmal im Jahr bezahlt diese Fa-
milie 42 Euro mehr, das sind fast 500 
Euro im Jahr. Ich glaube, diesen Be-
trag könnte jede Familie anderweitig 
gut gebrauchen.  
Daher appelliere ich an Sie, werte Kol-
leginnen und Kollegen, diese Tariford-
nung neu zu überdenken und der Lan-
desvorgabe zu entsprechen, unseren 
Familien zuliebe, und unserem Antrag 
zuzustimmen. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Herr Vzbgm. Gerhard 
Bremm bitte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, werte Gäste, liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen des Gemeinderates. Es 
ist schon sehr mutig sich hier her zu 
stellen, nach wenigen Wochen wo die 
Debatte über die Kindergartentarife 
stattgefunden hat und hier so zu tun 
wie wenn man von dem Ganzen nichts 
gewusst hätte. Es hat zu dem Thema 
intensive Debatten gegeben. Ich möch-
te überhaupt vorausschicken, wir wa-
ren es nicht als SP, die angetreten sind 
und gesagt haben wir wollen eine neue 
Tarifordnung, ein neues Kindergarten-
gesetz. Dass das Kindergartengesetz 
nicht dem entspricht was unsere sozi-
aldemokratische Vorstellung gewesen 
wäre, das ist ja nicht unbekannt. Es hat 
ja auch im Landtag dazu heftige Dis-
kussionen gegeben und nach einigen 
Korrekturen, die halt dann noch statt-
gefunden haben im letzten Abdruck, 
hat die SP dann auch eben im Landtag 
dem zugestimmt. Aber nur ein Kom-
promiss. Wir hätten uns da schon noch 
wesentlich andere Dinge vorstellen 
können. Z. B., und das hat nicht die SP 
abgelehnt sondern gefordert, dass das 
letzte Kindergartenjahr verpflichtend 
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sein soll und dass das für die Eltern 
unentgeltlich sein soll. Das hat die 
ÖVP, gemeinsam mit den Grünen die 
aber da nichts dafür können, die sind 
da ein bisschen genötigt worden, das 
muss ich fairerweise dazu sagen, weil 
die Grünen haben da schon ideolo-
gisch eine andere Haltung zum Kin-
dergarten, dementsprechend abge-
lehnt. Wenn Sie sich herstellen, Frau 
Kollegin Wührleitner, dann sollten Sie 
die ganze Wahrheit sagen. Wir haben 
nicht die Kindergartentarife erhöht und 
werden teurer, sondern, und das ist in 
Wirklichkeit auf den Punkt gebracht, 
ca. 80 % der Familien die die Kinder in 
den städtischen Kindergarten geben 
haben einen billigeren Tarif wie das vor 
dem 1. September d. J. gewesen ist. 
Wir sind bei 80 % der Kinder billiger 
geworden. Wir haben nichts anderes 
getan wie das Gesetz so vollzogen wie 
es auch beschlossen worden ist. Es 
hätte ja der Gesetzgeber, wenn wir 
etwas Unrechtes getan hätten, dann 
steht es ja dem Gesetzgeber zu, auch 
in einer Statutarstadt, zu sagen, ihr 
entsprecht mit dieser Tarifordnung 
nicht dem Gesetz und es gibt keine 
Zustimmung seitens des Landes und 
es ist neu zu machen. Der Gesetzge-
ber hat hier einen breiten Rahmen be-
schlossen von Mindestbeträgen bis 
Obergrenzen. Da, bei den Obergren-
zen ... 
 
GEMEINDERÄTIN 
DR. BIRGITTA BRAUNSBERGER-
LECHNER: 
Welche Obergrenze? 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Frau Doktor, dann musst du halt den 
Gesetzestext lesen. Es ist ja nicht ver-
boten, den Gesetzestext zu lesen. Nur 
weil er von eurem Landesrat kommt 
könnt ihr ihn trotzdem lesen. Es steht 
nämlich dezidiert drinnen, Mindestsät-
ze maximal kostendeckend. Das steht 
nämlich im Gesetzestext drinnen. Von 

dem sind wir weit entfernt, dass wir 
Kindergartentarife haben die kosten-
deckend sind. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Meilenweit sind wir davon weg. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Wir haben einen jährlichen, und das 
wissen wir eh, jeder weiß das bis auf 
die Gäste, ... 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Das kostet um 1/3 weniger als wie ... 
 
Diskussion verschiedener Mandatare 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Ich komme dann eh noch auf einige 
Details dazu, weil es ist sehr pikant 
und ganz interessant, wie man die Dis-
kussion führt. Nur weil ihr den Auftrag 
von eurem Chef bekommen habt euch 
herzustellen und zu sagen, jetzt müsst 
ihr in Steyr dagegen sein. Ich würde 
mir das von meinem Chef nicht gefal-
len lassen, aber das ist eh euer Kaffee. 
 
GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Sie haben ja gar keinen Chef! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Haben sie gar keinen Chef? 
 
GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Nein, Sie. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Ich habe schon einen Chef. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Daheim! 
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Gelächter 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Ich habe mehrere Chefs. 
Also, wir zahlen im Jahr einen Zu-
schuss seitens der Stadt und das ist 
uns das auch wert. Das ist kein jam-
mern, um das nicht falsch zu verste-
hen, sondern das ist uns die Kinder-
betreuung wert und das war sie uns 
immer wert im Gegensatz zu vielen 
anderen, wenn ich an eure Reichshälf-
te denke. Dort hat es zuerst einmal 
einen langjährigen Anlauf gebraucht, 
dass man einmal gesagt hat wir brau-
chen in allen Kommunen Kindergar-
tenbetreuungseinrichtungen, weil das 
war ja nicht eure Vorstellung, weil das 
soll ja daheim sein und die Frau soll 
daheim bleiben. Also, das war schon 
unsere Position und in den Städten 
haben wir das auch immer realisiert. 
Wir zahlen jährlich rund 1,6 Millionen 
Abgang bei unserer Kinderbetreuung. 
Das wird aus den Stadtfinanzen be-
zahlt. Also, wir sind meilenweit davon 
entfernt hier kostendeckend zu sein. 
Wir haben hier, wie ich schon gesagt 
habe, 80 % der Tarife bzw. die Eltern 
welche die Kinder bringen zahlen we-
niger wie das im vergangenen Kinder-
gartenjahr und in den vergangenen 
Kindergartenjahren der Fall gewesen 
ist. Wir haben nie einen Hehl daraus 
gemacht und es ist nirgends wo das 
verschwiegen worden, dass in den o-
beren Einkommensgrenzen, und da 
möchte ich schon den Schillingbetrag 
sagen, weil das ist noch ein bisschen 
beeindruckender, ich selbst denke 
auch noch gern in Schillinge, ich rech-
ne noch gerne um, weil 3.000 Euro 
sind bei Weitem nicht so beeindrucken 
wie wenn man sagt 42.000 Schilling. 
Wir reden, und das Beispiel das Sie 
gebracht haben, das bewegt sich bei 
50.000 Schilling, also in diesen Ein-
kommenskategorien, dort sind die Tari-
fe spürbar teurer geworden. Da haben 
wir nie einen Hehl daraus gemacht. 

Unsere Position war, dass wir gerade 
auf die sozial Schwächeren Rücksicht 
nehmen und dass die weniger bezah-
len als das bisher der Fall gewesen ist. 
Das nur zum Inhaltlichen und zur Ge-
setzeslage. Also, der Gesetzgeber, 
das Land OÖ, hat für alle Kommunen 
diesen Spielraum eingeräumt und hat 
gesagt, die Tarifgestaltung soll dann in 
den Kommunen stattfinden. 
Jetzt zu dem, weil ihr euch so herstellt, 
der Kollege Mayrhofer bringt einen An-
trag ein, Sie werden verpflichtet, dass 
Sie sich da zu Wort melden müssen. 
Es ist das doch alles im Sozialaus-
schuss, auf Punkt und Beistrich, prä-
sentiert und informiert worden. 
 
GEMEINDERÄTIN 
DR. BIRGITTA BRAUNSBERGER-
LECHNER: 
Vorgesetzt! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Nicht vorgesetzt. 
 
STADTRAT 
WALTER OPPL: 
Waren Sie dabei! 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Nein, die Kollegin war nicht dabei. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Ich komme ja eh noch dazu, so 
scheinheilig braucht ihr ja nicht tun. Es 
hat ja dann Reaktionen dazu gegeben. 
Es ist ja nicht so, dass wir die Debatte 
jetzt da führen, sondern es ist im Sozi-
alausschuss ausführlichst von Herrn 
Mag. Hochgatterer präsentiert worden. 
Ihr habt Unterlagen dazu bekommen, 
den Gesetzestext, werdet ihr ja eh ge-
habt haben. Ich nehme ja nicht an, 
dass ihr euch den nicht selbst auch 
besorgt habt und dass man sich den 
nicht selber anschaut. Es ist alles prä-
sentiert worden. Dann sagt der Kollege 
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Mayrhofer: „VP Stadtrat Gunter Mayr-
hofer gibt dem neuen Modell eine gute 
Note.“ Danke, lieber Gunter, das ist eh 
nicht so oft, aber du hast das erkannt, 
dass wir da wirklich ein gutes Modell 
gemeinsam erarbeitet haben. Im Prin-
zip ist es das geworden was wir von 
der VP gefordert haben. Es gibt eine 
familienfreundliche Tarifstaffelung und 
die Privatkindergärten werden damit 
leben können. Gott sei Dank gibt es 
diese Einigung. Das haben nicht wir 
geschrieben sondern das ist deine Po-
sition gegenüber der Presse was du 
gesagt hast. Sich jetzt herzustellen und 
zu sagen ich habe von dem allen 
nichts gewusst, so einfach kannst du 
dir das natürlich nicht machen. Das 
kann man da nicht gelten lassen, dass 
du sagst, das ist eine gute Einigung 
und das ist ein gutes Modell, sozial 
ausgewogen und dann weißt du nicht, 
von was du geredet hast. Also, so in 
das Eck stelle ich dich nämlich nicht, 
du weißt sehr genau, was du gesagt 
hast und du weißt auch, dass das ein 
gutes Modell ist. Was die Hintergründe 
sind? Die Hintergründe sind nämlich 
parteipolitisch warum ihr jetzt auf ein-
mal da vorgeschickt werdet, an die 
Front, und müsst da dagegen wettern, 
weil nämlich gerade in den ÖVP domi-
nierten Gemeinden zum Teil so niedri-
ge Tarife gewesen sind und die mit 
diesem Modell, das ÖVP und Grüne 
beschlossen haben, in vielen kleinen 
Gemeinden enorme Tarifanpassungen 
notwendig sind, weil die Mindesttarife 
jetzt vollzogen werden müssen. Jetzt 
ist der Sigl da gewaltig unter Druck 
gekommen bei seinen eigenen Bür-
germeisterkollegen aus seiner eigenen 
Partei und jetzt sucht man sich die 
Städte heraus und will auf die Städte 
hinhauen. In Wirklichkeit ist das ganze 
Gesetz bei Weitem nicht das, was man 
sich wünscht und vorstellt und ihr 
müsst jetzt da herhalten und ihr müsst 
jetzt die Debatte führen. So kann man 
das in keinster Weise stehen lassen. 
Sogar mit den privaten Kindergärten, 

da wird dann eh die Frau Referentin 
auch noch einiges dazu zu sagen ha-
ben, also in Wirklichkeit ist das nicht 
unbedingt ein Ruhmesblatt wie man da 
die Debatte über das führt. Man kann 
auch sagen, ich bin mit dem noch nicht 
zufrieden. Ich bin auch mit dem Gan-
zen noch nicht zufrieden. Ich könnte 
mir nämlich schon vorstellen, und das 
müsste ein gesellschaftspolitisches 
Anliegen sein, dass jedes Kind einen 
Anspruch auf einen Kindergartenplatz 
hat und dass der Kindergartenplatz 
auch gratis ist, dass den die öffentliche 
Hand bezahlt. So weit müsste das ge-
hen. Das könnte ich mir vorstellen und 
das würde ich mir wünschen. Es ist 
aber leider nicht ganz so. 
 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
GR Frech bitte. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Gäste. Ich denke nicht, dass 
es so viel Mut erfordert sich hier her-
außen herzustellen um zu erkennen, 
dass vielleicht der Abend mitunter klü-
ger ist als der Morgen. Gestatten Sie 
das einigen Kollegen der Fraktion, der 
ÖVP beispielsweise, den Grünen oder 
andern hier herinnen. Im Sozialaus-
schuss selbst, kann ich mich erinnern 
... 
 
GEMEINDERAT 
GERALD HACKL: 
Eine hat es immer gewusst. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Sie können nicht bestreiten, dass ich 
im Sozialausschuss sehr wohl gesagt 
habe, ich schaue mir dieses Modell an, 
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ich werde es mir, nachdem wir es in 
der Sozialausschusssitzung vorgestellt 
bekommen haben, einmal durchden-
ken und ich kann ad hoc nicht sagen 
bin ich dafür oder nicht, ich werde mich 
damit beschäftigen. Das damit Be-
schäftigen hat halt dazu geführt, dass 
man diese Kritikpunkte anmerken 
muss. Hätte ich gewusst, Kollege 
Bremm, dass du sogar für einen Gra-
tiskindergarten bist, na ja, dann hätten 
wir ja auch wunderbar eine Resolution 
an das Land einbringen können um so 
etwas zu tun, weil genau der Punkt der 
Gratiskindergärten ist ja ein wesentlich 
er in Steyr und das wird bei der ganzen 
Tarifdiskussion bis dato viel zu wenig 
berücksichtigt. Wir liegen an der Gren-
ze zu Niederösterreich und in Nieder-
österreich gibt es einen Gratiskinder-
garten. 
 
Zwischenrufe: Halbtags! 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Aber zumindest gibt es vormittags ei-
nen Gratiskindergarten. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Bei uns gibt es den Kindergarten für 
einen großen Prozentsatz auch gratis. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Dort aber für alle. Es gibt nicht wenige 
Eltern die z. B. in Niederösterreich 
wohnen, in Steyr arbeiten und ihr Kind 
deshalb in Steyr in den Kindergarten 
haben und dafür zahlen müssen ob-
wohl sie in Niederösterreich beispiels-
weise ihren Gratiskindergarten haben. 
 
STADTRAT 
WALTER OPPL: 
Wie kommen wir dazu, dass ... 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 

Nein, ich will ja nur zeigen, dass damit 
auch die Diskrepanz noch größer wird.  
 
Das 2. ist, was in der ganzen Diskussi-
on auch ein bisschen unter geht, dass 
man immer sagt, na ja, das ist ja oh-
nedies nicht so viel, was die Eltern 
zahlen, die paar Prozent vom Brutto-
einkommen. Nur jeder von uns weiß, 
denke ich mir, dass brutto nicht netto 
heißt und netto schaut die Geschichte 
von den 50.000 Schilling dann schon 
ganz anders aus. Der nächste Punkt 
ist, dass Eltern, die kleinere Kinder 
haben aber auch größere Kinder, ja 
nicht nur für den Kindergarten zahlen 
müssen, sondern durchaus auch ande-
re Betreuungskosten haben. Wenn das 
Kind beispielsweise krank ist, dann 
muss man sich jemanden organisieren 
der aufpasst auf das Kind, weil Pflege-
urlaub bekommt man auch nicht immer 
so leicht. D. h., die Kosten für das Kind 
sind viel höher. Wenn Sie eine der 
Studien in den letzten Tagen gelesen 
haben, da ist herausgekommen, ein 
Kind kostet im Monat so im Schnitt 570 
Euro. Da ist aber nicht reingerechnet 
Wohnung oder so, sondern wirklich nur 
das was ein Kind de facto kostet. Das 
ist nicht wenig. Deshalb denke ich mir 
sollte man sich diese Tarifordnung 
sehr wohl überlegen. Zusätzlich, und 
ich weiß schon, dass es der SP-
Fraktion schwer fallen wird diesem An-
trag nachzukommen, wo Sie sich viel-
leicht leichter tun, das ist bei einem 
Punkt, das möchte ich Ihnen als Zu-
satzantrag zu diesem Antrag bekannt 
geben, mitzugehen dabei eine Bitte an 
das Land OÖ zu richten, weil das ist 
ein Punkt dafür kann die Stadt Steyr 
nichts, und zwar folgenden Zusatzan-
trag: 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Das Land Oberösterreich bzw. die zu-
ständigen Landesräte Sigl und Ackerl, 
welche die Elternbeitragsverordnung 
unterzeichnet haben, werden hiermit 



 259

aufgefordert den § 5 Abs. 3 der Eltern-
beitragsverordnung 2007 zu novellie-
ren und eine familienfreundlichere Re-
gelung herbeizuführen, welche die be-
sondere finanzielle Belastung von El-
tern mit mehreren Kindern stärker be-
rücksichtigt als dies nun der Fall ist. 
 
Begründung: 
Derzeit lautet der § 5 Abs. 3 der El-
ternbeitragsverordnung 2007 folgen-
dermaßen: 
 
Besuchen mehrere Kinder einer Fami-
lie eine Kinderbetreuungseinrichtung 
ist für das zweite oder weitere Kind je 
ein Abschlag von maximal 20 % fest-
zusetzen. D. h., hier gibt es keinen 
Handlungsspielraum. Die Gemeinden 
dürfen maximal 20 % nachlassen. In 
Steyr war es bis dato so, dass wir für 
das zweite Kind 30 % nachgelassen 
haben und das ist jetzt immerhin eine 
Steigerung von 10-%-Punkten, nämlich 
für die Eltern nicht mehr die 30 % Ab-
schlag sondern nur mehr die 20 %, 
und das dritte Kind war bis dato über-
haupt gratis. Jetzt müssen wir aber für 
das dritte Kind, aufgrund dieser Eltern-
beitragsverordnung, ebenfalls 80 % 
oder für ein viertes Kind ebenfalls 80 % 
berechnen. Es gilt ja für eine Kinder-
betreuungseinrichtung, d. h. wenn das 
eine Kind im Kindergarten ist, das an-
dere im Hort ist, dann wird das zu-
sammen gerechnet. Und das kann 
schon einmal schnell sein, wenn man 
Zwillinge hat und noch ein Kind, also 
es gibt nicht so wenige Fälle auf die 
das zutrifft. Das ist natürlich schon ein 
fatales Signal, gerade in Zeiten wo je-
der Politiker sagt wir möchten dass es 
mehr Kinder gibt, gerade Familien mit 
vielen Kindern hier über Gebühr zu 
belasten. Wie gesagt, die Stadt kann 
dafür nichts, bis dato hatte sie den 
Gratistarif für das dritte Kind, jetzt 
müssen wir 80 % verlangen. Diese 
Regelung bedeutet eben, dass Famili-
en mit mehreren Kindern in Steyr, aber 
auch in allen vielen weiteren zahlrei-

chen Gemeinden, höhere Tarife zahlen 
müssen als bisher. Ich würde Sie bit-
ten, bei dieser Resolution an das Land 
OÖ, in Form eines Zusatzantrages, 
mitzugehen, weil dies nämlich vor al-
lem bedeutet, dass Eltern, die wie ge-
sagt die ein drittes Kind haben in einer 
Kinderbetreuungseinrichtung, jetzt 
plötzlich 100 Euro, 130 Euro oder noch 
mehr zahlen und bis dato gar nichts 
dafür zahlen müssen. Ich denke mir es 
ist ein familienpolitisches Signal für 
Familien mit mehreren Kindern hier 
das Land zu bitten, diese Regelung zu 
überdenken. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gut. Gibt es weitere Meldungen zum 
Hauptantrag? Herr StR Mayrhofer bit-
te. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Geschätzter Vorstand, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren. Wir haben 
da jetzt ein Paradebeispiel gehört, wie 
schaue ich, dass ich nicht über Sach-
politik spreche, was muss ich machen, 
damit ich vom Thema ablenken kann. 
Das ist perfekt gelungen. Da merkt 
man die gewerkschaftliche Schulung. 
Hut ab, lieber Gerhard Bremm. Du hast 
Recht, in Schillinge hört sich einiges 
noch viel bedeutender an, darum wer-
den wir durchaus auch die monatlichen 
Beiträge in Schillinge umrechnen, wir 
reden hier von maximal 2.758 Schillin-
ge pro Monat die man bezahlen muss. 
Ich stehe nicht an zuzugeben wenn ich 
Fehler gemacht habe. Ich habe bei der 
seinerzeitigen Zustimmung im Stadt-
senat den Fehler gemacht. Schon A-
denauer hat gesagt, der Morgen ist 
immer gescheiter als der Abend. Was 
mir gefehlt hat ist mit Sicherheit der 
Vergleich mit anderen Kommunen. 
Wenn du sagst unsere Reichshälfte, 
mich wundert der Ausdruck Reichshälf-
te, aber vielleicht hast du da diesbe-
zügliche Erfahrungen, hat mit Kinder-
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gärten nicht viel am Hut. Am Sonntag 
wurde der älteste Kindergarten Steyrs 
gefeiert. 160 Jahre St. Michael. 
 
 
STADTRAT 
WALTER OPPL: 
D. h., den Caritas-Kindergarten zählst 
du zur ÖVP. Habe ich das jetzt richtig 
verstanden? Ich habe geglaubt der ist 
unpolitisch. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Herr Vzbgm. Bremm, 160 Jahre. Ich 
hoffe du hast einmal nachgerechnet 
wie lange die städtischen Kindergärten 
schon existieren. Wir haben heute ge-
hört die Anfrage, was tun, damit sich 
die Bevölkerungsentwicklung nicht so 
weiter entwickelt. Wir leiden darunter, 
dass wir stagnieren mit unseren Bevöl-
kerungszahlen. Es wandern sehr viele 
in die Umlandgemeinden ab. Da muss 
man sich schon fragen warum das der 
Fall ist. Warum sind vor allem in den 
Umlandgemeinden sehr kinderreiche 
Familien? Warum ist dieser Zug da in 
diesen Umlandgemeinden? Ich darf 
euch schon eines sagen, bleiben wir 
bei diesen Umlandgemeinden, Ganz-
tagstarif in Dietach maximal 120 Euro, 
Ganztagstarif in Garsten 120 Euro. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Und alt? 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Ganztagstarif in Ulrich 120 Euro. Herr 
Bürgermeister, warum kostet ein Kind 
in Steyr um mehr als 50 % mehr als in 
den Umlandgemeinden? Warum kostet 
bei uns ein Kind maximal 197 Euro und 
in den Umlandgemeinden maximal 120 
Euro? 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 

Weil die keine Betreuung von 6 Uhr in 
der Früh bis 6 Uhr am Abend haben. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Da kommen wir auch noch drauf Herr 
Bürgermeister. 
 
Da spricht der Herr Vizebürgermeister, 
am liebsten wäre ihm ein Gratiskinder-
garten. Was hindert ihn daran oder 
was hindert uns daran die Tarife we-
nigstens zu reduzieren auf die Landes-
vorgabe? Da sind wir zwar noch nicht 
beim Gratiskindergarten, aber wenigs-
tens ein bisschen schon näher bei der 
Realität. Das was wir da machen, wir 
entfernen uns, aber mit Abstand, von 
den anderen Gemeinden. Wir sind teu-
rer als alle anderen Gemeinden bei der 
Kinderbetreuung. Dann schimpfen wir 
uns, oder lassen wir uns sogar loben 
vom Sozialminister, Steyr ist die sozia-
le Musterstadt. 
 
GEMEINDERAT 
GERALD HACKL: 
Das braucht dich ja nicht ärgern, das 
ist ja wahr. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Wenn ich höre, dein Chef hat dir das 
angeschafft oder was, dann darf ich dir 
eines sagen, das Mandat das ich be-
kommen habe, habe ich von den Bür-
gern bekommen, von den Eltern. Ich 
weiß nicht, ob du irgendwie von irgend-
jemanden geschickt wurdest. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Ich habe ja nicht gesagt, dass du ge-
schickt worden bist. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Wenn Eltern Probleme haben, dann 
glaube ich ist es notwendig, dass wir 
reagieren, dass wir uns dieser Sorgen 
und Nöte wirklich annehmen und dass 
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wir diskutieren was können wir machen 
damit wir denen auch entgegen kom-
men und es auch wieder leistbar ma-
chen. Das was hier vorgelegt wurde 
oder was wir heute beschließen sollen, 
kann so nicht beschlossen werden. Ich 
sage das ganz offen. Das ist zu viel. 
Wir entfernen uns davon eine soziale 
Stadt zu sein. Wir müssen mit Sicher-
heit eine Korrektur machen. Ich ver-
lange wirklich, dass wir uns auf ein 
erträgliches Maß herunter bewegen. 
Es kann nicht als Entschuldigung an-
geführt werden, weil wir vorher teuer 
sind müssen wir jetzt auch teuer blei-
ben. Eine gewisse Scheinheiligkeit ist 
da nicht abzusprechen, lieber Kollege 
Bremm. Wenn du zuerst gesprochen 
hast von Beträgen, mir ist schon klar, 
wir kommen heute eh noch zu einen 
Tagesordnungspunkt wo ein paar Hun-
derttausend, wie du geschrieben hast 
in der Zeitung, oder ein paar Millionen 
keine Rolle spielen. Ich würde sagen, 
sparen wir lieber da ein und investieren 
in die Zukunft unserer Kinder. Das wä-
re sinnvoller. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
GR Hackl ist der Nächste. 
 
GEMEINDERAT 
GERALD HACKL: 
Verehrtes Präsidium, geschätzte Kol-
leginnen und Kollegen, ich weiß nicht 
ob alle hier Anwesenden wissen was 
das Wort Chuzpe bedeutet. Das ist 
jedenfalls ein Wort aus dem Jüdischen 
und heißt übersetzt Frechheit. Trotz-
dem hat sich das Wort Chuzpe im 
Deutschen Sprachgebrauch bis heute 
gehalten. Und zwar deshalb, weil 
Chuzpe eigentlich viel mehr heißt als 
Frechheit, das geht eigentlich darüber 
hinaus in Richtung Ungeheuerlichkeit 
und Unverschämtheit. Wenn ich mir 
diese Diskussion zu den Kindergarten-

tarifen heute anhöre und speziell das 
was die ÖVP da abliefert, dann kann 
ich nur sagen, dazu gehört wirklich 
eine ungeheure Portion Chuzpe. Ich 
meine, das kann und darf man, bei 
allem Verständnis für parteipolitisches 
Taktieren, nicht akzeptieren. Die Aus-
schüsse und die Gremien der Stadt 
sind keine Kaffeekränzchen. Es kann 
doch nicht sein, dass man sich in ei-
nem Ausschuss informieren lässt, das 
Thema diskutiert, anschließend seine 
Meinung dazu kund tut und einige Ta-
ge oder Wochen später stellt man sich 
hin und sagt das gilt alles nicht, das ist 
nicht gut, dafür bin ich nicht, ich bin 
klüger geworden. Das besonders ver-
werfliche daran, finde ich zumindest, 
ist das, dass man sich, um nicht sofort 
völlig unglaubwürdig zu werden, hinter 
Beamten und Sachbearbeitern ver-
steckt und kurzer Hand feststellt man 
sei nicht umfassend informiert gewe-
sen. Das ist eine Ungeheuerlichkeit, 
das ist Chuzpe in Reinkultur.  
Der Herr Mag. Hochgatterer ist einer 
der besten und sachlich fundiertesten 
Mitarbeiter die wir in diesem Haus ha-
ben und er hat sich wie kein Zweiter 
mit dieser Materie beschäftigt, in die 
Materie vertieft und sich nachweislich 
alle Mühe gegeben um im Sozialaus-
schuss das neue Kindergartentarifsys-
tem zu erläutern. Und meinen Informa-
tionen nach sind auch keine Fragen 
offen geblieben. Es war allen klar wor-
um es geht, was vorher war und was 
neu sein wird. Und alle, mit Ausnahme 
der Kollegin Frech, aber das ist ja ei-
gentlich keine Ausnahme, waren dafür 
und haben für das neue Kindergarten-
tarifsystem gestimmt. Der Gunter 
Mayrhofer, in seiner Funktion als 
Stadtrat, wir haben es ja eh gehört, hat 
im Stadtsenat die Hand dafür gehoben 
und hat zugestimmt, einen rechtlich 
verbindlichen Beschluss gefasst.  
 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, 
jetzt kann man natürlich rätseln warum 
es zu so einen derartigen Meinungs-
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umschwung kommt. Ich meine aber 
das Rätsel ist, zumindest was die ÖVP 
betrifft, ganz einfach gelöst. 2009, also 
schon in zwei Jahren, sind wieder 
Wahlen und die Steyrer ÖVP hat, wie 
ich weiß, eine aktuelle Meinungsum-
frage vorliegen und die ist, wie ich hö-
re, alles andere als super. Allerdings 
zeigen derartige Umfragen, und das 
weiß ich ja selbst, auch wo man anset-
zen kann oder muss oder sollte, könn-
te, müsste und da wird halt, zum wie-
vielten Mal eigentlich, drinnen stehen 
oder daraus herauszulesen sein wo es 
nur geht in jeden möglichen oder un-
möglichen Situationen soll man der 
Mehrheitsfraktion, also die SPÖ-
Fraktion, man soll ihr möglichst ans 
Bein pinkeln. Das ist das ganze Motiv 
das dahinter steht, hinter diesen völlig 
grundlos vom Zaun gebrochenen Dis-
kussionen zu diesen Tarifen, kleinli-
ches parteitaktisches Verhalten. Nicht 
mehr. Das trifft meines Erachtens lei-
der auch auf die Grünen zu. Die ÖVP 
legt aber noch eines drauf. So ganz 
nach dem Motto „Angriff ist die beste 
Verteidigung“ hat uns der für dieses 
Kinderbetreuungsgesetz verantwortli-
che ÖVP-Landesrat Sigl über die Me-
dien ausrichten lassen, er könnte den 
Steyrern Nachhilfe erteilen, wenn sie 
sich bei seiner Verordnung nicht aus-
kennen oder diese falsch interpretie-
ren.  
 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, 
da bin ich wirklich froh, dass es das 
jüdische Wort Chuzpe gibt, weil es war 
genau der Viktor Sigl der hier so gön-
nerhaft Ratschläge erteilt, der es ge-
schafft hat, geschafft unter Anfüh-
rungszeichen, das neue Kinderbetreu-
ungsgesetz so lange hinauszuzögern, 
dass das Kindergartenjahr schon zu 
Ende war bevor das überhaupt be-
schlossen wurde. Das ist der Viktor 
Sigl, der hat glaubt uns jetzt aus Linz 
Ratschläge erteilen zu können. Es war 
auch der Viktor Sigl der die Elternbei-
tragsverordnung, die wir so spät erfah-

ren haben, so verworren und kompli-
ziert formulieren hat lassen, dass eige-
ne Informationsveranstaltungen, Land 
auf Land ab, ob Schwarz oder Rot, 
stattfinden haben müssen um es den 
Gemeinderätinnen und Gemeinderäten 
aus den Sozialausschüssen zu erklä-
ren, was da im Endeffekt drinnen steht. 
Das ist der Viktor Sigl. Der LR Sigl, 
und ich behaupte er tut es wider bes-
seren Wissens, kritisiert das Steyrer 
Tarifsystem. Und er wird seit Monaten 
von allen Bürgermeistern in OÖ geprü-
gelt und ich glaube er hat, da gibt es ja 
wie wir wissen mehr schwarze als rote 
Bürgermeister, in seinem politischen 
Leben noch nie so viele verbale Schlä-
ge einstecken müssen wie jetzt für die-
ses Gesetz. Also der Herr LR Sigl ist 
der Letzte der sich hier hervortun soll-
te. Und wenn jemand Nachhilfe benö-
tigt, dann ist es er selbst, schließlich 
wird nicht ohne Grund, so wie ich höre, 
jetzt schon im Land, und da wären wir 
dort, vielleicht wird es wirklich besser, 
an einer Novellierung von diesem 
missglückten Kinderbetreuungsgesetz 
gearbeitet.  
 
Es steht daher fest, auch der Herr Lan-
desrat, dem geht es um das Ablenken 
von seinen eigenen Fehlleistungen und 
Problemen, und da bietet sich natür-
lich, und der Gerhard Bremm hat es ja 
gesagt, das „Rote Steyr“ hervorragend 
an, noch dazu, und jetzt schließt sich 
der Kreis, weil 2009 sind auch Land-
tagswahlen. Und wie wir wissen, be-
kommt die ÖVP auf Landesebene seit 
einigen Jahren auch hier in Steyr die 
Füße nicht auf den Boden. Mein Re-
sümee daher: Es ist unlauter, ein Tarif-
system in Misskredit zu bringen, das 
für rund 80 % der Betroffenen eine 
Verbesserung darstellt. Es ist unlauter, 
engagierten und fleißigen Mitarbeitern 
zu unterstellen sie hätten nicht richtig 
oder nicht ausreichend informiert. Und 
wenn das alles, ganz offensichtlich aus 
niedrigen parteitaktischem Kalkül her-
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aus trotzdem geschieht, dann ist das 
Chuzpe in Reinkultur. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gemeinderätin Fanta bitte. 
 
GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Werte Kolleginnen und Kollegen, vieles 
ist schon gesagt worden. Ich kann es 
mir jetzt nicht nehmen lassen auf den 
Kollegen Hackl zu antworten was den 
Sozialausschuss betrifft und dass da 
alle so dafür waren und alle mitge-
stimmt haben. Zum einen habe ich gar 
kein Stimmrecht im Sozialausschuss 
und zum 2. habe ich auch nicht sozu-
sagen mitklingen lassen, dass das so 
toll ist. Was die Präsentation ... 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Nein, das stimmt nicht. 
 
GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Darf ich Ihnen das jetzt kurz sagen, ich 
glaube ich bin gerade am Wort. 
 
Das Szenarium Sozialausschuss ist 
Folgendes. Die sogenannte tolle In-
formation, und hierbei möchte ich den 
Kollegen Hochgatterer als sehr guten 
Beamten und Fachmann, also ihm das 
unbenommen lassen, das Problem ist 
nur, wenn man eine Power-Point-
Präsentation macht auf der eine Exel-
Tabelle drauf ist wo die alten und die 
neuen Tarife nebeneinander aufgelistet 
sind und es gibt kein Argument dazu 
wie diese neuen Preise zustande ge-
kommen sind und der Herr Kollege 
Hochgatterer sich darin erschöpft, so-
zusagen 12 oder 15 Zeilen herunter zu 
lesen die man selber lesen kann, dann 
ist da keine Information. Ich weiß bis 
heute nicht welcher Schlüssel diesen 

Preisen zugrunde liegt. Ich weiß es 
nicht. Ich glaube auch nicht, dass das 
so etwas wie Information ist. Das ist 
ein mit der Bitte um freundliche Kennt-
nisnahme, ein Papier, das man auch 
ausschicken hätte können. 
 
GEMEINDERAT 
GERALD HACKL: 
Fragen könnte man im Ausschuss. 
 
GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Eh, aber die Fragen die ich gestellt 
habe sind, wie leider sehr oft, aber das 
würde jetzt zu weite Kreise ziehen, 
nicht wirklich beantwortet worden, weil 
ich oft genug anscheinend nicht ver-
standen werde was ich meine wenn ich 
nachfrage. Aber das ist ein anderes 
Thema. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Das kann ich mir nicht vorstellen. 
 
GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Es ist aber leider so. 
 
Das was ich an diesem Antrag kritisie-
re und warum wir das unterschrieben 
haben ist in erster Linie diese nicht 
Nachvollziehbarkeit wie diese Tarife 
entstanden sind. Ich würde sehr darum 
bitten das aufzuklären, damit wir auch 
wissen warum wir das so beschließen. 
Danke. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Gib es weitere Wortmel-
dungen? Herr Mayrhofer. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Ja, meine geschätzten Zuhörer, wenn 
man hier hört kleinliches, parteipoliti-
sches, motiviertes Agieren und das 
wird verwendet für einen Bereich wo 
man sagt Gebühren sind zu hoch, Tari-
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fe sind zu hoch. Wir entfernen uns von 
einem erträglichen Maß, wir sind um 
Eckhäuser weg von den Nachbarge-
meinden. Wenn das die Begründung 
ist, dann muss ich sagen, ja, dann be-
kenne ich mich dazu Herr Hackl. Weil 
das kann es ja nicht sein, wenn man 
sich für die Bürger von Steyr einsetzen 
will und man möchte erreichen, dass 
etwas was ausgeufert ist wieder auf 
ein erträgliches Maß zurückgeführt 
wird und als Verteidigung bringt man 
nichts anderes vor, nichts Sachpoliti-
sches bitte schön, nichts, was irgend-
wie entkräften könnte, dass die Tarife 
zu hoch sind sondern man sagt nur, ihr 
seid ja nur dafür, weil das parteipoli-
tisch ist. 
 
GEMEINDERAT 
GERALD HACKL: 
Du hast ja vorher schon zugestimmt. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
D. h., ein ganz klarer Fall, von deiner 
Seite, dass es dir nicht darum geht den 
Bürgern zu helfen, dass es dir nicht 
darum geht, wie kann man die Sen-
kung erreichen, sondern es geht dir 
nur darum, Absicherung. Aus. Da 
muss ich schon sagen, ich bekenne 
mich dazu. Das habe ich auch gesagt. 
Ich habe mich getäuscht. Bei der ge-
samten Präsentation, und schaut euch 
bitte schön auch das Protokoll an, ist 
kein einziges Mal irgendein Vergleich 
mit einem anderen Kindergarten gefal-
len. In keinster Weise, überhaupt nicht. 
Die Schwierigkeit und wie weit wir dar-
über liegen über den Tarifen und die 
Ungleichbehandlung eines Bürgers 
100 Meter auf Steyrer Stadtgebiet oder 
100 Meter auf einer Nachbargemeinde, 
die wurde uns vorher nirgends aufge-
zeigt. Erst jetzt bitte schön ist man 
draufgekommen. Auch eine Begrün-
dung dafür ist natürlich, und ich glaube 
das hast du ja wahrgenommen, die 
Aufregung der Eltern die sagen: „Wa-

rum müssen wir so viel bezahlen?“ 
Das kann es nicht sein. 
Noch einmal, in Schillinge, 2.750 Euro. 
Wir reden nicht von Kleinigkeiten. Wir 
reden von enormen Beträgen und das 
ist zu viel. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. GR Kupfer ist der 
Nächste. 
 
GEMEINDERAT 
ANDREAS KUPFER: 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, was 
hier passiert ist scheinbar der Vorge-
schmack auf die Landtags- und Ge-
meinderatswahlen 2009. Schwarz und 
Rot beflegelt sich, schiebt sich den 
„Schwarzen Peter“ zu. Von der Sach-
politik entfernen wir uns zugehend. Ich 
finde das ehrlich gesagt schade, aber 
es ist an und für sich auch eine Fort-
setzung von dem was wir bei dem 
Thema eigentlich in den letzten Mona-
ten und Jahren erlebt haben. Immer 
wieder diese Ideologiedebatte wenn es 
um den Kindergarten geht und um die 
Kindergartentarife. Ich finde es schade. 
Ich finde diese Auseinandersetzung 
zwischen privaten und öffentlichen 
Kindergärten einfach schade, weil bei-
de arbeiten gut, haben hohe Qualitäts-
kriterien und es gibt keine negativen 
Rückmeldungen von den Eltern her, 
was die Qualität betrifft, dass es da 
Probleme gäbe. Wo es Probleme gibt 
ist scheinbar bei den Tarifen. 
Zur Versachlichung vielleicht zwei Din-
ge. Dieser Tarif ist beschlossen wor-
den im Stadtsenat, ich glaube nach der 
GR-Sitzung im Juli. D. h., zwei oder 
drei Tage nachdem wir GR-Sitzung 
gehabt haben, d. h., danach war keine 
Debatte mehr möglich. Die Kindergär-
ten, die Horte etc. waren zwei Monate 
lang ratlos wie sie denn jetzt tun sollen, 
haben nicht gewusst, wie sie sich jetzt 
auf das einstellen sollen, keiner hat 
gewusst, was wirklich passiert. Heute 
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haben wir es erst auf der Tagesord-
nung und sollten es beschließen.  
Die zweite Geschichte ist für mich 
noch viel tragischer. Wir diskutieren 
über scheinbar 20 %. Diese 20 % die 
mehr verdienen, die 3.700 brutto und 
mehr bekommen. Es ist auch so ein 
bisschen eine arm-reich Diskussion. 
Ich verstehe es nicht, warum uns wir in 
Steyr das antun. Warum tun sich wir 
die Diskussion an, dass wir diese De-
batte führen, wo es in Linz und Wels, 
den anderen beiden Statutarstädten, 
diese Diskussionen in dem Ausmaß 
nicht gibt. Ich möchte auch diesen 
Vergleich anbringen, Linz und Wels hat 
bei den Höchsttarifen andere Tarife 
wie wir. Wir sind halt einmal da drüber. 
Mein Appell an die Mehrheitsfraktion 
ist die, wieso ersparen wir uns die Dis-
kussion nicht, es geht glaube ich um 
20 Euro. Wenn wir das gemacht hät-
ten, dasselbe wie in Linz oder Wels, 
dann hätten wir die Debatte heute nicht 
gehabt. 
 
GEMEINDERAT 
GERALD HACKL: 
Doch! 
 
GEMEINDERAT 
ANDREAS KUPFER: 
Dann hätten wir sie nicht gehabt, weil 
dann hätten wir den Vergleich mit den 
anderen Statutarstädten gehabt. Jetzt 
haben wir das wieder. Jetzt haben wir 
wieder die Diskussion im Gemeinderat, 
die Zeitungen schreiben wieder ein, 
zwei Wochen darüber und keiner ist 
glücklich und keiner ist zufrieden. Wir 
könnten ja in der Kinderbetreuung über 
ganz andere Dinge in dieser Stadt dis-
kutieren, die ja viel interessanter wä-
ren. Nein, immer wieder diese Tarifge-
schichte. Das ist auch das was meine 
Kollegin Fanta angesprochen hat, im 
Sozialausschuss hat es da auch nicht 
wirklich viel Diskussion über die 
Grundlagen dieser Tarifgestaltung ge-
geben. Wieso haben wir diese Gre-
mien nicht? Warum haben wir diese 

Diskussionen nicht? Das finde ich ein-
fach schade. Immer wieder diese Ideo-
logiedebatte.  
Gery, ein netter Redebeitrag, aber 
Wahlkampf, das ist noch ein bisschen 
zu früh. Warten wir noch ein wenig. Es 
ist noch Zeit. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke. StR Oppl. 
 
STADTRAT 
WALTER OPPL: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen des 
Gemeinderates, ich fühle mich jetzt 
schon veranlasst, ein paar Sätze zu 
sagen. Auf dich, Ute, zurückzukom-
men, wenn du sagst, es ist im Sozial-
ausschuss darüber nicht debattiert 
worden und es ist nicht erklärt worden, 
dann muss ich da schon eindeutig 
feststellen, ein Faktum ist, dass der 
Kollege Hochgatterer sehr wohl erklärt 
hat, dass die Ausgangsbasis der Be-
rechnungen einmal im Rahmen der 
neuen gesetzlichen Bestimmungen ist. 
Unsere alten Kindergartentarife sind, 
dass wir als Stadt möglichst kosten-
neutral aussteigen. Das ist ja glaube 
ich auch legitim. Noch dazu möchte ich 
erinnern, dass es, bis wir zu unsren 
zwischenzeitlich alten Kindergartentari-
fen gekommen sind, extrem viele Sit-
zungen gegeben hat und extrem große 
Debatten geben hat, auch mit der 
ÖVP, bis wir uns gemeinsam auf die-
ses Tarifsystem, was zwischenzeitlich 
überholt ist, geeinigt haben. Ich möch-
te da nicht auf die großen Debatten da 
herinnen, die auch in dem Raum und 
in vielen, vielen Sozialausschüssen 
und sonstigen Sitzungen durchgeführt 
worden sind, eingehen. Das wissen 
etliche die da herinnen sind sehr wohl 
ganz genau. Das war eben die Basis. 
Herausgekommen ist, dass es für  
80 % trotzdem zu einer Verbilligung 
der Kindergartentarife kommt. 
Bremm Gerhard hat es zuerst schon 
gesagt, und zu dem stehe ich auch, 
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wenn wer besser verdient, dann ist das 
auch legitim. Wenn uns das Land die-
se Richtlinien vorgibt, dann ist es halt 
so, dass auch, wenn Besserverdiener 
sind, die können auch ruhig mehr dafür 
berappen. Es ist in keinster Weise ein-
zusehen, und eigentlich hat sich die 
Debatte im Nachhinein an die Tarife 
von den privaten Kindergärten ent-
sandt, weil die sind dann drauf ge-
kommen, wie die privaten Kindergär-
ten, inklusive meiner Kinderfreunde, 
die Tarife, wie sie gesagt haben wir 
schalten dann gleich, hat es natürlich 
dann die Debatten gegeben und ei-
gentlich reden wir über die. Das ist aus 
meiner Position sicherlich nicht einzu-
sehen, dass Gutverdiener in privaten 
Kindergärten weniger bezahlen und 
gleichzeitig bekommen wir dann, als 
Stadtvertreter, immer wieder den Vor-
wurf, dass wir zu teuer sind und, und, 
und. Also, das geht sich einfach in 
meinem logischen Denken nicht zu-
sammen. 
Andy, wenn du sagst ... 
 
GEMEINDERAT 
ANDREAS KUPFER: 
Das ist ja nicht die Diskussion jetzt. 
 
STADTRAT 
WALTER OPPL: 
Na sicher ist das die Diskussion, weil 
wir ausführlichst darüber informiert ha-
ben wie die Tarife entstanden sind. 
Sich jetzt da herzustellen und sagen 
wir sind da nicht informiert worden, 
dann muss ich ein bisschen polemisch 
sagen, dann hängt das vielleicht unter 
Umständen auch mit der Fragestellung 
zusammen. Ich weiß es nicht. Aber der 
Kollege Hochgatterer und alle die be-
teiligt waren haben sich da sehr wohl 
bemüht. Wir haben da auch im Sozial-
ausschuss eine äußerst sachliche De-
batte geführt und eigentlich in keinster 
Weise eine kontroversielle Debatte. 
Jetzt frage ich mich, wo sind wir? Ha-
ben die einzelnen Fraktionen jetzt 
Vertreterinnen und Vertreter in den 

Ausschüssen, dass sie dann da sagen 
können, okay, das ist so oder zumin-
dest sagen, ich muss das in meiner 
Fraktion noch nachbesprechen und 
dann kann ich ja oder nein sagen. Das 
war nämlich nicht der Fall, bis auf die 
Michaela die gesagt hat sie muss sich 
das noch anschauen. Alle anderen 
Fraktionen haben gesagt es passt. Es 
hat dann dementsprechend auch die 
Meldungen gegeben. 
 
Um auf deine Wortmeldung noch ein-
mal einzugehen Andy, dass wir das im 
Stadtsenat mit einem Dringlichkeitsbe-
schluss gefasst haben, da muss ich 
schon dazu sagen, dass der Herr LR 
Sigl, als Hauptverantwortlicher von der 
ganzen Geschichte, das Ganze so 
lange hinausgezogen hat, dass die 
Landesregierung den Gesetzesbe-
schluss gemacht hat zu einen Zeit-
punkt wo es dann einfach nicht mehr 
möglich war, dass wir da im Gemein-
derat im Vorfeld die Debatte führen 
konnten. 
 
GEMEINDERAT 
ANDREAS KUPFER: 
Das war noch nicht im „Schubladl“? 
 
STADTRAT 
WALTER OPPL: 
Das ist ja doch nicht wahr Andy, das 
stimmt ja nicht. Es hat einen Verord-
nungsentwurf gegeben, aber de facto 
ist es so gewesen, dass nach der Ge-
meinderatssitzung dieser Verord-
nungsentwurf in Kraft getreten ist und 
wir keine Möglichkeit mehr gehabt ha-
ben, aufgrund unserer statutarischen 
Bestimmungen, auch das in dem Gre-
mium zu beschließen. Dann heißt es 
eben, nach unseren Statuten, dann 
muss der Stadtsenat einen Dringlich-
keitsbeschluss fassen. Und den haben 
wir sehr wohl in gutem Glauben und 
Gewissen auch gefasst, nachdem wir 
die Debatten im dementsprechenden 
Ausschuss und dem Vortrag im Stadt-
senat einstimmig beschlossen haben 
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und im Ausschuss auch von den Frak-
tionen die kein Stimmrecht haben 
diesbezüglich auch keine negativen 
Wortmeldungen gekommen sind. So 
ist die Faktenlage. Jetzt waren wir ge-
zwungen, als Stadt, dass wir den ge-
setzlichen Auftrag erfüllen, nämlich, 
dass die Tarife mit 1. September 2007 
in Kraft treten. Es ist uns nichts ande-
res übrig geblieben, dass wir einen 
Dringlichkeitsbeschluss gefasst haben, 
was an und für sich in keinster Weise 
unseren Intentionen entspricht. Das ist 
nur aufgrund der terminlichen Gege-
benheiten, wo wir wirklich, und da kann 
uns wirklich keiner als SP-Fraktion den 
Vorwurf machen, dass das beabsich-
tigt war, da waren wir einfach dazu 
gezwungen. So ist es und nicht an-
ders. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Gerhard. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Ein paar Punkte möchte ich schon 
noch erwähnen. Ich möchte das wirk-
lich da aus unserer Sicht zurückwei-
sen, dass es immer darum geht, so 
quasi den Klassenkampf den man da 
gerne in den Raum stellt, da geht es 
Arme gegen Reiche. In Wirklichkeit ist 
das überhaupt keine Debatte. Unsere 
Position ist jene, dass man den sozial 
Schwächeren stärker unter die Arme 
greift als denen, die eh das Glück ha-
ben, denn es gehört nämlich viel Glück 
auch dazu wenn man viel verdient, das 
ist nicht nur reines Können, denn es 
gibt sehr viele die können sehr viel und 
verdienen auch nicht recht viel, und 
dass die dort einen höheren Beitrag für 
das Gemeinwohl oder für eine Einrich-
tung dazu leisten sollen. Wir reden, 
meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, in einer Bahnbreite wo jene hi-

nausfallen die weniger bezahlen bis 
hin wo eine Obergrenze gesetzt ist von 
rund 500, 600 Euro, weil alle die über 
3.400 Euro, wenn ich es jetzt richtig im 
Kopf habe, nicht Bruttoverdienst son-
dern Bemessungsgrundlage haben, da 
zahlen alle gleich. Wenn einer 5.000 
Euro verdient, bezahlt der das was der 
mit 3.400 Euro bezahlt. Also da geht 
es wirklich nicht gegen das, dass wir 
sagen wir sind gegen die Reichen. Ei-
ne Obergrenze ist hier eingezogen. 
Den zeitlichen Ablauf, der angeführt 
wurde, das hat der Walter Oppl schon 
gesagt, das obliegt in keinster Weise in 
unserer Zuständigkeit warum das 
schnell gehen musste. Wir können da 
überhaupt nichts dafür. Wir kommen 
da komplett unschuldig zum Kind. Wir 
haben nicht danach geschrien, wir 
brauchen eine neue Regelung. Wir 
haben ein gutes Kindergartentarifsys-
tem gehabt, das sozial gestaffelt war, 
wo die ganz wenig Verdienenden ei-
nen Nulltarif gehabt haben und hinauf 
gestaffelt war. Auch diesen Tarif haben 
wir hier gemeinsam, vielleicht der eine 
oder andere war noch nicht dabei, das 
will ich nicht bestreiten, weil das ja ge-
wachsen ist über viele, viele Jahrzehn-
te und wir fast immer einen Konsens in 
der Frage der Kindergartentarife ge-
habt haben. Bis wir uns hingehandelt 
haben hat es heftige Debatten oft ge-
geben, aber bei uns intern auch und 
nicht nur im Plenum. Aber an und für 
sich war das ein Konsens. Es hat am 
31. Dezember 2006 kein Mensch die 
Debatte geführt, dass wir zu hohe Kin-
dergartentarife haben. Kein einziger 
Mensch hat hier darüber diskutiert. Wir 
waren alle halbwegs, ganz zufrieden 
bin ich noch nicht, das habe ich eh 
schon gesagt, weil ich mir was anderes 
vorstellen könnte, aber wir waren halt 
halbwegs zufrieden. Ich möchte auch 
betonen, dass ich schon weiß, dass 
Kinder finanziell oft für die Eltern eine 
Belastung sind. Ich weiß von was ich 
spreche, ich habe selbst vier Kinder 
und ich war nicht immer Vizebürger-
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meister wo ich gut verdient habe. Ich 
war ein einfacher Arbeiter und habe 
mit dem das auch bestreiten müssen 
und ich weiß schon, was da für Belas-
tungen sind. Das könnt ihr mir schon 
glauben, dass ich weiß von was ich da 
spreche. Darum sage ich ja, es wäre 
mein persönliches Anliegen, dass sol-
che Einrichtungen kostenlos, bis zu 
einem gewissen Einkommen, für die 
Menschen zugänglich sein sollten. Das 
müsste unser Ziel sein. Vielleicht lässt 
es sich noch realisieren. Also wir ha-
ben da überhaupt nichts unanständi-
ges getan. Der Oppl Walter hat es eh 
gesagt, was so der Hintergrund war, 
wie wir zu dieser Berechnung gekom-
men sind. Wir haben uns nur an die 
alten Tarife, mit denen wir alle einver-
standen waren, halbwegs zufrieden 
waren, das war die Berechnungs-
grundlage. Wir haben gesagt, wir wol-
len, dass die Tarife bis 2.700, 2.800 
Euro Bemessungsgrundlage, dass dort 
die Tarife billiger werden, dass wir die 
absenken und das ist auch so gesche-
hen. Dass in einigen Randbereichen 
Härtefälle eintreten, für das können wir 
nichts. Wir haben das Kindergartenge-
setz nicht beschlossen mit dem Nullta-
rif für das dritte Kind. Das haben wir 
nicht beschlossen. Mit den 30 % Ab-
schlag beim 2. Kind, das haben auch 
nicht wir beschlossen. Es ist dort auch 
nicht der Spielraum eingeräumt wor-
den, dass die Stadt oder die Kommu-
nen können dort gestalten, sondern 
das steht dezidiert drinnen, das ist so 
anzuwenden.  
Zu einem noch. Wenn man sich so 
herstellt und sagt, die Kindergartentari-
fe sind unterschiedlich. Lieber Gunter 
Mayrhofer, die waren immer unter-
schiedlich. Zum Teil war die Schere 
wesentlich weiter auseinander. Ich 
kenne natürlich den Hintergrund auch, 
warum das Land OÖ und vor allem der 
Landesrat gesagt hat, hier brauchen 
wir eine Regelung, weil gerade jene 
Gemeinden, und du weißt das sehr 
genau und das soll ja für jene sein, die 

nicht so Insider sind, in jenen Gemein-
den die Abgangsgemeinden in OÖ 
sind, und da gibt es schon sehr viele, 
die haben sich über den Kindergarten-
tarif überhaupt nichts gepfiffen. Die 
haben fast nichts verlangt, weil es ih-
nen eh wurscht war, weil sie haben es 
eh nicht aus der Kommune, aus dem 
Gemeindesäckel heraus bezahlen 
müssen, weil das hat eh das Land OÖ 
bezahlt. Und dem Land OÖ ist das halt 
zu viel geworden. Ich kenne das nur 
aus Großraming, die haben einen Kin-
dergartentarif gehabt mit 30 Euro und 
jetzt, das ist keine „Rote“ Gemeinde, 
nur zur Information, gibt es den Min-
desttarif, ich weiß nicht, bei einem 
Halbtagskindergarten ... 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
90 Euro. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
... 90 Euro Mindesttarif und vorher wa-
ren es 30 Euro. Ist eh klar, jetzt schrei-
en die natürlich. Na net. Das ist klar, 
das verstehe ich auch. Aber da kann 
man ja jetzt nicht bei uns in der Stadt 
sagen, die bösen „Roten“ haben da 
wieder etwas gedreht und schröpfen 
da vielleicht die armen Familien. Also, 
das müssen wir da schon massiv zu-
rückweisen. Wenn das Land OÖ ge-
meint hätte, was du sagst, das Kind 
muss doch überall gleich viel wert sein. 
In Großraming, in Lahrndorf, in Gars-
ten oder sonst in irgendeiner anderen 
Gemeinde oder in den Städten, dann 
hätte das Land OÖ per Gesetz jeder-
zeit beschließen können, der Kinder-
gartentarif hat in jeder Kommune das 
Gleiche auszumachen. Das hätte das 
Land beschließen können. Das hat 
aber das Land nicht getan. Das Land 
hat halt eine Untergrenze und eine 
Obergrenze eingeräumt. Da kann man 
einfach uns da nicht die Schuld geben 
und sagen, die Steyrer waren wieder 
böse Frauen und böse Buben, was die 
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wieder angestellt haben. Es war schon 
der politische Wille. Wenn es hier ei-
nen Vorwurf gibt oder wenn man ir-
gendwem das ankreiden will, muss 
man sagen, dann müssen das die ÖVP 
und die Grünen, ihr ein bisschen und 
die ÖVP hauptsächlich, ausbaden. Sie 
haben das vorbereitet, die SP hat nur 
deswegen zugestimmt, weil auf ein 
paar Schrauben haben wir drehen 
können, dass da noch ein paar Ver-
besserungen zustande gekommen 
sind und darum hat die SP dem auch 
zugestimmt. Wir stehen dazu, was die 
SP in OÖ da mitbeschlossen hat und 
das müsste man eigentlich erwarten 
können, dass das jeder andere auch 
tut. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. GR Frech. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Gäste. Ich finde es sehr 
schade, dass es nicht möglich ist über 
parteipolitische Schatten, egal von 
wem, zu springen, weil im Endeffekt 
worum geht es. Es geht darum, Fak-
tum ist, wir hatten bei den früheren 
Tarifen die höchsten oder gehörten mit 
zu den höchsten Tarifanbietern in ganz 
OÖ. Das ist Faktum. Faktum ist auch, 
dass jetzt Eltern noch mehr bezahlen 
müssen als  bisher und weit mehr als 
vergleichbare Städte. 
 
Zwischenrufe verschiedener Mandata-
re 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Ist es vielleicht einfach möglich, dass 
man eine sachliche Diskussion führt, 
ohne ... 

VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Wenn du sachlich bist, dann sind wir 
ruhig. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Ich habe ja nicht einmal die Chance zu 
argumentieren. Ich darf einen Satz hier 
herinnen nicht einmal fertig führen. 
Herr Bürgermeister ich würde Sie 
schon bitten, im Sinne einer Versachli-
chung der Debatte, es jedem Redner 
hier herinnen, ob männlich, weiblich, 
jung oder alt, es ihm zu ermöglich ein-
fach was zu sagen. Jeder von Ihnen 
herinnen hat die Möglichkeit damit 
nicht einverstanden zu sein, aufzuzei-
gen und sich hier heraußen hinzustel-
len und etwas dagegen zu sagen. Die-
se Freiheit, denke ich mir, die sollte 
jedem da herinnen gewährleistet sein. 
Das ist eine Sache demokratischer 
Kultur. Ganz einfach. 
 
80 % sagen sie bezahlen weniger, d. 
h. aber auch, dass 20 % mehr zahlen. 
Und 20 % sind nicht so wenig. Das ist 
1/5, das ist ein Zwanzigstel von 100. 
Außerdem, und ich bin mir sehr sicher, 
wenn die ersten Erfahrungen da sind 
aus diesen neuen Tarifen, dass Sie 
sehr wohl merken, dass sehr viel mehr 
in den Höchsttarif fallen als bisher. Das 
weiß man ja jetzt noch gar nicht. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Oh ja. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Nein, das wird man dann erst sehen. 
Weil so viel mit Zahlen und mit Schil-
lingen argumentiert wird, Faktum ist 
auch, bei 3.400 Bruttoeinkommen, und 
da reden wir vom Familieneinkommen, 
das klingt ja schön und wäre auch 
schön, wenn einer alleine 3.400 Euro 
verdient, wir reden aber genau von den 
Familien wo beide verdienen, weil 
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sonst würden sie auch den Kindergar-
ten nicht so benötigen. D. h. im Endef-
fekt, dass ich bei einem Familienein-
kommen von netto um die 2.000 Euro 
beispielsweise, bereits 10 % meines 
Nettoeinkommens für die Kinder-
betreuung ausgebe, wenn ich in den 
Höchsttarif von 197 Euro, sprich fast 
200 Euro dort bin. Da bin ich bei 10 % 
vom Nettoeinkommen und da haben 
wir das Essen noch nicht dabei, da 
haben Sie noch nicht die Betreuungs-
leistungen dabei und die sind teuer, die 
sich zuzukaufen. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Die sind inklusive. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Darf ich ausreden, welche Betreuungs-
leistungen ich meine. Ich meine nicht 
den Bastelbeitrag. Ich meine jene 
Betreuungsleistungen die ich bereits 
beim ersten Mal erwähnt habe, wenn 
das Kind krank wird, dass ich mir je-
manden suchen muss der zu mir nach 
Hause kommt und auf das Kind auf-
passt. Das kommt auch noch dazu und 
das ist eine starke finanzielle Belas-
tung der Eltern. Ich verwehre mich da-
gegen das so hinzustellen, dass man 
sagt, na ja, 3 % vom Bruttoeinkommen 
zahlt man für die Kinderbetreuung und 
das war es. Das ist ein kleines Seg-
ment das man zahlt. Sie zahlen einen 
großen Teil für Betreuungsleistungen 
am Wochenende, wenn Sie heute am 
Wochenende arbeiten müssen. Sie 
zahlen für Betreuungsleistungen am 
Abend die beruflich bedingt sind. Es 
hat nicht jeder die Chance, dass er um 
17 oder um 18 Uhr aufhört. Es gibt ge-
nug Eltern die müssen sich jemanden 
organisieren die das Kind vom Kinder-
garten abholt und der macht das auch 
nicht gratis. Das möchte ich Sie bitten 
zu bedenken und das wäre die Mög-
lichkeit und die Chance in einem Aus-
schuss noch einmal darüber zu befin-

den. Ich finde es sehr, sehr schade, 
dass man nicht eine sachliche Diskus-
sion führen kann wo man sich zusam-
mensetzt, einmal diese ganze partei-
politische Geschichte, die im Übrigen 
dort draußen niemanden interessiert. 
Es interessiert wirklich niemanden ob 
da jetzt das Land schuldig war, ob 
„Schwarz“, „Rot“, „Grün“, „Gelb“ oder 
sonst wer schuldig war. Die Leute inte-
ressiert, können sie sich mit dem was 
sie verdienen ihr Leben auch leisten 
und können sie sich ihre Kinder auch 
leisten. Das ist das, was interessant ist 
und dieser Herausforderung sollte man 
sich stellen. Es ist völlig egal, denke 
ich mir, wer da irgendwo einen Fehler 
gemacht hat. Ich gebe dir völlig Recht, 
Walter Oppl, die ganze Geschichte ist 
nicht günstig gelaufen und ihr seid un-
ter Zeitdruck gestanden und alles. Das 
verstehe ich alles, aber jetzt machen 
wir einen Strich, setzen uns noch ein-
mal zusammen und denken über diese 
Tarife noch einmal nach. Ich kann Tari-
fe ja jederzeit ändern. Wir machen das 
ständig. Meine Bitte wäre, im nächsten 
Sozialausschuss sich wirklich zusam-
men zu setzen, wirklich zu diskutieren 
und diese ganzen parteipolitischen 
Geschichten, die wirklich niemanden 
interessieren, außen vor zu lassen und 
einfach dem anderen die Chance zu 
geben seine Meinung zu sagen. Das 
was ich auch eingefordert habe im So-
zialausschuss ist wirklich, sich Tarife 
von anderen Gemeinden anzusehen. 
Das ist auch kein Vorwurf, dass das 
nicht passiert ist, es war von der Zeit 
her nicht möglich, aber jetzt ist es mög-
lich. Lassen wir doch einfach das was 
war zur Seite und denken noch einmal 
darüber nach. Das muss doch möglich 
sein, ohne dass jeder sich gleich per-
sönlich angegriffen fühlt und dass jeder 
gleich irgendwelche Wahlen aus dem 
Jahr 2009 zitiert, irgendwer irgendwas 
dem anderen vorwirft. Ich muss Ihnen 
sagen, ich bin das so leid da herinnen. 
Ich finde das so schade, dass es nicht 
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möglich ist normal miteinander zu re-
den. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Schlusswort. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Es ist ja schon sehr viel gesprochen 
worden. Ich möchte jetzt dazu sagen, 
es ist immer über das Geld gespro-
chen worden. Aber dass die Kinder 
eine pädagogische Ausbildung be-
kommen und dass sie begleitet werden 
für ihr zukünftiges Leben und was 
dann die Eltern zahlen. Ich habe mir 
das ausrechnen lassen. Beim Höchst-
tarif kostet eine Stunde, wenn mein 
Kind eine pädagogische Ausbildung 
bekommt, 80 Cent. Ich muss sagen, 
wenn ich ein Kind habe, dann muss 
mir das Kind auch ein bisschen was 
wert sein, dass ich was bezahle. Ein 
Kind ist mir ja sehr viel wert, aber dass 
ich einen gewissen Beitrag zahlen 
muss ist auch klar. Was hat man denn 
am liebsten? Das Kind. Aber da wird 
überhaupt nicht davon geredet, dass 
ich aber gerne was bezahle, wenn 
mein Kind eine Ausbildung bekommt. 
Ich weiß, dass mein Kind da dann 
auch das Freizeitvergnügen hat und 
dass mit dem Kind gespielt wird und 
dass es beschäftigt wird. Davon wird 
überhaupt nicht gesprochen. Es wird 
nur immer davon geredet, was das 
alles kostet. 
Weil wir jetzt geredet haben, ich habe 
mir vom September die Daten geben 
lassen und ich möchte sagen, wir ha-
ben jetzt 273 Kinder die unsere Horte 
besuchen. 139 Kinder zahlen im Sep-
tember 36 Euro. D. h., die Hälfte ist 
eigentlich der Nulltarif. Das sollte man 
auch nicht vergessen. Wenn man wei-
ter schaut, im Kindergarten zahlen 187 
Kinder den Nulltarif, also die 36 Euro. 

Ich habe auch ein bisschen weiter ge-
schaut, ich habe auch nach Wels ge-
schaut. Die verlangen nicht 36 Euro, 
die verlangen 48 Euro Mindesttarif. D. 
h., die haben nämlich die neue Tarif-
ordnung, liebe Kollegin Frech, noch 
nicht im Internet gehabt. Ich habe per-
sönlich mit der Kindergartenabteilung 
gesprochen. Wir sind vielleicht bei ei-
nem Tarif um 4 Euro teurer, bei einem 
Monatstarif. Also, ich habe nicht alle 
Details noch, weil sie auch sehr unter 
Druck waren, aber wir waren alle unter 
Druck, dass wir das Gesetz gemacht 
haben. Ich gebe dir auch Recht, dass 
du die Einzige warst im Sozialaus-
schuss die gesagt hat 3.450 Euro ist ja 
eigentlich nicht recht viel und der Bei-
trag ist hoch. Du warst die Einzige die 
das gesagt habt.  
 
Aber, ich muss auch sagen Frau Fan-
ta, und das möchte ich jetzt schon 
einmal richtig stellen, ich habe Sie ge-
fragt, Sie sind ja wie immer früher ge-
gangen, ... 
 
GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Gar nicht. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Sie sind ums Spüren früher gegangen. 
Wie Sie bei der Türe hinaus sind habe 
ich gesagt: „Frau Fanta, darf ich mit 
Ihrer Stimme, obwohl Sie nicht stimm-
berechtigt sind, mit Ihrem Einverständ-
nis rechnen?“ Da haben Sie mir ge-
antwortet, ja, ich bin mit diesem Mo-
dell, das was ja eigentlich sehr bunt 
ausgeteilt worden ist, einmal, zweimal, 
dreimal, in der Sondersitzung, mit die-
sem Modell einverstanden. Die Einzige 
die nicht einverstanden war und gesagt 
hat sie muss sich das anschauen, da 
gebe ich dir Recht, war die Michaela. 
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GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Wissen Sie was ich genau gesagt ha-
be? Ich habe gesagt, das Modell 
schaut nicht so schlecht aus, weil ich 
sogar noch nachgefragt habe ... 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Nein, nein. 
 
GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Oh ja, ich weiß es doch. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Ich muss sagen, die Beispiele die dort 
gestanden sind, sind auch erklärt wor-
den, wie man auf die Beispiele kommt. 
Ich brauche sie jetzt nicht mehr nach-
beten, weil es hat eh der StR Oppl 
schon erklärt, wie wir auf die Bemes-
sung gekommen sind. Ich muss schon 
sagen, wir haben das ernst genom-
men, wir haben das im Detail erklärt, 
wir haben auch versucht, dass von 
jeder Fraktion jemand anwesend ist 
und dann sagen, man hat keine Ant-
wort bekommen und man ist nicht auf-
geklärt worden. Ich muss auch sagen, 
noch mehr als der Mag. Hochgatterer 
gerechnet hat und die tolle Arbeit wel-
che die Abteilung der Kindergärten 
geleistet hat, in der Kürze, das lasse 
ich auch nicht zu, dass das ins negati-
ve Licht gerückt wird. Das muss ich 
jetzt auch sagen. 
 
GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Das habe ich auch nicht gesagt. Ich 
habe nur ... 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Bitte keine Zwiegespräche. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 

Ich spreche jetzt allgemein. Ich habe 
das nicht nur auf Sie bezogen. 
 
Eines hat der Vzbgm. Bremm gesagt, 
mit den Abgangsgemeinden. Bitte, wir 
haben ja sehr viele Abgangsgemein-
den und die sind natürlich empört, 
dass sie sich jetzt an das Gesetz hal-
ten müssen. Es stehen aber auch die 
30 Stunden Öffnungszeiten im Gesetz 
drinnen. Es ist auch erklärt worden, 
warum wir 30 Stunden haben, weil es 
nämlich im Gesetz drinnen steht. 
Ich muss natürlich sagen, die Novellie-
rung, das habe ich jetzt auch schon 
gehört, dass da was kommen muss, 
das stimmt alles. Der Sekretär der 
beim LR Sigl war, der ist jetzt ganz wo 
anders. Ich glaube, den hat das so fer-
tig gemacht, dass er jetzt in eine ande-
re Abteilung gekommen ist, der Herr 
Fallwinkel. Den gibt es dort gar nicht 
mehr. Die kurze Zeit die wir gehabt 
haben zur Umsetzung, es ist bei uns in 
der Abteilung extrem viel gearbeitet 
worden, weil sonst wären wir nicht so 
weit gewesen. Es ist dann erklärt wor-
den. Eines dürfen wir aber auch nicht 
vergessen. Wir müssen jetzt zu den 
Privaten gehen. Die Privaten haben 
immer, da braucht man gar nicht re-
den, ein einheitliches Tarifmodell ge-
habt. Sie haben für so ganz sozial 
Schwache weniger verlangt, aber 
sonst haben sie z. B. auch 90 Euro 
gehabt. Jetzt waren aber die Gesprä-
che mit den Privaten. Die Stadt hat das 
mit den Privaten so geklärt, dass wir 
gesagt haben wir machen einen Re-
gelkindergarten in der Stadt Steyr. D. 
h., alle Kindergärten sind gleich. Das 
ist eh, was jedes Mal im Gemeinderat 
erwähnt wird, alle Kinder müssen in 
der Stadt Steyr gleich viel wert sein. 
Das haben wir jetzt bei dem Regelkin-
dergarten. D. h., wenn wir heute die 
Tarife was die Privaten übernommen 
haben, ist ganz klar, dass es jetzt bei 
den Privaten Eltern gibt die viel mehr 
verdienen als 3.450 Euro. Dass die 
jetzt natürlich mehr bezahlen müssen 
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als die 90 Euro oder die früheren 120 
Euro, das ist auch klar. Das gehört halt 
dazu, wenn ich sagen wir behandeln 
alle gleich. Es haben alle unser Tarif-
modell übernommen. Die einzigen Be-
schwerden die wir bekommen haben, 
ich bin dem auch nachgegangen, oder 
die Leserbriefe, da sind die Kinder in 
die privaten Kindergärten gegangen 
und nicht in die städtischen Einrichtun-
gen. In den städtischen Einrichtungen 
sind sie ja wirklich billiger geworden. 
Ein Leserbrief war vom Hort in St. An-
na, von einer die in Neuzeug draußen 
wohnt, dann war eine Frau Doktor die 
drei Kinder hat und die Kinder im Ru-
digierkindergarten hat, die sich be-
schwert hat. Ich muss euch sagen, 
wenn ich sage alle gleich, und jetzt 
sind wir so weit, weil wir werden dann 
auch mit denen einen Vertrag machen, 
in Ausarbeitung ist er schon, dass 
auch in den privaten Kindergärten In-
tegration erfolgt, dass in den privaten 
Kindergärten auch nicht Deutsch spre-
chende Kinder hin kommen, dann kann 
man sagen man kann von einer gan-
zen Einheit reden, wir sind alle gleich. 
Das wird sich umsetzen. 
 
Ich glaube, ansonsten ist das Tarifmo-
dell von nirgendwo angegriffen wor-
den. Dann kommen und sagen wir än-
dern das und zuerst beschließen wir es 
einstimmig im Stadtsenat. Es wäre ja 
gar nicht mehr gegangen, dass wir es 
im Gemeinderat bringen. Jetzt ist es im 
Laufen. Jetzt soll man sich mit dem 
identifizieren und anerkennen, dass 
das so ist, weil wir haben keine Be-
schwerden. Wenn vonseiten des Lan-
des eine Novellierung kommt, dann 
müssen wir eh wieder etwas ändern, 
weil dann sind wir eh wieder verpflich-
tet, dass wir auf das neue Gesetz ein-
gehen. Darum wird die SPÖ-Fraktion 
diesem Antrag nicht zustimmen. 
 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 

Und dem Zusatzantrag? 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Moment. Wir kommen jetzt zur Ab-
stimmung über den ersten Antrag. D. 
h., das ist der Antrag der ÖVP, der 
Grünen und des Bürgerforums betref-
fend der Neufestlegung. Also, aufpas-
sen noch einmal. Es geht jetzt um den 
Antrag der ÖVP, Grünen und Bürgerfo-
rum. Wenn diesem Antrag die Zustim-
mung erteilt werden soll, dann bitte ich 
um ein Zeichen mit der Hand. Ihr wer-
det ja nicht euren Antrag ablehnen? 
 
Zwischenrufe 
 
MD-STV. PRÄSIDIALDIREKTOR 
DR. GERHARD ALPHASAMER: 
Zuerst wird über den Hauptantrag ab-
gestimmt und im Falle einer Annahm, 
über allfällige Zusatzanträge. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Also, es bleibt dabei, wer für diesen 
Antrag der ÖVP, der Grünen und des 
Bürgerforums ist, den bitte ich um ein 
Zeichen mit der Hand. ÖVP, Grüne, 
Bürgerforum Steyr. Ist jemand dage-
gen? SPÖ. Stimmenthaltung? 2 FPÖ. 
Der Antrag wurde mit Mehrheit abge-
lehnt. D. h., er ist jetzt abgelehnt und 
laut Statut brauchen wir über den 
nächsten Antrag dann nicht mehr ab-
stimmen.  
 
Danke, nächster Punkt bitte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Jetzt kommt der Antrag. 
 
7) Kdg-5/07 
    Städtische Kindergärten und Horte; 
    Änderung der Tarifordnung. 
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Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes des Ge-
schäftsbereiches für Bezirksverwal-
tungs- und Sozialangelegenheiten vom 
4. Oktober 2007 wird die in der Anlage 
beigeschlossene Tarifordnung für Kin-
dergärten und Horte der Stadt Steyr 
beschlossen. 
 
Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat 
der Stadt Steyr gemäß § 47 Abs. 5 
Statut der Stadt Steyr 1992 zum sofor-
tigen Vollzug dieses Beschlusses er-
mächtigt. (Beilage) 
 
Das ist jetzt der Hauptantrag. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Zu Wort gemeldet hat 
sich GR Eichhübl. 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
Geschätztes Präsidium, meine Damen 
und Herren des Gemeinderates. Es 
wurde ja bereits sehr viel über das 
Thema Kindergartentarife gesprochen, 
aber nicht immer zur Sache. Ich darf 
Sie aber, und das gilt auch für die Zu-
kunft, durchaus auffordern, dass Sie 
bei meinen Wortmeldungen Zwischen-
rufe machen können, ich vertrage das 
schon zum Unterschied von anderen 
Mandataren die offensichtlich da sehr 
sensibel sind. Ich habe allerdings ein 
bisschen Bedenken gehabt beim Kol-
legen Hackl seiner Wortmeldung, weil 
ich schon darauf gewartet habe, dass 
er womöglich zum mosaischen Glau-
ben übertreten wird, aber ... 
 
Gelächter 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
... offensichtlich hat er das ja nicht ge-
macht und jetzt bin ich wieder beruhigt. 
 

Meine Damen und Herren, Spaß bei-
seite. Es ist ein sehr ernstes Thema 
und es ist ja tatsächlich so, dass die-
ses Mal, zum Unterscheid von früher, 
wo es wirklich sehr lange Diskussionen 
und monatelange Verhandlungen ge-
geben hat, die Kindergartentarife und 
auch die Tarife für die Horte eher mehr 
als weniger am Gemeinderat vorbei 
neu festgelegt worden sind. Es ist so, 
denn tatsächlich gibt es ja einen Dring-
lichkeitsbeschluss aufgrund eines Fris-
tenlaufes, das muss man auch ganz 
offen sagen der von Landesseite aus-
gegangen ist, dass der Stadtsenat die-
sen Antrag eben, wie gesagt in Dring-
lichkeit beschlossen hat, und dass 
heute der Gemeinderat eigentlich das 
zur Kenntnis nehmen muss. Ganz 
gleich wie er zu dem steht und sich 
abstimmungsmäßig verhält, dieser An-
trag hat Gültigkeit. Tatsache ist auch, 
dass am 6. Juli sich der Sozialaus-
schuss mit dieser Thematik beschäftigt 
hat und dass hier ein Amtsvorschlag 
vorgelegen ist, der nach meiner Auf-
fassung nach sehr ausführlich dort 
dargelegt wurde. Es hat auch ver-
schiedene Zwischenfragen gegeben. 
Es ist auch dort darüber gesprochen 
worden inwieweit dass die Tarife der 
Stadt Steyr möglicherweise über die 
Tarife anderer Gemeinden liegen 
könnten. Auch das ist kurz angespro-
chen worden. Es ist korrekt, dass die 
Mehrheit der dort Anwesenden, und da 
beziehe ich mich mit ein obwohl ich 
nicht abstimmungsberechtigt bin, mich 
auf die Tatsache gestützt habe, dass 
es für 75 % der Betroffenen günstiger 
wird bei erweiterten Öffnungszeiten. 
Nicht unerwähnt lassen muss man 
auch, dass in diesem Bereich ein Zu-
schuss vonseiten der Stadt von 1,6 
Millionen Euro erforderlich und not-
wendig ist. 
Im Grunde genommen also für mich 
eine durchaus tragbare Lösung. Ich 
habe auch das in aller Öffentlichkeit 
gesagt, dass ich, und jeder weiß das, 
nicht derjenige bin, der sich für Tarif-



 275

anhebungen grundsätzlich einsetzt 
sondern diese sehr kritisch beurteilt, 
aber ich war auch ebenfalls der Auf-
fassung, aufgrund dieser Staffelung, 
dass es gerechtfertigt ist, dass eben 
jene die eine gewisse Einkommens-
grenze überschreiten etwas mehr be-
zahlen. 
 
Meine Damen und Herren, schön wäre 
es, gratis Kindergarten wäre natürlich 
das Nonplusultra, aber dann erhebt 
sich schon die Frage, wer bezahlt das. 
Wer bezahlt das? Das wäre eigentlich 
meiner Meinung nach die Aufgabe des 
Landes, denn wie man so hört steht ja 
das Landesbudget sehr gut da. Ich 
kann mir nicht vorstellen, dass die 
Stadt Steyr das machen könnte. Wenn 
man berücksichtigt, dass alleine im 
sozialen Bereich, da rede ich jetzt nicht 
von den Kindergärten, 17 Millionen 
Euro an Pflichtausgaben ins Budget 
festgeschrieben werden müssen. Also 
wird es wahrscheinlich nicht möglich 
sein, dass die Stadt Steyr einen Nullta-
rif einführt.  
Tatsächlich, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, und das möchte ich 
auch sehr deutlich sagen, ist das Ziel 
dieser neuen Situation, dieses neuen 
Kinderbetreuungsgesetzes, nicht er-
reicht worden. Das liegt aber auf Lan-
desebene. Das ist nicht erreicht wor-
den, denn eines der großen Ziele wäre 
es ja gewesen einheitliche Tarife zu 
gestalten. Und wenn das wirklich der 
Hintergrund sein sollte, dann hätte 
man durchaus die Möglichkeit gehabt, 
vonseiten des Landes, die Gemeinden 
entsprechend anzuweisen. Ganz ein-
fach wäre das gegangen. Das hat man 
aber nicht gemacht. Tatsächlich gibt es 
das Problem, ich sage jetzt nicht priva-
te Kindergärten bewusst, weil das ist 
da einmal kritisiert worden, sondern bei 
nicht städtischen Kindergärten. Da gibt 
es tatsächlich das Problem. Da gibt es 
das Problem, dass beispielsweise, ich 
habe mir das erzählen lassen von ei-
nem Betroffenen, in einem Bereich 

eines Landeskindergartens, man bis-
her glaube ich 80 Euro ... 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
90 Euro. 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
Pardon, 90 Euro pauschal bezahlt hat, 
ganz gleich welche Leistung man in 
Anspruch genommen hat und jetzt kos-
tet es glaube ich 135 Euro, so in der 
Richtung. Das ist tatsächlich ein Prob-
lem. Aber bitte nochmals, natürlich ü-
bernehmen die auch die Aufgaben die 
Kinder unserer Stadt zu betreuen, aber 
es ist halt in erster Linie die Aufgabe 
von uns Gemeindemandataren die 
städtischen Einrichtungen entspre-
chend zu beurteilen und auch abstim-
mungsmäßig seine Meinung dann 
kund zu tun. 
 
Wie gesagt, es ist eine Tarifanhebung 
die von uns nicht unbedingt mit Freu-
den begrüßt wird, aber aufgrund der 
Tatsache, dass es, wie gesagt, eine 
Verbesserung gibt, dass 75 % der Be-
troffenen günstiger jetzt davon kom-
men, werden wir diesem Antrag die 
Zustimmung geben. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. GR Frech. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Gäste. So schnell gebe ich 
ja nicht auf und ich schließe aus der 
Wortmeldung des einen oder anderen 
aus der SP-Fraktion, dass er ja durch-
aus das Tarifmodell, wie es früher war, 
eigentlich gutgeheißen hat, wo es die 
Möglichkeit gab für das zweite Kind 30 
% nachzulassen und das dritte Kind 
gratis unterzubringen. Die Möglichkeit 
gibt es derzeit nicht, deshalb gab es ja 
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diesen Zusatzantrag. Ich stelle diesen 
Zusatzantrag noch einmal zu diesem 
Tagesordnungspunkt, in der Hoffnung, 
dass die SPÖ hiermit mitgehen kann, 
weil wie der Herr Magistratsdirektor ja 
gerade erklärt hat ist es ja so, dass, 
wenn der Hauptantrag mit Mehrheit 
angenommen wird, und ich nehme an 
das wird so sein, wird dann über den 
Zusatzantrag abgestimmt. D. h., es ist 
Ihnen auch möglich diesem Zusatzan-
trag die Zustimmung zu geben, die 
auch gar nicht Sie selbst betrifft, näm-
lich nur das Land OÖ auffordert eine 
Novellierung der Elternbeitragsverord-
nung zu beschließen, dass wir eben in 
Zukunft wieder die Möglichkeit haben 
für Mehrkindfamilien einen höheren 
Abschlag zu machen als bisher. Ich 
würde Sie also bitten, sowohl die SPÖ-
Fraktion als auch die anderen Fraktio-
nen, diesem Zusatzantrag, der eine 
Aufforderung ist an das Land OÖ, eine 
Art Resolution an das Land OÖ, diese 
familienfreundliche Vergünstigung wie-
der zu ermöglichen. Gerade der Kolle-
ge Bremm hat ja gesagt, am liebsten 
wäre es ihm ja die Kinder könnten gra-
tis in den Kindergarten gehen. Hier gibt 
es die Chance, dass zumindest jene 
die ein drittes oder vierte Kind haben 
gratis dann den Kindergarten besu-
chen können. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Also, das ist jetzt ein Zusatzantrag und 
über den muss man zuerst abstimmen. 
Oder? Gut, Wortmeldungen zum Zu-
satzantrag. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Nein. Allgemein. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Okay, zum normalen Antrag. Gibt es 
noch Wortmeldungen? Herr StR Mayr-
hofer bitte. 
 

STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Hoher Gemeinderat. Am 8. März die-
ses Jahres wurde das neue Kinder-
betreuungsgesetz beschlossen. Am 9. 
März erging ein Rundschreiben an alle 
Kindergartenhalter mit dem Inhalt und 
auch dem Hinweis wo die Details auch 
abzulesen sind, www.oö.kindernet.at, 
und auch dem Auftrag eine Erhebung 
bei den Eltern durchzuführen. Nach-
dem die Eltern jetzt verpflichtend Mit-
spracherecht bekommen, vor allem in 
der Gestaltung, in den Öffnungszeiten 
usw., ist dieser Auftrag am 9. März 
auch an die Stadt Steyr ergangen. Bis 
zum heutigen Tag hat sich ganz offen-
sichtlich die Referentin und die zustän-
dige Abteilung nicht in der Lage gese-
hen eine Erhebung durchzuführen. 
Eine Erhebung bedeutet nichts ande-
res als dass der Fragebogen an die 
Eltern mitgegeben und wieder einge-
sammelt wird. Das ist bis zum heutigen 
Tag, und jetzt ist mehr als ein halbes 
Jahr vergangen, nicht passiert. Wenn 
ich dann in diesem Antrag, in diesem 
Amtsbericht und in dieser Verordnung, 
die wir heute beschließen, drinnen ste-
hen habe, „Da die Erfahrung in den 
letzten Jahren gezeigt haben“ und lau-
ter Bezugnahmen auf Annahmen, Er-
fahrungen, aber ganz klar ist, dass hier 
nicht erhoben wurde, dass wir nicht 
nach dem Gesetz handeln, dann ist 
das schon alleine ein Grund, dass wir 
dieser Tarifordnung bitte schön nicht 
zustimmen können. Das geht einfach 
nicht. 
Wenn ich dann weiters lese, „Ermäßi-
gungen des Mindestbeitrages bei be-
sonders berücksichtigungswürdigen 
sozialen Umständen kann im Einver-
nehmen mit der zuständigen stadträtli-
chen Referentin der Mindestbeitrag 
ermäßigt werden“. Wonach richtet sich 
jetzt dieses Ermessen und das Einver-
nehmen der Referentin? Brauchen wir 
jetzt dann wieder verpflichtend womög-
lich ein Parteibuch oder was ist los? Es 
fehlen hier klipp und klar Richtlinien ab 
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wann Ermäßigungen gegeben werden, 
ab wann das eintritt. Es kann nicht 
sein, dass das rein in einem Ermes-
sensbereich liegt und damit auch dem 
Gutdünken und dem Gutwillen einer 
Person ansteht. D. h., so kann man 
das mit Sicherheit nicht beschließen 
und wir fordern eine Rückstellung die-
ses Antrages. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Zur Rückstellung dieses Antrages hat 
jede Fraktion eine Wortmeldung. Gibt 
es Wortmeldungen? SPÖ? Keine. 
Sonst wer eine Wortmeldung? Michae-
la. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Nachdem das ja in dieser Dringlichkeit 
schon entschieden worden ist, kann es 
dann rechtlich zurückgestellt werden? 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Ja, aber wir müssen es jetzt absegnen. 
Wir müssen es jetzt beschließen. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Können wir es rechtlich zurückstellen? 
Ja oder nein? 
 
Diskussion verschiedener Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Wir stimmen jetzt einmal über die 
Rückstellung ab. Wer für die Rückstel-
lung stimmt, den bitte ich um ein Zei-
chen mit der Hand. ÖVP, Bürgerforum 
Steyr. Wer ist dagegen? SPÖ und 
FPÖ. Wer übt Stimmenthaltung? Grü-
ne. Also, die Rückstellung ist mit 
Mehrheit abgelehnt. 
 
Jetzt kommen wir zum eigentlichen 
Antrag über die neue Tarifordnung. Ich 
möchte als Bürgermeister auch dazu 
sagen, dass ich froh bin, dass es wie-

der eine Tarifordnung gibt. Mir wäre 
auch lieber gewesen, wenn alle mitge-
stimmt hätten. Es ist für die Stadt Steyr 
wesentlich, dass es eine gute Kinder-
gartenregelung gibt, eine Tarifordnung 
im Kindergarten gibt. Es ist für mich 
auch angenehm, dass in der Vergan-
genheit sehr positive und gute Gesprä-
che auch vonseiten des Amts in der 
Richtung geführt wurden, sodass in 
dieser Richtung, so hoffe ich, in Steyr 
Ruhe einkehrt. Die Kinder sind uns 
natürlich sehr viel wert in Steyr und 
deswegen ist das auch eine sehr wich-
tige Sache. 
 
Wir kommen jetzt zum Hauptantrag. 
Wer dem Hauptantrag zustimmt, den 
bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 
SPÖ und FPÖ. Wer ist dagegen? ÖVP 
und Bürgerforum Steyr. Wer übt 
Stimmenthaltung? Grüne. Der Antrag 
wurde mit Mehrheit angenommen. 
 
Wir kommen jetzt zum Zusatzantrag. 
Ich bringe den Wortlaut noch einmal 
zur Kenntnis. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Das Land Oberösterreich bzw. die zu-
ständigen Landesräte Sigl und Ackerl, 
welche die Elternbeitragsverordnung 
unterzeichnet haben, werden hiermit 
aufgefordert den § 5 Abs. 3 der Eltern-
beitragsverordnung 2007 zu novellie-
ren und eine familienfreundlichere Re-
gelung herbeizuführen, welche die be-
sondere finanzielle Belastung von El-
tern mit mehreren Kindern stärker be-
rücksichtigt als die nun der Fall ist. 
 
Begründung: 
Derzeit lautet der § 5 Abs. 3 der El-
ternbeitragsverordnung 2007 folgen-
dermaßen: 
 
Besuchen mehrere Kinder einer Fami-
lie eine Kinderbetreuungseinrichtung 
ist für das zweite oder weitere Kind je 
ein Abschlag von maximal 20 % fest-
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zusetzen. Diese Regelung bedeutet 
eben, dass Familien mit mehreren Kin-
dern in Steyr, aber auch zahlreichen 
anderen Gemeinden, weitaus höhere 
Tarife zahlen müssen als bisher. Bis 
dato gab es in Steyr für das zweite 
Kind, das eine Kinderbetreuungsein-
richtung besucht, einen Abschlag von 
30 %. Nunmehr sind nur mehr maximal 
20 % möglich. 
Für das dritte und jedes weitere Kind 
gab es sogar einen Gratistarif. Nun 
müssen mindestens 80 % des Normal-
tarifs entrichtet werden. 
 
Die bisherigen familienfreundlichen 
Vergünstigungen sind aufgrund der 
derzeitigen gültigen Elternbeitragsver-
ordnung des Landes OÖ nicht mehr 
möglich. 
Nun müssen ab dem zweiten Kind be-
reits immer mindestens 80 % des 
Normaltarifs gezahlt werden, unab-
hängig davon, wie viele Kinder eine 
Kinderbetreuungseinrichtung besu-
chen. 
Die Tarifsteigerung, die sich dadurch 
ergibt, ist gerade Familien mit mehre-
ren Kindern nicht zumutbar und famili-
enpolitisch ein gänzlich falsches Sig-
nal. 
 
Über diesen Zusatzantrag werden wir 
jetzt abstimmen. Wer dafür ist, den 
bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 
ÖVP, Grüne, FPÖ, Bürgerforum Steyr. 
Wer ist dagegen? SPÖ. Wer übt 
Stimmenthaltung? 1 SPÖ, GR Mag. 
Erwin Schuster. Der Zusatzantrag 
wurde mit Mehrheit abgelehnt. 
 
Nächster Antrag bitte Frau Vizebür-
germeisterin. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Jetzt kommen wir zu einem schönen 
Antrag. Hier geht es um die Rettungs-
verdienstmedaille der Stadt Steyr an 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Roten Kreuzes für das Jahr 2007. 

8) K-79/07 
    Rettungsverdienstmedaille der Stadt 
    Steyr; Verleihung an Mitarbei- 
    ter/Innen des Roten Kreuzes 2007. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der Fach-
abteilung für Kulturangelegenheiten 
vom 6. Juli 2007 wird der Vergabe der 
Rettungsverdienstmedaille der Stadt 
Steyr an die nachstehenden Personen 
aufgrund ihrer langjährigen verdienst-
vollen Tätigkeit im Rettungsdienst zu-
gestimmt: 
 
Rettungsverdienstmedaille in Bronze 
für 15-jährige Mitarbeit: 
 
Josef Großbichler 
Christine Lehner 
Rudolf Polanski 
 
Rettungsverdienstmedaille in Silber 
für 20-jährige Mitarbeit: 
 
Dr. Gerhard Alphasamer 
Martin Brader 
Bernd Collognath 
Dr. Margit Gmainer 
Trude Kowalski 
Konrad Suppanschitz 
 
Rettungsverdienstmedaille in Gold 
für 25-jährige Mitarbeit: 
 
Franz Mocnik 
 
Ich ersuche den Gemeinderat um Zu-
stimmung. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es dazu Wortmeldungen? Das ist 
nicht der Fall. Ist jemand gegen diesen 
Antrag? Stimmenthaltungen? Der An-
trag wurde mit Mehrheit angenommen.  
 
Ich schlage jetzt vor, dass wir eine 20-
minütige Pause machen. 
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GR Altmann verlässt um 16 Uhr die 
Sitzung 
 
 
PAUSE VON 16.00 UHR BIS 16.35 
UHR 
 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Wir setzen die Sitzung fort, nächster 
Berichterstatter ist Herr Vzbgm. 
Bremm. 
 
BE: VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
In meinem ersten Antrag geht es um 
die Neueindeckung unseres Museums, 
und zwar grünmarktseitig, auf der an-
deren Seite ist es schon mit den neuen 
Steyrer Ziegeln eingedeckt. 
 
9) GHJ2-59/07 
    Neueindeckung Museum, grün- 
    marktseitig. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der FA für 
Liegenschaftsverwaltung vom 09. 08. 
2007 wird der Auftragsvergabe an die  
 
Fa. Faatz, Steyr – Dachdecker- u. 
Spenglerarbeiten 

 
zum Preis von € 82.639,20 (inkl. USt) 
 
zugestimmt. 
 
Die erforderlichen Mittel sind bei der 
VA-Stelle 5/360000/010000 (Museum 
– Instandhaltung von Gebäuden) für 
2007 vorgesehen. 
 
Zur Finanzierung dieser Ausgaben ist 
eine Darlehensaufnahme in Höhe von 
€ 83.000,-- inkl. USt. notwendig, die 
hiermit grundsätzlich genehmigt wird. 
Über den Darlehensgeber und die Dar-
lehenskonstruktion wird, auf Basis ei-
ner vom Geschäftsbereich für Finan-

zen durchzuführenden Ausschreibung 
noch ein gesonderter Beschluss her-
beigeführt werden. 
 
Ich ersuche den Gemeinderat, diesem 
Antrag die Zustimmung zu geben. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Gibt es dazu Wortmeldungen? Das ist 
nicht der Fall. Gibt es Gegenstimmen? 
Stimmenthaltungen? Auch nicht, ein-
stimmige Annahme. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Im nächsten Punkt geht es um den 
Vertrag mit der Republik Österreich, 
und zwar ist der schon längere Zeit 
offen. Wie wir die Stadthalle errichtet 
haben, haben wir mit dem Bund ver-
einbart, dass das Gymnasium Michae-
lerplatz auch eine Drittelhalle nutzen 
kann, und dass da auch eine Mitfinan-
zierung von einer Drittelhalle gemacht 
werden wird. Es hat sich halt aufgrund 
von verschiedenen Veränderungen auf 
Bundesebene, wo Ministerwechsel 
gewesen sind, auf Landesebene hat es 
auch Wechsel gegeben, hat sich die-
ser Vertrag doch deutlich hinausgezö-
gert, aber jetzt sind wir soweit, dass 
dieser Vertrag zur Abstimmung kom-
men kann, dass dieser Vertrag unter-
schriftsreif vorliegt. 
 
10) Sport-11/00 
      Stadthalle Steyr – Vertrag Stadt  
      Steyr mit der Republik Österreich –  
      Nutzung einer Teilhalle durch das  
      BRG Michaelerplatz. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der Fach-
abteilung für Schule und Sport vom 17. 
September 2007 wird der beigeschlos-
sene Vertrag zwischen der Republik 
Österreich und der Stadt Steyr geneh-
migt. (Beilage) 
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Ich ersuche den Gemeinderat, auch 
diesem Vertrag die Zustimmung zu 
geben. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Gibt es dazu eine Wortmeldung? Das 
ist nicht der Fall. Gibt es Gegenstim-
men? Stimmenthaltungen? Auch nicht 
der Fall, einstimmige Annahme. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
In meinem nächsten Antrag geht es 
um die Sanierung und Investition 
Reithofferwerk. Wir haben ja schon im 
vergangenen Jahr einen Beschluss im 
Gemeinderat gefasst, wo wir eine Haf-
tung gegenüber der Reithoffer KG be-
schlossen haben. Die Summe von 
3.203.000,-- beruht auf den damaligen 
Kostenschätzungen, mittlerweile haben 
wir ausgeschrieben und die Anbotser-
öffnung hat stattgefunden, die Anbote 
sind herinnen. Man kann es ein biss-
chen mit einem weinenden Auge se-
hen, dass doch in dem letzten Jahr 
und vor allem in den letzten Monaten, 
aufgrund der guten Konjunktur, die 
österreichweit stattfindet, auf der einen 
Seite Gott sei Dank, aber es schlägt 
sich halt doch bei den Preisen dem-
entsprechend nieder und das Sanie-
rungsvolumen, dass seinerzeit von 
unserer Fachabteilung Baubereich ge-
schätzt wurde, von € 10.974.000,--, 
dass sich da jetzt nach der Ausschrei-
bung zeigt, dass sich die Konjunktur 
spürbar bemerkbar macht und ein Sa-
nierungsvolumen von € 12.990.000,-- 
notwendig ist. Aus diesem Grund ist 
auch der Haftungsrahmen von € 
3.203.600,-- auf € 5.219.600,-- zu er-
weitern und das ist auch hier in diesem 
Gemeinderat zu beschließen. Zum In-
haltlichen, warum das so ist, in einem 
hohem Ausmaß sind die Preise am 
Markt im Baubereich ausschlaggebend 
gewesen, wir sehen bei den Anboten, 
dass wir bei den Bauleistungen zum 
Teil Kostensteigerungen bis über 30 % 

zu akzeptieren haben und diese zu 
Kenntnis zu nehmen sind. Das ist der 
wesentliche Punkt, es gibt aber auch 
einen Punkt dafür, warum eine Kos-
tensteigerung eingetreten ist; und zwar 
ist das nicht eine Fehleinschätzung 
gewesen, dass hier zu gering ge-
schätzt worden ist, sondern der ur-
sprüngliche Kostenrahmen hat von der 
Gebäudestruktur her ein bisschen an-
ders ausgesehen. Es war ursprünglich 
vorgesehen, dass dort Großraumbüros 
gemacht werden sollten, da hat es ja 
auch intensive Diskussionen – die ja 
nicht unbekannt sind - im Kreise des 
Gemeinderates gegeben, wo halt von 
den Beschäftigten, aber auch von den 
Fachabteilungen doch sehr Druck ge-
macht worden ist, dass man keine 
Großraumbüros sondern Einzelbüros, 
für ein bis zwei, maximal drei Beschäf-
tigte macht. Man hat dann von den 
Großraumbüros Abstand genommen 
und ist auch auf diese Wünsche ein-
gegangen und gerade das trägt natür-
lich auch beim Innenausbau dazu bei, 
dass das halt mehr kostet. Aber das ist 
nicht der springende Punkt, sondern 
die Preise. Einen Punkt möchte ich 
aber auch erwähnen, es gibt dort auch 
eine Erhöhung der Kosten, das sind 
zwar nicht die gravierendsten bei die-
sen Erhöhungen, aber sie schlagen 
sich auch nieder und zwar – da haben 
wir auch in den verschiedensten Berei-
chen darüber informiert – dass wir aus 
ökologischen Gründen versuchen die 
Beheizung und Stromgewinnung, die 
Stromversorgung danach auszurich-
ten. Wir haben Probebohrungen ge-
macht, das hat man zu dem damaligen 
Zeitpunkt noch nicht gewusst, und sind 
Gott sei Dank in der Lage, dass genü-
gend Grundwasser vorhanden ist und 
wir das Gebäude somit mit modernster 
Technik beheizen können und zwar mit 
Wärmepumpen, wo dem Grundwasser 
Wärme entzogen wird und somit das 
Haus beheizt werden kann. Auch noch 
dazu mit der positiven Seite, dass im 
Sommer das umgeschaltet werden 



 281

kann und das Haus mit einer Kühlung 
versorgt werden kann. Also insgesamt 
eine sehr positive Sache. Ich darf dazu 
sagen, dass das ein Musterhaus in der 
Stadt ist, wir haben diese Technologie 
ja noch nirgendwo angewendet, das ist 
auch nicht überall möglich, aber dort ist 
es gegangen. Wir haben zur herkömm-
lichen Heizung und Versorgung hier 
eine Kostensteigerung von ca. Euro 
50.000,--, was aber dabei besonders 
erfreulich ist, dass die Amortisations-
zeit relativ kurz ist, was uns alle ein 
bisschen überrascht hat, zwischen 5 
und 6 Jahren, wo wir die Kosten he-
reinbringen. Wir haben dann Energie-
einsparungen vom Strom und mit der 
Heizung von rund € 13.000,-- im Jahr 
und das ist schon ein gewaltiger Be-
trag. Es ist wirklich ein Meilenstein bei 
uns in der Stadt, ein stadteigenes Ge-
bäude in dieser Form mit Energie zu 
versorgen. Bei der Gelegenheit möchte 
ich schon auch die zuständigen Abtei-
lungen, die Liegenschaftsabteilung und 
die Bauabteilung besonders erwähnen, 
die sich mit dem intensiv beschäftigt 
und das vorbereitet haben, damit auch 
wirklich für die Stadt Einsparungen 
entstehen und auch aus ökologischer 
Sicht da ein wesentlicher Meilenstein 
gesetzt werden wird. Noch sind wir ja 
noch nicht ganz so weit, der Baube-
ginn soll in den nächsten Wochen 
stattfinden und die Fertigstellung ist im 
Frühjahr 2009 geplant, wenn nicht ir-
gendwelche Zwischenfälle sind, das 
kann man nie sagen, aber wir sind da 
sehr optimistisch.  
 
11) Fin-122/06 
      Sparkassenfonds Steyr Reithoffer  
      KG; Aufstockung des Investitions- 
      volumens. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des vorstehenden Amtsbe-
richtes der FA für Liegenschaftsverwal-
tung werden folgende Punkte be-
schlossen: 

a) Das Sanierungsvolumen wird 
von € 10.974.000,-- exkl. MWSt. 
auf € 12.990.000,-- exkl. MWSt. 
erhöht. 

b) Das Fremdfinanzierungsvolu-
men wird von € 3.203.600,-- auf 
€ 5.219.600,-- erhöht. 

c) Die Übernahme der Ausfalls-
bürgschaft gem. §§ 1355 ff. 
ABGB – vorbehaltlich einer e-
ventuell hiezu notwendigen auf-
sichtsbehördlichen Genehmi-
gung – für das notwendige 
Fremdfinanzierungsvolumen in 
der Höhe von € 5.219.600,--. 

 
Ich ersuchen den Gemeinderat um 
Zustimmung. 
 
BÜRGERMEISTER                                                    
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Gibt es dazu Wortmeldungen? Herr 
Mayrhofer bitte. 
 
STADTRAT                                                                 
GUNTER MAYRHOFER: 
Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren. Jetzt wäre noch die Möglichkeit, 
die Notbremse zu ziehen. Bei einer 
Nettonutzfläche von ungefähr 7.000 m² 
komme ich bei diesem Investitionsvo-
lumen auf € 1.857,-- pro m² im Durch-
schnittswert. Das ist bedeutend mehr, 
als es kostet ein Gebäude vollkommen 
neu zu machen und auch den Grund-
preis dabei zu haben. Die Vergleichs-
werte gehen hier von € 1.450,-- bis 
maximal € 1.630,-- einschließlich 
Grund. € 1.857,-- bei Sanierungskos-
ten, das heißt auch ohne Grundkos-
tenanteil. Wenn dann der zuständige 
Referent in der Zeitung auch noch 
sagt, wir bekommen ja auch etwas 
vom Land zurück, 4,4 Mio., wir be-
kommen auch 1,63 Mio. – wahrschein-
lich ist das ein geschätzter Wert – für 
die Redtenbachergasse, dann sind das 
6 Mio. und wenn man dann noch be-
rücksichtigt, dass wir jetzt eingemietet 
sind und das sind jährlich € 82.000,--, 
dann ist das eigentlich fast ein Null-



 282

summenspiel. Wir müssen, auch wenn 
ich das berücksichtige, trotzdem 7 Mio. 
Euro finanzieren und alleine die Zinsen 
davon, mit einer Annahme von einem 4 
%igen Zinssatz, wo wir auf die Zukunft 
gerichtet froh sein müssen, wenn der 
hält, dann reden wir von € 280.000,-- 
Zinsen jährlich. Das heißt, von einem 
Nullsummenspiel, lieber Herr Referent, 
ist nicht einmal im Ansatz zu reden. 
Wir sollten nicht versuchen, das herun-
ter zu reden und zu sagen, ja eh alles 
ok, kostet eh fast nichts. Wenn ich den 
Bericht hier lese, der in den OÖ Nach-
richten gekommen ist, dann hat man 
das ja so angemutet, ja liebe Leute, da 
brauchen wir ja eigentlich eh nichts 
zahlen, das passt eh alles. Davon sind 
wir aber weit, weit weg. Wir sind aus-
gelacht worden, wie wir gesagt haben, 
wir nähern uns den 15 Mio., die dieser 
Umbau kostet; jetzt haben wir das Ar-
chiv bitte nicht mehr, das ein gesamtes 
Geschoss eingenommen hätte, was 
also zu einer Kostenreduzierung hätte 
führen müssen und trotzdem haben wir 
um 2 Mio. mehr als veranschlagt. Das 
heißt, wir haben im Prinzip ungefähr 
eine Kostensteigerung von fast 40 %, 
das muss uns schon klar sein. Das 
heißt, es ist mit einer normalen Preis-
steigerung nicht einmal mehr im An-
satz zu argumentieren, das hängt mit 
einer wirklichen Fehleinschätzung zu-
sammen und wenn dann gesprochen 
wird, nur einige 100.000,-- Euro würde 
es uns mehr kosten als auf der grünen 
Wiese, dann muss ich schon sagen, 
das ist mit Sicherheit vollkommen 
falsch. Ich glaube, wir sollten wirklich 
überlegen, ob wir dieser zusätzlichen 
Haftungsaufnahme die Zustimmung 
geben, ich würde mir wirklich noch 
einmal überlegen, ob es sinnvoll ist, 
dort draußen in dieser Art und Weise 
den Umbau zu machen. Ich warne da-
vor, es wird teurer, es sind in den 
nächsten Jahren bei uns einige Groß-
projekte geplant, ob das das Kaser-
nenareal ist, ob das die Pachergasse 

ist, wo wir überall billiger zu der Fläche 
kämen als dort in diesem Objekt. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Frau GR Frech bitte. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Gäste. Ja, wir beschließen 
mit diesem Antrag 3 Punkte. Zum ei-
nem die Erhöhung des Finanzierungs-
volumens von rund 11 Mio. Euro auf 
13 Mio. Euro. Das sind ja eh nur 2 Mio. 
Euro, na ja ungefähr 20 %. Wir haben 
heute schon einen anderen Tagesord-
nungspunkt gehabt, wo auch 20 % ei-
ne Rolle spielten, dass wir nur 20 % 
mehr zahlen und das kann man eigent-
lich vernachlässigen, jetzt haben wir 
wieder 20 % Mehrkosten bei einem 
Gebäude. Allerdings nicht Endkosten 
20 % mehr, sondern jetziger Stand und 
ich glaube, da muss ich kein großer 
Prophet sein ... 
 
STADTRAT                                                                 
GUNTER MAYRHOFER: 
Laut Ausschreibung! 
 
GEMEINDERÄTIN                                                     
MMAG. MICHAELA FRECH: 
... laut Ausschreibung und jeder hier 
herinnen weiß das, wir hatten noch 
selten ein Projekt, das in der Endab-
rechnung billiger kam. Ich glaube eines 
gab es einmal. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
Stadthalle! 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Im Regelfall werden die Projekte noch 
teurer, 10 %, 15 % oder mehr. Jetzt 
sind wir aber schon bei diesen 20 % 
mehr und wie der Kollege Mayrhofer 
auch gesagt hat, und das, obwohl das 
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Stadtarchiv nicht dabei ist. Das heißt, 
wir müssen uns ja auch zusätzlich et-
was überlegen für das Stadtarchiv. Die 
Situation, wie sie jetzt ist, kann ja nicht 
so bleiben und wir brauchen Räum-
lichkeiten für ein Stadtarchiv. Jeder, 
der das schon einmal gesehen hat, 
weiß dass das ein Zustand ist und 
nicht würdig einer Stadt mit der Ge-
schichte Steyrs. 2 Mio. Euro, 20 % 
Steigerung, stört uns anscheinend 
nicht wirklich und das wird noch weiter 
wachsen. So, wir beschließen die Er-
höhung der Fremdfinanzierung von 3,2 
Mio. auf 5,2 Mio. Euro, eben 2 Mio. 
Euro mehr Fremdfinanzierung, mehr 
Zinsbelastung und wir übernehmen 
eine Ausfallsbürgschaft in Höhe von 
5,2 Mio. Euro damit in Summe. Bei 
Bürgschaften, muss ich sagen, habe 
ich hier in diesem Haus noch nie sehr 
gute Erfahrungen gemacht und gene-
rell sind Bürgschaften etwas, wo man 
ja eigentlich immer hört, damit sollte 
man sehr vorsichtig umgehen. Ich bin 
aber keine Juristin und die meisten von 
ihnen hier herinnen auch nicht und 
deshalb wäre meine Frage an die Ju-
risten im Hause, nachdem wir eine 
Ausfallsbürgschaft gemäß § 1355 f. 
ABGB beschließen, was bedeutet das 
eigentlich? Kann mir irgendjemand von 
ihnen sagen, was in dem § 1355 
ABGB drinnen steht, wie weit trifft uns 
das als Gemeinderat in unserem Pri-
vatvermögen, sonstigem usw., können 
Sie uns das bitte erklären, ich weiß es 
einfach nicht? 
 
MD-STV. PRÄSIDIALDIREKTOR 
SR DR. GERHARD ALPHASAMER: 
Geschätzte Damen und Herren des 
Gemeinderates. Ohne auswendig das 
ABGB zitieren zu können, das wäre bei 
1508 Paragraphen zu viel verlangt, 
kann ich Ihnen grundsätzlich sagen, 
was eine Ausfallsbürgschaft nach dem 
ABGB bedeutet. Das heißt, wenn der 
ursprüngliche Zahler, aus welchen 
Gründen auch immer nicht in der Lage 
ist, seiner Zahlungsverpflichtung nach-

zukommen, so tritt der Bürge und Zah-
ler an die Stelle des ursprünglichen 
Zahlers mit allen Verpflichtungen, die 
den ursprünglichen Zahler getroffen 
hätten. Das heißt also, die Stadt Steyr 
tritt in die verpflichtende Zahlungsver-
pflichtung, die KG, die aber eine hun-
dert Prozent Tochter der Stadt Steyr 
ist, mit allen Rechten und Pflichten ein 
und hat für den Fall, dass die KG aus 
welchen Gründen auch immer die Zah-
lung nicht erfüllen kann, diese Zahlung 
dann in voller Höhe zu leisten. Den 
genauen Wortlaut kann ich Ihnen aus-
wendig nicht zitieren, den wird wahr-
scheinlich kein Jurist auswendig wis-
sen, aber den ABGB könnte ich Ihnen 
holen und Ihnen dann in 5 Minuten 
vorlesen, wenn Sie darauf Wert legen, 
aber inhaltlich ist das, glaube ich, die 
Erläuterung, die man dazu geben 
kann.  
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Es erwartet auch niemand von Ihnen, 
dass Sie das können, ich habe mir nur 
gedacht, nachdem es im Antrag zitiert 
wird ... 
 
MD-STV. PRÄSIDIALDIREKTOR 
SR DR. GERHARD ALPHASAMER: 
Ich kann es gerne holen. 
 
GEMEINDERAT                                                          
MAG. STEPHAN KEILER LL.M.: 
Ich kann es vorlesen. 
 
MD-STV. PRÄSIDIALDIREKTOR 
SR DR. GERHARD ALPHASAMER: 
Hast du eines da? 
 
GEMEINDERAT                                                         
MAG. STEPHAN KEILER LL.M.: 
Von 1811 – der Bürge kann in der Re-
gel erst dann belangt werden, wenn 
der Hauptschuldner auf des Gläubigers 
gerichtliche oder außergerichtliche 
Einmahnung seine Verbindlichkeit 
nicht erfüllt hat. 
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GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Danke schön. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Herr Payrleithner bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Geschätztes Präsidium, liebe Kollegin-
nen und Kollegen des Gemeinderates, 
werte Gäste. Vom Industrieforum, iro-
nischerweise hängen in Steyr sogar 
noch ein paar Hinweistafeln zur Tin-
tenburg, die hat man bis heute nicht 
einmal abmontiert, das war nicht gera-
de die Vorstellung, die unsere Fraktion 
und auch einige andere hier im Raum 
gehabt haben, wie man seinerzeit die-
ses Gebäude um viel Geld gekauft hat 
und wie man sich die Nutzung vorge-
stellt hat. Leider ist man über uns und 
über viele andere drübergefahren und 
hat diese Vorgangsweise dort gewählt. 
Das ist Geschichte, aber das einzig 
Erfreuliche an dieser Angelegenheit ist 
- und das möchte ich jetzt eigentlich 
noch erwähnen – wir haben von Haus 
aus auch in den entsprechenden Aus-
schüssen darauf gepocht und hinge-
wiesen, dass man nicht mit den alten, 
herkömmlichen Energieformen dort 
weiterarbeiten soll, sondern sich neue 
Formen, die zukunftsweisend sind, 
überlegen soll und das ist offensichtlich 
doch in einem gewissen Ausmaß ge-
schehen, das kann man hier auch 
einmal sagen. Wir werden daher die-
sem Antrag letztlich doch, nicht sehr 
erfreut, aber doch zustimmen, dass 
man zumindest diesen Aspekt dort be-
rücksichtigt hat, also manchmal nutzt 
es doch auch etwas, wenn man lange 
genug auch seitens der Opposition 
etwas vorbringt. Dass man die anderen 
Vorschläge seitens der ÖVP und der 
Grünen überhaupt nicht berücksichtigt 
hat, finde ich sehr bedauerlich, nämlich 
auch bedauerlich vor dem Hintergrund 
Industriestadt Steyr, während andere 

große Unternehmen, Weltunternehmen 
in Europa diesen Teil der Geschichte 
entsprechend darstellen und auf mo-
derne Art präsentieren, haben wir die-
se Chance in Steyr leider vollkommen 
vertan und andere schmücken sich 
jetzt teilweise mit unseren Produkten. 
Nämlich die, die Reste dieses doch 
sehr traditionsreichen Steyrer-Werke-
Unternehmens auf doch sehr seltsame 
Art und Weise, wie uns noch in Erinne-
rung ist, erstanden haben bzw. ge-
schenkt bekommen haben. Es fragen 
uns immer wieder Leute, wo denn all 
diese Dinge hin verschwunden sind, 
das möchte ich noch einmal anmerken, 
leider zu spät.  
 
BÜRGERMEISTER                                                    
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Keine weiteren Wortmeldungen mehr. 
Schlusswort bitte. Doch, Herr Kupfer 
bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                          
ANDREAS KUPFER: 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen. Viel-
leicht anschließend an die Worte vom 
Kollegen Payrleithner. Ich denke auch, 
dass großer Widerstand und großer 
Protest heute hier im Gemeinderat 
höchstwahrscheinlich nichts mehr 
bringt, dieses Projekt aufzuhalten, 
auch angesichts der Mehrheit, der wir 
hier gegenüberstehen, aber trotzdem 
vielleicht einige Anmerkungen zu die-
sem Antrag und vielleicht auch noch 
zur Geschichte. Ich finde es schon ein 
bisschen traurig, dass es eigentlich 
keine Vorinformation an unsere Frakti-
on gegeben hat, scheinbar hat es hier 
Vorgespräche mit der F-Fraktion ge-
geben, um diesen Antrag abzusichern. 
Uns ist keine Information, zumindest 
bis zur Sitzung, vorgelegen, warum es 
teurer wird, wo es teurer wird. Das fin-
de ich ein bisschen schade, weil man 
doch möchte, glaube ich, dass der ge-
samte Gemeinderat diesem Antrag 
zustimmt. Es war ja meines Wissens 
nach auch im Finanzausschuss kein 
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Thema. Ich nehme einmal an, die 
Presseaussendung, die heute hinaus-
gegangen ist, die war ja strategisch 
und taktisch auch in die Richtung ge-
wählt, dass wir heute Gemeinderatssit-
zung haben und für diesen Antrag ja 
eine 2/3 Mehrheit notwendig ist, aber 
das ist vielleicht gar nicht so wichtig. 
Was ich mir denke, was schon wichtig 
ist, auch für die Zukunft und auch für 
das Projekt, das hier auf der Schiene 
ist, ist das, dass es doch diesen Mei-
nungswechsel auf Ökologie und Ener-
giesparen gegeben hat und im weites-
ten Sinne auch auf Klimaschutz in die-
ser Stadt zu zählen, ich sehe das auch 
als Impuls und ersten Schritt. Wir ha-
ben in den letzten Monaten bei diesem 
Thema immer wieder auf diese Not-
wendigkeit hingedrängt und es ist auch 
in den Ausschüssen immer wieder von 
den Grünen, aber auch von den ande-
ren Fraktionen die Forderung gekom-
men, doch bei diesem Werk auf ener-
giesparende Maßnahmen zu zählen 
und ich denke mir, das ist das Positive, 
was man heute aus diesem Antrag 
auch mitnehmen kann, dass es ein 
erster Schritt ist, wo Steyr jetzt auch 
einsteigt. Was natürlich nicht so positiv 
ist, dass das Ding teurer wird, wie ge-
sagt, die genauen Kostenschätzungen 
liegen uns nicht vor, dass sich die 
Preisentwicklung nach der Kosten-
schätzung nach einem Jahr in die 
Richtung gestaltet, wie es vom Refe-
renten gesagt worden ist, das glaube 
ich, die Mehrkosten von Energiespar-
maßnahmen sind nicht so groß, das 
hat der Referent auch gesagt. Wir wa-
ren über die Vorgangsweise bei die-
sem Projekt nicht glücklich, wir waren 
eigentlich zu keinem Zeitpunkt großar-
tig eingebunden, das finde ich im 
Nachhinein schade. Sie kennen auch 
unsere Position zum Reithoffergelän-
de, ich möchte das an dieser Stelle 
vielleicht auch noch einmal in Erinne-
rung rufen. Dass wir mit diesem Pro-
jekt, das sich inhaltlich sicher etwas 
anders darstellen hätte können, z. B. 

mit Archiv und anderen Nutzungen, die 
wir uns dort draußen gewünscht hät-
ten, aber dass das einerseits ein Start-
schuss in Richtung mehr Ökologie ist, 
aber dass es auch ein Startschuss ist 
in der Stadtentwicklung, auf einem Fi-
letstück in unserer Stadt, nämlich den 
Gründen, die wir besitzen und dass 
sich auch die Stadtentwicklung im 
Zentrum unserer Stadt in Richtung Ö-
kologie fortsetzt, wenn wir an die Nut-
zung dieses Areals gelangen. Ich den-
ke mir, Engagement und Investition der 
Stadt in Richtung Reithofferareal wäre 
viel wichtiger und sinnvoller, als ein 
großes Engagement am Kasernenare-
al, das drängt nicht so sehr und ist 
nicht so ein Filetstück wie Reithoffer. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Herr Eichhübl bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                          
ROMAN EICHHÜBL: 
Geschätztes Präsidium, meine sehr 
geehrten Damen und Herren des Ge-
meinderates. In Ergänzung zu dem, 
was mein Fraktionskollege Payrleithner 
gesagt hat, möchte ich noch feststel-
len, dass es sicherlich für alle Beteilig-
ten äußerst unerfreulich ist, wenn Kos-
tenvoranschläge, Kostenschätzungen 
überschritten werden und wenn es 
dann erforderlich ist, dass sich die ent-
sprechenden Gremien, in dem Fall der 
Gemeinderat, neuerlich damit befas-
sen muss, um eben durch seine Be-
schlüssen ein Projekt wie das von 
Reithoffer in finanzieller Hinsicht ent-
sprechend abzusichern. Ich möchte 
aber schon auch sagen, dass bei der 
Begründung, wie man sich dann bei 
der Abstimmung verhält, es natürlich 
auch sehr wesentlich ist, wie sind die-
se Kostenschätzungen teurer gewor-
den, warum ist das so passiert. Und 
das, muss ich jetzt ganz offen sagen, 
fehlt mir schon in diesem Amtsbericht. 
Da steht mit keinem einzigen Wort 
drinnen, warum man tatsächlich um 
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mehr als 2 Mio. Euro diese Kosten-
schätzung überschreitet. Ich muss 
ganz offen sagen, wenn ich mich nur 
nach dem Amtsbericht richten würde, 
könnte ich als verantwortungsvoller 
Gemeindemandatar dem Antrag die 
Zustimmung gar nicht geben. Das 
könnte ich nicht, weil mir eben für eine 
derart große Summe die Begründung 
in schriftlicher Form fehlt. Nachdem 
aber der zuständige Referent darauf 
hingewiesen hat, dass Verteuerungen 
im Baubereich ausschlaggebend wa-
ren, ich glaube er hat berichtet, bis zu 
30 %, dann klingt das durchaus plausi-
bel, die Büroverkleinerungen sind mei-
ner Meinung nach auch gerechtfertigt, 
denn es geht schlussendlich darum, 
dass die Mitarbeiter dort ordentliche 
Verhältnisse vorfinden, um ihre Arbeit 
dort verrichten zu können. Positiv – 
das wurde bereits zweimal erwähnt – 
ist die Tatsache, dass man dort Erd-
wärmeversorgung als Wärme- und E-
nergieträger nimmt und dass sich das 
noch dazu in 5 bis 6 Jahren rechnet, 
das ist äußerst positiv. Leider muss 
man anmerken, ist es nicht möglich, 
das städtische Archiv dort unterzubrin-
gen, aber dennoch glaube ich, dass 
man endlich argumentieren kann von 
unserer Seite, wie wir das bereits am 
11. Mai 2006 gemacht haben, als der 
ursprüngliche Beschluss gefasst wur-
de, dass man schon berücksichtigen 
muss, dass immer wieder von allen 
Fraktionen darauf gedrängt wurde, 
dass endlich im Reithofferwerk etwas 
geschieht. Wir haben damals gesagt 
und das gilt auch noch heute, jetzt ge-
schieht etwas, es ist zwar bedauerlich, 
dass das mehr kostet, ich hoffe, dass 
das die einzige Kostensteigerung ist, 
die uns mit dieser Thematik Finanzie-
rung beschäftigt und aus diesem 
Grund, nachdem das auch dargelegt 
wurde, zwar nicht schriftlich, aber 
mündlich, werden wir diesem Antrag, 
was die Verteuerung betrifft, zustim-
men.  
 

BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Frau GR Frech bitte. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Gäste. Ich habe noch 2 Fra-
gen an den zuständigen Referenten. 
Was wird jetzt wirklich zum Thema 
Stadtarchiv passieren, nachdem nun 
wirklich klar ist, dass das Stadtarchiv 
nicht nach Reithoffer kommt, wo 
kommt es dann hin? Was ist geplant 
und in welchem Zeithorizont? 
Sie können sich sicher noch daran er-
innern, dass ich ihnen einmal in einer 
Gemeinderatssitzung auch diese wun-
derschönen Räumlichkeiten im dritten 
Obergeschoss gezeigt habe, die sich 
ja wunderbar für eine Galerie, für Aus-
stellungen usw. geeignet hätten und 
damals hat es eben geheißen, das 
geht nicht, da war noch die Großraum-
bürovariante geplant. Ich habe dann 
irgendwann einmal so über den 
Dschungelfunk und einzelne Mandata-
re gehört, dass man vielleicht doch 
überlegt, zumindest einen Teil dieses 
Obergeschosses im Bereich Kunst und 
Kultur zu nutzen. Meine Frage an den 
zuständigen Referenten ist jetzt, wie 
schaut es jetzt aus, gibt es jetzt dort 
einen Bereich, der freigehalten wird, 
oder als zusätzliche Nutzungsmöglich-
keit für Ausstellungen, angedacht städ-
tische Galerie, was auch immer? 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Weitere Wortmeldungen? Schlusswort 
bitte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Meine sehr verehrten Kolleginnen, lie-
be Kollegen. Ich glaube, die 
Grundsatzdebatte haben wir ja schon 
öfter geführt, warum diese Entschei-
dung in diese Richtung getroffen wor-
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den ist. Es wäre zwar schön alle glück-
lich zu machen, aber vordergründig ist 
es unsere Aufgabe, richtige Entschei-
dungen, oder überhaupt Entscheidun-
gen zu treffen. In Wirklichkeit ist die 
Entscheidung, dass das der Stadt Geld 
kosten wird, 1995 gefallen, wo die 
Stadt das Haus um 10 Mio. Schilling 
gekauft hat. Damals hat man sich 
schon bewusst sein müssen, und man 
war sich auch bewusst, dass mit dem 
Haus mittel- und längerfristig etwas 
geschehen muss. Wir haben es ja 
nicht gekauft, dass wir es zusammen-
fallen lassen, oder dass man es weg-
reißt und etwas anderes hinbaut. 
Wenn man so ein historisches, denk-
malgeschütztes Haus kauft, dann hat 
die Stadt und die Kommune auch die 
Verpflichtung, dort dementsprechend 
etwas daraus zu machen. Es ist nicht 
alleine die Entscheidung der Stadt ge-
wesen, was man dort hineinmacht. Die 
Musikschule dort zu installieren, ist ja 
gemeinsam mit dem Land Oberöster-
reich, mit den Verantwortlichen, auch 
mit dem Landeshauptmann Pühringer 
gefallen und es ist von Landesseite 
immer äußerst positiv beurteilt und ge-
sehen worden, dass man diese Ein-
richtung in so einem historischen, alten 
Gebäude unterbringt. Damit ist auch 
klar gewesen und damit hat uns auch 
bewusst sein müssen, dass in dieses 
Haus auch investiert werden muss, 
dass das gesamte Gebäude, die Infra-
struktur, Heizung und die technischen 
Anlagen eingerichtet werden müssen, 
dass die Außenfassade, die Fenster 
usw., dass das alles renoviert werden 
muss. Man kann natürlich geteilter 
Meinung sein, wer dort untergebracht 
wird, das ist legitim, da kann man die-
se und jene Meinung dazu haben. Wir 
haben halt aus wirtschaftlicher Überle-
gung gesagt, wir wollen dort den Rest 
der Fläche, die zur Verfügung steht, für 
Einrichtungen und für Abteilungen des 
Magistrates zur Verfügung stellen. Es 
hat auch den Hintergrund gehabt, das 
muss man auch noch einmal in Erinne-

rung rufen, wir haben ein Amtsgebäu-
de in der Redtenbachergasse, wo das 
Sozial- und Gesundheitsamt unterge-
bracht wurde, dort sind Investitionen 
von 2,4 Mio. Euro angestanden. Gun-
ter Mayrhofer, du kennst das, weil sich 
ja die Bauabteilung damit beschäftigt 
hat, dort hätten wir investieren müssen 
und hätten nach wie vor ein altes Ge-
bäude gehabt, darüber hinaus haben 
wir einige Abteilungen, die ausgelagert 
sind, wo wir dementsprechende Miete 
bezahlen und aus dem heraus hat es 
sich halt ergeben, dass es Sinn macht, 
wenn wir die restliche Fläche des 
Reithofferhauses für eigene Zwecke 
verwenden. Es war auch unsere Kon-
zeption, dass das Archiv im Reithoffer 
untergebracht werden sollte, das hät-
ten wir uns gut vorstellen können, der 
Spanring Dietmar ist dafür auch dem-
entsprechend marschiert, aber wenn 
wir das so umgesetzt hätten, und da ist 
man auch erst nach intensiven Be-
rechnungen und Untersuchungen dar-
aufgekommen, dass die Statik für das 
Archiv in keinster Weise geeignet war 
und es hätte eine Unsumme von Euro 
gekostet, die Voraussetzungen für die 
Statik zu schaffen, damit das Archiv 
dort untergebracht werden könnte. Da 
würden wir heute nicht von 2 Mio. re-
den, sondern da würden wir um we-
sentlich mehr reden. Also das war der 
Hintergrund, das war einfach aus fi-
nanzieller Situation heraus. Ich komme 
eh gleich dazu, was die Überlegungen 
für das Archiv sind. Die Kostensteige-
rung von den Kostenschätzungen, die 
wir hier im Gemeinderat auch be-
schlossen haben, betragen nicht 40 % 
sondern 12 %. Mir wäre es auch lieber, 
und ich glaube, mittlerweile bin ich in 
diesem Kreis auch dafür bekannt, dass 
ich versuche beim Geld überall den 
Daumen drauf zu halten, sehr sparsam 
zu sein und das hat sich auch schon in 
mehreren Bereichen positiv niederge-
schlagen, also für mich ist es auch 
nicht unbedingt erfreulich, dass es so 
ist, aber ich kann das nicht ändern. 
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Zum Punkt, mit Bürgschaften haben 
wir keine guten Erfahrungen, ja, da bin 
ich in einem Punkt schon dabei, wo wir 
keine gute Erfahrung gemacht haben, 
sollte man sich auch in der Zukunft 
überlegen, gegenüber Dritten Haftung 
zu übernehmen, wenn es nicht unbe-
dingt sein muss, sollte man es nicht 
tun, aber wir haften ja für uns selber 
und nicht für irgendjemanden. Wir ha-
ben ja aus steuerlichen Gründen die 
KEG gegründet, jetzt KG damit wir 
vorsteuerabzugsberechtigt sind, und 
das ist eine 100 %ige Tochter der 
Stadt und gegenüber unsere 100 %ige 
Tochter übernehmen wir die Haftung. 
Also, da kann uns wirklich nichts pas-
sieren, es wird ja nicht möglich sein, 
dass unsere Tochter zahlungsunfähig 
ist und dass unsere Tochter in Konkurs 
geht und wir das zahlen müssen. 
Wenn das auch so wäre, das ist ein 
theoretisches Spiel, wäre es auch egal, 
ob wir es in dieser Form oder in der 
anderen Form zahlen, es kostet wegen 
dem nicht weniger. Tintenburg ist auch 
angeführt worden; es ist keine Tinten-
burg, sondern es wird eine Mehrfach-
nutzung drinnen sein, es ist ein Kultur-
haus und es ist dort auch ein zusätzli-
cher Amtsbereich untergebracht. Es 
wird, liebe Michaela, auch du hast ei-
nen Teilerfolg, damit du dir bei der Zu-
stimmung leichter tust, es wird auch in 
dieser Konzeption, aufgrund dass das 
Archiv nicht hinauskommt, wird nicht 
ein ganzes Geschoss frei, es war nie 
geplant, dass in einem Geschoss das 
Archiv untergebracht wird, sondern in 
dem mittleren Bereich der Geschosse 
wäre das Archiv untergebracht worden 
und im Außenbereich, dort wo die 
Fenster sind, waren immer Büros vor-
gesehen. Aus dem Grund, dass wir 
das Archiv jetzt nicht hinausgeben, 
haben wir im dritten Obergeschoss, in 
einer herrlichen architektonischen Um-
gebung, rund 300 m² Ausstellungsflä-
che zur Verfügung und es soll das 
auch so genützt werden. Es wird auch 
so konzipiert, dass dort auch Ausstel-

lungen dementsprechend stattfinden 
können. Also, wir haben eigentlich alle 
Wünsche der Fraktionen unterge-
bracht, wir haben uns da wirklich be-
müht. 
 
Gelächter 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                            
GERHARD BREMM: 
Wir haben ein Ökoamtshaus, Musik-
schule, wir haben alles abgedeckt, mit 
der Beheizung, mit der Energiegewin-
nung, da haben wir gesagt, das müs-
sen wir tun, damit die Zustimmung 
durch die Grünen und Freiheitlichen 
auch leichter möglich ist, du bekommst 
dort draußen deine Ausstellungsfläche, 
das wird auch der Fall sein. Wir haben 
ein Kulturgut in der Stadt, das wird 
wirklich ein Musterhaus werden, es 
passt dort auch in die Stadtentwick-
lung. Kupfer Andi, du bist ja zweimal 
mit dabei, weil du bist ja auch bei der 
Stadtentwicklung sehr engagiert. Also, 
ich glaube, dass das Haus dort hervor-
ragend in die Umgebung hineinpassen 
wird und dass damit eine vernünftige 
Nutzung gegeben ist. Zum Schluss, 
das Stadtarchiv muss man einmal tei-
len, es gibt das historische Archiv – da 
ist geplant, dass es im Haus bleibt. Wir 
werden aufgrund der Übersiedlung und 
Verlagerung der Bauabteilung Flächen 
zur Verfügung haben, es wird mehr 
Flächenreserven geben. Das wird ein 
bisschen Zukunftsmusik sein, aber da 
kann man schauen, dass man für das 
historische Archiv mehr Raum zur Ver-
fügung stellt, dass die ganze Infra-
struktur besser wird, dass man mehr 
Leseraum zur Verfügung hat. Das ist 
nämlich auch das Problem, da geht es 
nicht nur um die Kästen, wo die drin-
nen sind, sondern das Rundherum ist 
ja auch wichtig, dass das gestaltet 
werden kann. Wir werden auch schau-
en, dass das Amtsarchiv, also das sind 
unsere Zetteln, die wir mit unseren Be-
schlüssen produzieren, schwerpunkt-
mäßig oben auf der Ennserstraße, in 
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den Stadtwerken, untergebracht wird. 
Wir haben dort noch Reserven für die 
nächste Zukunft und das sollte dort 
auch dementsprechend genützt wer-
den. Damit glaube ich, ist auch für den 
Teil Archiv dementsprechend vorge-
sorgt und wir werden auch dort eine 
Qualitätsverbesserung zustandebrin-
gen.  
Darum ersuche ich, noch einmal ab-
stimmen zu lassen und diesem schö-
nen Kind eine breite Mehrheit zu ge-
ben. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Wer für diesen Antrag stimmt, den er-
suche ich um ein Zeichen mit der 
Hand. SPÖ, FPÖ, Grüne. Wer ist da-
gegen? ÖVP. Stimmenthaltung? Bür-
gerforum Steyr. Der Antrag wurde mit 
Mehrheit angenommen.  
Also ihr würdet dafür sein, dass man 
das verfallen lässt, dass man es weg-
reißt.  
 
Unverständlicher Zwischenruf von StR 
Gunter Mayrhofer 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Für was? Keine Musikschule, kein 
Amtsgebäude, die ÖVP will nichts 
bauen. 
Ich danke dem Berichterstatter, nächs-
ter Berichterstatter ist der Herr Vi-
zebgm. Spanring. 
 
BE:VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DIETMAR SPANRING: 
Wertes Präsidium, liebe Kolleginnen 
und Kollegen des Gemeinderates, wer-
te Gäste. Meinen Antrag, der von den 
Grünen kommt, möchte ich in die Ka-
tegorie „no na net, aber“ einreihen.  
 
12) Präs-575/07 
      Antrag der Grünen betreffend Um- 
      setzung des Konzeptes „spurwien“  
      für das Museum der Stadt Steyr ab  
      2008 in Etappen. 

Die Stadt Steyr hat vor vielen Jahren 
einen Wettbewerb für die Neugestal-
tung eines Museum der Stadt Steyr im 
Innerberger Stadl ausgelobt. Im Früh-
jahr 2002 wurde vom Wettbewerbssie-
ger – dem Atelier spurwien – eine A-
daptierung der Projektvarianten abge-
geben und im Anschluss vom Kultur-
ausschuss einstimmig beschlossen. 
 
Die Realisierung des Projekts harrt der 
Dinge. In regelmäßigen Abständen 
taucht das Thema in den Medien, in 
Gremien und in der politischen Diskus-
sion auf. Was fehlt? Eine Perspektive 
für die Umsetzung. 
 
Die Notwendigkeit für eine sofortige 
Realisierung liegt auf der Hand: 

• Der Innerberger Stadl ist das 
„Portal“ der Stadt. Die attraktive 
Hülle des Gebäudes lockt Be-
sucherInnen und Interessierte 
an, die Enttäuschung folgt in 
den Ausstellungsräumen. Ein 
modernes Museum könnte die 
Rolle eines Frequenzbringers 
für Touristen, Schulgruppen, 
etc. erfüllen. 

• Eine Stadt mit einer über 1000-
jährigen Geschichte ist ver-
pflichtet, diese in zeitgemäßer 
Form zu präsentieren. Dutzende 
Vorbilder in Österreich (Wels, 
Lienz, Waidhofen a. d. Ybbs, 
Linz, Kufstein, Krems, ...) zeigen 
vor, wie spannend und besu-
cherfreundlich Stadtmuseen 
funktionieren können. 

• Das Depot und die Archivierung 
entsprechen nicht den gängigen 
Sammlungsstandards. 

• Es gibt kein Vermittlungspro-
gramm, kein Fachpersonal. 

• Das Museum ist nicht behinder-
tengerecht bzw. barrierefrei 
ausgestattet. 

• Die Ausstellungspräsentation ist 
nicht zeitgemäß. 
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Die Grünen stellen aus diesem Grund 
den Antrag auf 
 
Umsetzung des Konzepts „spurwien“ 
für das Museum der Stadt Steyr ab 
2008 in Etappen 
 

• Erstellung eines Finanzierungs-
planes (Etappenplan) bis De-
zember 2007 

• Projektstart 2008: Budgetmittel 
im außerordentlichen Budget 
2008 zugeteilt 

• Beauftragung „spurwien für die 
Detailplanung (Einreichung, 
Ausstellung, ...) bis Dezember 
2007 

 
Ich ersuche um Diskussion. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Herr Payrleithner bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Geschätztes Präsidium, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Als Mitglied des Kul-
turausschusses nur ein paar Sätze zu 
diesem Antrag, eigentlich hätte ich mir 
ja heute erwartet, dass das heute von 
der ÖVP kommt, nachdem sie jetzt den 
Kulturausschussvorsitzenden stellen 
und eine spektakuläre Exkursion ins 
Heimathaus organisiert hat, wo die 
teilweise chaotischen Zustände offen-
bar wurden und ich habe mir gedacht, 
nachdem das die unendliche Ge-
schichte ist und seit mindestens 10 
Jahren, wie noch meine Vorgänger im 
Kulturausschuss tätig waren, eigentlich 
nichts weiter gegangen ist. Nichts des-
to trotz, der Antrag ist heute von den 
Grünen da, er fällt unter die Kategorie, 
wann geschieht endlich was in Steyr, 
nachdem vor kurzem ja einmal in einer 
Tageszeitung gestanden ist, es geht 
seit Jahren nichts mehr weiter, ich rede 
jetzt eh nicht vom Hochwasser, Herr 
Bürgermeister, ich rede von anderen 
Dingen, und offensichtlich haben die 

Grünen diese Chance genützt und zu 
Recht diesen Antrag eingebracht, wie 
ich meine. Ich hoffe, er wird mit Reden 
erfüllt und bleibt nicht wieder nur ein 
Stück Papier über das heute abge-
stimmt wird. Er ist inhaltlich ja teilweise 
begründet, um was es hier geht, Aus-
schreibung, Vorsorge soll getroffen 
werden, dass es im Budget nächsten 
Jahres finanziell berücksichtigt wird. 
Nachdem ja jetzt die Oktobersitzung ist 
und bald das Budget beschlossen 
werden soll und wird, werden wir ja 
sehen, ob im Budget im nächsten Jahr 
Mittel vorhanden sind, um diesen un-
tragbaren Zustand dort endlich zu be-
seitigen. Ich bin froh, dass er gestellt 
worden ist, wir werden sehen, wie sich 
die Mehrheitsfraktion dazu stellt und 
vor allem, ob sie das dann auch um-
setzt und nicht nur heute beschließt, 
oder nicht einmal beschließt.  
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
GR Kupfer bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                          
ANDREAS KUPFER: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen. Den 
Antrag haben wir nicht aus Jux und 
Tollerei gestellt, oder vielleicht aus po-
lemischen Gründen, die man uns unter 
Umständen unterstellen könnte, nein, 
ich bin wirklich der Meinung, dass es 
sehr dringend ist, über diese Sache zu 
sprechen. Wir haben am kommenden 
Samstag die lange Nacht der Museen 
in ganz Österreich, in Steyr herrscht 
diese lange Nacht in unserem Museum 
schon ein bisschen länger.  
 
Unverständliche Diskussion verschie-
dener Mandatare 
 
GEMEINDERAT                                                          
ANDREAS KUPFER: 
Ja, es ist ein bisschen dunkel in unse-
rem Museum, meines Erachtens, oder 
unseres Erachtens zu dunkel. Sie wer-
den sich fragen, warum stellen wir die-
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sen Antrag jetzt? Es gibt dafür drei 
Gründe. Der erste Grund, dass es ei-
gentlich ein unerträglicher Zustand für 
alle ist und ich glaube, da sind wir auch 
alle einer Meinung. Wir kennen alle 
dieses Museum, dieser Zustand ist 
einer Stadt mit einer Geschichte von 
über 1000 Jahren einfach nicht würdig. 
Es gibt keine Museumsvermittlung, es 
gibt keine Heizung, es ist nicht barrie-
refrei, wie das Depot und das Archiv 
ausschaut, das hat uns der Wolfgang 
beim letzten Mal gezeigt. Also, wie 
dieses Museum ausgestattet ist, ist 
uns allen bekannt. Was noch dazu 
kommt und das fehlt uns auch ein 
bisschen, es gibt auch keine Perspek-
tiven und das ist auch der Anlass un-
seres Antrages, wir wollen den Bür-
germeister, aber auch den zuständigen 
Stadtrat mit diesem Antrag auch die 
Unterstützung geben, für das Budget 
im kommenden Jahr wirklich in eine 
Zeitplanung und einen Etappenplan zu 
kommen. Der dritte Grund ist der, dass 
es in 2 Jahren auch mit Linz 09 ein 
europäisches Kulturereignis gibt, das 
nicht nur für Linz, sondern auch für den 
Zentralraum von Bedeutung ist und wir 
denken, wenn in Linz Investitionen in 
die Infrastruktur gemacht werden und 
auch einige Einrichtungen in Linz 2009 
nicht fertig sind, das wird auch in Steyr 
nicht sein, wenn wir nächstes Jahr be-
ginnen, aber es durchaus ein ganz 
wichtiges Signal wäre, auch im Kultur-
hauptstadtjahr mit diesem Projekt zu 
beginnen. Die Chancen für dieses Pro-
jekt sind uns allen, glaube ich, klar, das 
Heimatmuseum, oder das Museum der 
Stadt Steyr könnte ein zusätzlicher 
Frequenzbringer für die Innenstadt 
werden, es steht am Eingang, am Por-
tal unserer Stadt. Es könnte ein kultu-
relles Zentrum mitten in der Stadt sein, 
ein touristisches Highlight, ein Marken-
zeichen. Auch die Pädagogik wäre un-
seres Erachtens nach, ganz wichtig, es 
sind ja hauptsächlich auch Schulgrup-
pen, Kinder, Jugendliche und Interes-
sierte, die Museen besuchen. Und 

auch ganz wichtig, wir haben in 1 oder 
2 Monaten, bei der nächsten Gemein-
deratssitzung einen Tagesordnungs-
punkt, zumindest ist es so geplant, ei-
nen Kulturentwicklungsplan zu be-
schließen. Dieses Projekt wäre auch 
ein mutiger erster Schritt zur Umset-
zung eines Kulturentwicklungsplanes. 
Einige wenige Worte zum Konzept; 
das Konzept ist auch bekannt, wir ha-
ben einen Wettbewerb gehabt, dieser 
Wettbewerb wurde gewonnen, über die 
Details dieses Wettbewerbs kann es 
durchaus noch Diskussionen geben, 
aber wir haben es auch im letzten Kul-
turausschuss diskutiert, die zukünfti-
gen Nutzer, auch das Personal, wären 
sicher froh, wenn dieses Konzept, das 
auch ein Cafe, Büros, einen Shop vor-
sieht, auch temporäre Ausstellungsein-
richtungen, dass das in diesem Sinne 
realisiert wird. Unser Antrag hat drei 
Punkte, nämlich einerseits einen Etap-
pen- und Zeitplan zu erstellen, ande-
rerseits wirklich Ressourcen für das 
kommende Jahr sicher zu stellen; es 
sind derzeit noch Verhandlungen über 
das Budget im kommenden Jahr. Und 
der dritte Punkt ist, dieses Konzept zu 
übernehmen. Jetzt weiß ich natürlich, 
dass sich die einzelnen Fraktionen 
Gedanken zu unserem Antrag ge-
macht haben und es werden sicher die 
einen oder anderen Vorschläge kom-
men, diesen Antrag ein wenig aufzu-
weichen, ich bitte sie aber trotzdem, 
diesen Grundsatzbeschluss zu treffen, 
wirklich in die Umsetzung dieses Pro-
jektes zu gehen, von mir aus können 
wir es einem Ausschuss zuordnen, 
aber ich glaube, das was wirklich wich-
tig ist, dass wir uns hier und heute 
wirklich die Meinung bilden, uns auch 
entscheiden, dass wir wirklich in die 
Umsetzung gehen, denn ich glaube, 
dass dieses Projekt wirklich schon zu 
lange auf Umsetzung wartet und die 
Zeit reif ist, es umzusetzen. 
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BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
GR Frech bitte. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Gäste. Also, jetzt bin ich 10 
Jahre in diesem Gemeinderat und 
wenn für jede Minute, die jeder von 
uns dafür verwendet hat, über das 
Thema zu sprechen, eine Presseaus-
sendung zu schreiben, sich mit der 
Thematik zu beschäftigen, 1 Euro ge-
fallen wäre, dann hätten wir die ganze 
Debatte nicht mehr. Das Thema, den-
ke ich mir, ist jedem bekannt, ich habe 
eigentlich immer schon so mein Deja- 
vu, schon wieder, im Endeffekt geht es 
um etwas, was bereits Anfang 2000 
herum eigentlich beschlossen worden 
ist, es gab x Anträge dazu, dann einen 
Plan mit etappenweiser Sanierung vor-
zulegen usw., also das Thema ist alt-
bekannt. Ich bin insofern froh, dass es 
die Grünen wieder zum Thema ma-
chen, weil ich oft das Gefühl habe, 
man hofft, dass sich Probleme im Lau-
fe der Zeit lösen. Was derzeit anschei-
nend das große Problem ist, ich spre-
che es einfach offen aus, ist das, dass 
man zuerst ein Konzept hat machen 
lassen und sich erst jetzt die Frage 
stellt, wie ist das mit dem Denkmal-
schutz zu vereinbaren. Statt diese 
denkmalschützerischen Aspekte vor-
her abzuklären und den Betreibern von 
„spurwien“ einfach klare Vorgaben zu 
geben, was ist denkmalschützerisch 
möglich und was nicht, sondern die 
haben geplant und jetzt kommt man 
auf einmal darauf, das passt nicht zum 
Denkmalschutz und das auch nicht 
und jetzt steht die ganze Partie, weil 
man eigentlich nicht weiß, wie soll man 
weitertun. Das finde ich sehr schade. 
Einen Finanzierungsplan sollten wir 
eigentlich schon lange haben, was wir 
auch brauchen würden – und das ist 
das, was ich eigentlich bei dem Antrag 

der Grünen ein bisschen vermisse – 
dass uns auch klar sein muss, dass 
man in Zukunft personelle Ressourcen 
für den Betrieb dieses Museums zur 
Verfügung stellen muss, weil mit dem 
wenigen Personal, das derzeit vorhan-
den ist, kann man ein Museum 
schlichtweg nicht betreiben. Wenn sie 
nach Wels gehen, ähnlich vergleichba-
re Situation, wie viele Mitarbeiter sie 
dort vorfinden und wie viele in Steyr, 
dann weiß jeder von uns, damit ist es 
nicht machbar. Das heißt, es muss uns 
bewusst sein, wenn wir ein Museum 
der Stadt Steyr haben möchten, und 
wir haben das älteste Wirtschaftsge-
bäude der Renaissance in Steyr, und 
wenn uns das etwas wert und wichtig 
ist, dann muss es auch finanzielle Mit-
tel für die personelle Besetzung da-
nach geben. Das muss uns auch jetzt 
schon bewusst sein, weil sonst haben 
wir ein neues, oder ein neugestaltetes 
Museum, aber leider kein Personal 
dazu. Das zweite, was ich vermisse, es 
geht jetzt eigentlich immer nur um das 
Thema Bau, was aber auch sein müss-
te, bevor ich zum Bauen, oder zum 
Umbauen anfange, dass ich auch wirk-
lich ein Konzept habe, nämlich ein in-
haltliches Konzept, was soll dort genau 
passieren, welche Zielgruppen spreche 
ich in erster Linie an, wende ich mich 
an Touristen, wende ich mich an Schü-
ler, wie kann ich diese Zielgruppen 
verbinden usw. Das ist das, was mir 
fehlt. Aus dem Grund, möchte ich ei-
nen Zusatzantrag zum Antrag der Grü-
nen einbringen.  
 
Zusatzantrag zum Antrag Präs-
575/07 
 
Der Gemeinderat möge beschließen:  
 
Erstellung eines inhaltlichen Konzeptes 
unter Berücksichtigung museumspä-
dagogischer Grundsätze und der Ver-
netzung mit dem Museum Arbeitswelt, 
in Sinne eines Museumsverbundes. 
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Die Projektorganisation für die Erstel-
lung dieses inhaltlichen Konzeptes soll 
in der nächsten regulären Sitzung des 
Kulturausschusses besprochen und 
festgelegt werden. 
 
Begründung: 
 
Vor baulichen Änderungen/Adaptionen 
muss es sinnvollerweise ein inhaltli-
ches Konzept geben, wie in Zukunft 
der „Museumsbetrieb“ aussehen soll. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Herr GR Hack bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
ING. WOLFGANG HACK: 
Geschätztes Präsidium, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, lieber Hans. Ich 
muss sagen, ich sehe es eher im Ge-
genteil positiv, die Berichterstattung 
hat offensichtlich doch etwas genutzt, 
dass möglicherweise Bewegung in die 
ganze Museumslandschaft kommt und 
das freut mich. Wenn die Fotos auch 
dazu beigetragen haben, dass man 
dann dafür geprügelt wird, dass wieder 
Bewegung hineinkommt, dann war es 
das auf jeden Fall wert.  
 
Zwischenruf: Welche Fotos? 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
ING. WOLFGANG HACK: 
Die, die ich beim letzten Gemeinderat 
präsentiert habe. Dieses Konzept von 
„spurwien“ unter anderem, ist in mei-
nen Augen ein reines Raumkonzept, 
es hat in Wirklichkeit inhaltlich über-
haupt keine Aussage und mir kommt 
die Vorgangsweise so vor, wir bauen 
zuerst einmal um und dann schauen 
wir, was hineingeht. Das wäre unge-
fähr so, man baut ein Haus mit einem 
Kinderzimmer und dann kommt man 
drauf, dass man vielleicht drei Kinder 
hat und dann weiß man nicht mehr, 
wie man sie unterbringen soll. Ich 
glaube, der Vergleich ist eigentlich 

richtig, weil wir haben mindestens für 3 
oder 5 Kinderzimmer Material im Mu-
seum, wir haben wunderbare Dinge, 
die wir wirklich präsentieren sollten, 
aber ich muss zuerst wissen, was habe 
ich, was ist da und was will ich zeigen, 
bevor ich dann sage, ok und wie prä-
sentiere ich es? Also, mir persönlich 
fehlt die inhaltliche Diskussion und 
das, was da jetzt ein bisschen ange-
dacht wird, ist ein inhaltsloses Vorge-
hen. Ich glaube, es wäre besser, man 
schaut einmal was da ist und da würde 
ich anregen, dass man einmal eine 
Gruppe oder einen Verein, so ähnlich 
wie dieser Verein, der im Archiv ja e-
xistiert und sehr gute Forschungsarbeit 
leistet, dass man da einmal schaut, 
dass man Fachleute und auch fach-
kundige Laien, wie es in Steyr ja viele 
gibt, dass man die einmal zusammen-
bringt und dass man mit denen zu-
sammen den ganzen Fundus sichtet 
und dann einmal eine inhaltliche Dis-
kussion hier in Steyr abhält, was wol-
len wir. Denn wir Steyrer müssen wis-
sen, was wir wollen und nicht irgend-
welche Herren in Wien, die halt ir-
gendwelche Ausstellungen oder solche 
Dinge gestalten, aber von den Bedürf-
nissen in Steyr, glaube ich, ihre Mei-
nung von weit her haben. Wir in Steyr 
müssen unsere Wurzeln im Steyrer 
Museum ausgraben und darum glaube 
ich, wäre es ganz wichtig, hier einmal 
eine Gruppe auf die Beine zu stellen. 
Es gehen dann immer die Diskussio-
nen, wir wissen zwar nicht, was wir 
machen, aber das Kripperl muss auch 
hinaus. Warum? Das ist derzeit ein 
Status, der absolut unbefriedigend ist 
und es ist sicher richtig, dass jetzt end-
lich eine Vorwärtsbewegung in dem 
Ganzen geschehen muss, aber ich 
kann nicht irgendetwas machen, nur 
dass wir etwas tun und dann wissen 
wir eigentlich nicht wirklich, was wir 
eigentlich damit bezwecken wollen. 
Was aber ein wichtiger Punkt wäre, 
und ich glaube, die Gelegenheit ist ab-
solut einzigartig und jetzt unabhängig 
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von dem, dass man versuchen sollte, 
das Haus Derfler anschließend zum 
Museum dazu zu erwerben. Es wäre 
eine einmalige Gelegenheit, es gibt nur 
das eine Haus daneben und es würde 
mit Sicherheit dazu passen. Ich würde 
einmal vorschlagen, mit der Frau 
Derfler bezüglich des Hauses zu spre-
chen, einen Museumsverein in Steyr 
auf die Füße zu stellen, der sich mit 
den inhaltlichen Dingen beschäftigt 
und den Dinge, die da sind, einmal 
sichtet und bewertet, dazu alle interes-
sierten Steyrerinnen und Steyrer, die 
Fachleute, es gibt auch Steyrer Exper-
ten dafür, aber auch Private, die sehr 
gut sind, die einmal aufruft, vielleicht 
findet man auch Gönner, denen so 
etwas am Herzen liegt, die bestehen-
den Exponate sichtet und dann eine 
Entscheidung treffen, nämlich eine in-
haltliche Entscheidung und nicht ir-
gendetwas umzubauen. Das wäre 
wahrscheinlich auch viel billiger und 
wäre von uns Steyrern für uns Steyrer.  
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
GR Schuster bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                                                        
MAG. ERWIN SCHUSTER: 
Geschätztes Präsidium, geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen. Was heute 
gesagt worden ist, ist zum Großteil 
absolut richtig. Wenn ich beim Kolle-
gen Hack beginnen darf; zur Belebung 
der Diskussion habe ich – glaube ich – 
das letzte Mal mit meiner Wortmeldung 
beigetragen, habe auch dementspre-
chende Schlagzeilen bekommen. Das, 
was die Michaela gesagt hat, ist auch 
fast richtig, würde ich sagen, weil per-
sonell stimmt deine Analyse – da muss 
ich dann auch noch etwas zum Antrag 
der Grünen sagen. Baulich und inhalt-
lich ist es eigentlich – glaube ich – ge-
nau umgekehrt. Es muss im Endeffekt 
der bauliche Rahmen da sein, damit 
ich weiß, was kann ich reintun. Das ist 
ungefähr so, wie wenn man eine Woh-

nung bezieht, ich kaufe nicht das 
Wohnzimmer, bevor ich nicht weiß, wie 
groß das Wohnzimmer ist, zumindest 
machen es die Fachleute so. Und 
wenn beim Antrag der Grünen zu hun-
dert Prozent – bis auf den einen Punkt 
– kein Fachpersonal dabei war, dann 
ist es ein bisschen schwierig, aber da-
rüber kann man hinwegschauen. Was 
soll tatsächlich weitergehen? Der 
nächste Punkt der Kritik bezüglich 
Denkmalschutz stimmt wahrscheinlich, 
der nächste Punkt ist aber, dass beim 
Plan des Architekten Grünberger von 
„spurwien“ baulich wie inhaltlich etwas 
abzuändern ist. Klar, aufgrund der 
neuen Gegebenheiten, muss der 
nächste Schritt ganz einfach sein, dass 
sich der Architekt Grünberger von 
„spurwien“ mit dem Bundesdenkmal-
amt, sprich mit dem Herrn Dr. Kaiser, 
zusammentun muss, die müssen ein 
gemeinsames, geändertes bauliches 
Konzept erstellen, darauf kann man 
dann im Endeffekt die Finanzen auf-
hängen. Parallel dazu kann man dann, 
wenn man weiß, wie das bauliche 
Konzept ausschaut, sofort anfangen 
auch den Inhalt in der entsprechenden 
Form festzulegen und dann kann man 
immer noch diskutieren und alle mit 
einbeziehen, von Lehrern bis Interes-
sierte, wie schaut es wirklich aus, was 
ist wichtig, weil da sind die Meinungen 
unter Umständen auch zwischen grün 
und blau. Im Endeffekt, da sind wir uns 
alle einig, muss im Vordergrund ein 
neues und schönes Museum für Steyr 
stehen.  
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Vzbgm. Bremm bitte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Werte Kolleginnen, liebe Kollegen. In-
haltlich sind sich – glaube ich – alle 
Fraktionen im Wesentlichen darüber 
einig, dass im Heimathaus etwas ge-
schehen muss, dass man auch Schrit-
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te setzen muss. Der Antrag, der aber 
vorliegt, ist in dieser Form nicht zu be-
schließen, weil man das Konzept von 
„spurwien“ nicht einfach in dieser Form 
beschließen kann, weil es natürlich 
doch nicht unbedenkliche Einschrän-
kungen oder Einwendungen des Bun-
desdenkmalamtes gibt. Daher glaube 
ich, wäre der sinnvolle Weg einmal – 
und der Kollege Schuster hat es ge-
sagt – damit man einmal den ersten 
Schritt setzen kann, muss man einmal 
schauen, was ist eigentlich baulich al-
les möglich, was kann man verändern. 
Das gehört mit dem Bundesdenkmal-
amt abgeklärt und dann kann man die 
nächsten Schritte setzen, in welchem 
Zeitplan, in welchen Etappen wir das in 
diesem Haus machen. Natürlich ist 
dann auch ein entscheidender Punkt, 
wie die Finanzierung in diesen Etap-
pen gesichert ist. Daher möchte ich es 
kurz machen und einen Antrag zur Ge-
schäftsordnung machen, dass dieser 
Antrag zurückgestellt wird. Also nicht 
zurückgestellt wird, sondern an die 
Bauabteilung, bzw. den Bauausschuss 
zugewiesen wird, dort sind die zustän-
digen Stellen, welche bauliche Maß-
nahmen sind möglich. Wenn das dann 
abgeklärt ist, dass man sich dann wei-
ter unterhält, wie die nächsten Schritte 
sind. 
 
Ich ersuche, dieser Vorgangsweise die 
Zustimmung zu geben. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Zum Antrag zur Geschäftsordnung hat 
jede Fraktion noch eine Wortmeldung? 
ÖVP? Nein. Grüne? 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
ANDREAS KUPFER: 
Vielleicht zur Richtigstellung, bevor ich 
kurz auf diesen Antrag eingehe. Wolf-
gang, ich bin schockiert, ich bin scho-
ckiert über deine Ahnungslosigkeit, 
wäre Lengauer hier, der dieses Projekt 
solange verfolgt hat – und Kollege 

Mayrhofer, der auch seit 1997 im Ge-
meinderat sitzt und weiß, wie wir im 
Kulturausschuss um ein inhaltliches 
Konzept gerungen haben und um ein 
bauliches Konzept mit „spurwien“, da 
hat es x Diskussionen natürlich auch 
über Inhalte gegeben.  
 
Unverständlicher Zwischenruf 
 
GEMEINDERAT                                                          
ANDREAS KUPFER: 
Es steht in den Papieren nicht drinnen, 
aber wir haben genug Pläne und Dis-
kussionen über dieses Thema gehabt. 
Jeder, der über viele Jahre im Kultur-
ausschuss sitzt, weiß, dass noch die 
Feinarbeit notwendig ist. Aber wie du 
das jetzt argumentiert hast, ist das ein 
Aufschnüren eines Paketes, das mei-
nes Erachtens die Realisierung eines 
Projektes in weite Ferne bringen wür-
de. Zum Vorschlag vom Gerhard 
Bremm, ja, unsere Zustimmung mit der 
Bitte und vielleicht auch mit dem Hin-
weis, wie schaut es mit den finanziel-
len Mitteln im kommenden Jahr aus? 
Gibt es eine Reservierung dafür? Bzw. 
was heißt, Zuweisung zum Bauaus-
schuss, ist das die nächste Sitzung 
und werden dort diese Punkte in der 
Art und Weise behandelt? 
 
STADTRAT                                                                 
GUNTER MAYRHOFER: 
In der nächsten Sitzung – das ist eine 
sehr kurze Zeit – dass man sich da 
diesem Thema wirklich im Detail wid-
met, das kann ich mir nicht vorstellen. 
Ich würde sagen, in der ersten Früh-
jahrssitzung.  
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Roman, Wortmeldung? Nein. Michae-
la? 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
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tes, werte Gäste. Ich kann mich schon 
durchaus damit anfreunden, dass man 
sagt, man klärt jetzt einmal ab, wie 
schaut es mit dem Denkmalschutz aus, 
wie lässt sich das Konzept „spurwien“ 
dann realisieren, allerdings was ich 
damit noch immer nicht abgeklärt ha-
be, ist wirklich einen Schritt weiter zu 
denken, an diese inhaltliche Dimension 
und auch solche Dinge einfließen zu 
lassen, das halte ich gar nicht für eine 
schlechte Idee, zu sagen, es gibt z. B. 
so einen Art Verein, oder was immer 
das dann sein mag, wo man versucht 
möglichst viele Steyrer auch dazu zu 
bewegen, vielleicht etwas für das Mu-
seum zu spenden, für das Museum zu 
arbeiten, sich zu engagieren, wie es 
auch beim Stadtarchiv passiert ist. Das 
wäre mit diesem Antrag aber nicht ab-
gedeckt. Ich habe jetzt keine Ahnung, 
da oute ich mich, weil die Situation ha-
ben wir selten gehabt, kann man einen 
Antrag zur Geschäftsordnung auch bei 
einem Zusatzantrag stellen? 
 
MD-STV. PRÄSIDIALDIREKTOR 
SR DR. GERHARD ALPHASAMER: 
Der Zusatzantrag teilt immer das 
Schicksal des Hauptantrages, wenn 
der Hauptantrag zugewiesen wird. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Schon, aber in den selben Ausschuss? 
Weil der Bauausschuss ist nicht für 
diese Thematik zuständig, das ist der 
Punkt.  
 
MD-STV. PRÄSIDIALDIREKTOR 
SR DR. GERHARD ALPHASAMER: 
Das ist nicht teilbar, der Zusatzantrag 
teilt immer das Schicksal des Hauptan-
trages. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Gut, dann werden wir uns eben im 
Bauausschuss – wir sind ja, glaube 
ich, flexibel – unterhalten, wie man das 
machen könnte, das wäre mir sehr 

wichtig. Eine Bitte an den Vorsitzenden 
des Bauausschusses, an den zustän-
digen Referenten, das Thema ist, den-
ke ich mir, so wichtig, vor allem wenn 
man diese Komponente auch mit hin-
ein nimmt, dass man sich weiter über-
legt, in inhaltliche Richtungen, Muse-
umsverein, auch Museumsverbund, da 
würde ich bitten, dass das wirklich eine 
eigene Sitzung ist, und nicht als An-
hängsel. 
 
Unverständlicher Zwischenruf von 
Vzbgm. Ing. Dietmar Spanring 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Na gut, dann machen wir es im Kultur-
ausschuss, das ist mir eh lieber, aber 
ich habe gerade gehört, dass das 
rechtlich nicht möglich ist, das zu split-
ten. 
 
Unverständliche Diskussion verschie-
dener Mandatare 
 
GEMEINDERAT                                                          
ANDREAS KUPFER: 
Diesen Antrag an beide Ausschüsse 
zuweisen! 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geht das?  
 
MD-STV. PRÄSIDIALDIREKTOR 
SR DR. GERHARD ALPHASAMER: 
Ja, dann aber auch den Hauptantrag. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Ja, das machen wir. Da haben wir eine 
salomonische Lösung gefunden. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Dann stimmen wir darüber ab, Zuwei-
sung an den Bauausschuss und an 
den Kulturausschuss. Wer für diese 
Vorgangsweise ist, den ersuche ich um 
ein Zeichen mit der Hand. Gegenstim-
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men? Stimmenthaltungen? Gibt es 
keine, einstimmige Annahme.  
Ich danke dem Berichterstatter, nächs-
ter Berichterstatter, StR Wilhelm Hau-
ser bitte. 
 
BE:STADTRAT                                                                                            
WILHELM HAUSER: 
Geschätztes Präsidium, meine sehr 
geschätzten Kolleginnen und Kollegen 
des Gemeinderates. Heute geht es um 
den Geschäftsbericht der Stadtwerke 
für das Jahr 2006. Kurz zusammenge-
fasst befinden wir uns in einer Situati-
on, dass wir Gott sei Dank die Verluste 
gegenüber dem Jahre 2005 wieder 
etwas verringern konnten. Ich möchte 
in Erinnerung rufen, 2005 hatten wir 
einen Verlust von 1,3 Mio., dieses Mal, 
im Jahr 2006 haben wir ihn auf Euro 
797.000,-- verringern können. Das ist 
immerhin eine Verbesserung um über 
Euro 500.000,--. Die Problematik in 
dieser Verlustsituation liegt darin, dass 
wir beim Gasgeschäft leider Gottes 
immer weiter in die Hinterhand ge-
drängt wurden. Also einerseits beim 
Gashandel natürlich, da waren die 
Einstandspreise so hoch, dass wir trotz 
Preiserhöhung diesen Verlust nicht 
mehr aufholen konnten, weil es war 
einfach unmöglich, 25 % des 
Einstandspreises, was sich der in dem 
Jahr erhöht hat, einfach an die Kunden 
weiterzugeben. Wir haben eine durch-
schnittliche Erhöhung des Preises von 
ca. 7 % gehabt und es war also un-
möglich, das aufzuholen. Andererseits 
sind wir ja auch aufgrund des Gaslibe-
ralisierungsgesetzes verpflichtet, Gas-
handel und Gasnetz zu trennen und 
beim Gasnetzpreis kommt natürlich 
dazu, dass auch die Materialaufwände, 
die wir dort haben, hineingerechnet 
werden müssen und dass diese Be-
hörde E-Control – ich habe das eh 
schon ein paar Mal erwähnt – uns nicht 
gerade wohlgesonnen ist. Das hat jetzt 
nichts mit Steyr zu tun, sondern das 
trifft eh alle. Man geht so mir nichts, dir 
nichts, plötzlich her und sagt, die Ab-

schreibungsfähigkeit der Materialien 
für die Lebensdauer dieser eingebau-
ten Rohre erhöht sich von 20 auf 40 
Jahre. Und, geschätzte Kolleginnen 
und Kollegen, wenn wir also doppelt so 
lange brauchen, dass wir das ab-
schreiben können, was wir in dieses 
Gasnetz investieren, und das ist ja ei-
ne sehr wichtige Angelegenheit, weil 
es geht ja auch um die Sicherheit in 
unserer Stadt, was die Gaszulieferung 
betrifft, dann denke ich mir ganz ein-
fach, dass das die Situationen auch 
erheblich verteuert. Wir sind trotz allem 
in der Lage, ohne Zuschüsse von der 
Gemeinde auszukommen, Gott sei 
Dank. Zur Verlustabdeckung ist es ins-
gesamt also so, dass eine 12 %ige 
Preisreduktion beim Gasnetz, die uns 
auch die E-Control im Jahr 2006 noch 
aufoktroyiert hat, dass es gesamtheit-
lich gesehen nicht mehr möglich war, 
hier zumindest eine schwarze Null zu 
erreichen. Die Geschäftsentwicklung 
an und für sich – außer dem Gas – ist 
in den Stadtwerken sehr positiv. Wir 
haben also überall Steigerungen und 
siehe da, auch die Verbesserungen bei 
unseren Verkehrsbetrieben, ob das 
jetzt die modernen, klimatisierten Bus-
se sind, oder die Investitionen, die wir 
bei den Haltestellen hatten, oder auch 
der Einstieg in das Regionalverkehrs-
konzept, wo ja der erste Schritt die Li-
nie 5 war, hat unter anderem dazu ge-
führt, dass auch hier Erlöszuwächse zu 
erzielen waren und dass wir im Jahr 
2006 knapp über 100.000 Beförderun-
gen mehr hatten. Wir haben im Jahr 
2006 durchschnittlich pro Tag – und 
das muss man sich auch einmal auf 
der Zunge zergehen lassen – 12.700 
Kunden in unserem Verkehrsbetrieb 
befördert, also keine Kleinigkeit und ich 
denke mir, dass das ein sehr positives 
Ergebnis ist. So wie es derzeit aus-
schaut, werden wir auch weiterhin Zu-
wächse haben, heuer natürlich auch – 
auch wenn es erst im September los-
gegangen ist – mit der Linie 11, die wir 
nach Garsten eröffnet haben. 
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Die Bestattung, das Krematorium, das 
Wasser, entwickelt sich in der Ge-
schäftstätigkeit äußerst positiv. Beim 
Stadtbad haben wir zwar einerseits 
eine noch wenig geringere Entwicklung 
bei den Erlösen gehabt, aber man 
muss natürlich dazu sagen, dass wir 
durch die Bautätigkeit dort später auf-
gesperrt haben. Wir haben dort ja vom 
Jahr 2005 auf 2006 die größten Inves-
titionen gehabt, wir haben über 1,2 
Mio. Euro in den Ausbau bzw. in die 
Erneuerungen und Sanierungen inves-
tiert. Ingesamt ist es aber so zu sehen, 
dass es uns trotz dem, dass wir 1,3 
Mio. Euro Verlust bei den Verkehrsbe-
trieben schreiben, gelungen ist, auch 
insgesamt im Rahmen der Geschäfts-
entwicklung der Stadtwerke dahin zu 
kommen, dass wir nur 797.000,-- Euro 
Gesamtverlust haben. Es ist also an 
und für sich so, dass wir auch mit den 
Sparmaßnahmen, die wir uns selbst 
aufoktroyiert haben, hier Erfolge erzielt 
haben. Auch die Personalkostenreduk-
tion von ca. 4 % ist uns gelungen, trotz 
des Anstieges von 2,7 % bei den Löh-
nen und Gehältern, und ich denke mir, 
auch da ist Gesamtgesehen durchaus 
von Erfolg zu sprechen. Der Bestäti-
gungsvermerk sagt uns ja eindeutig 
aus, dass die Finanzgebarung, hier wie 
sie vorliegt und der Geschäftsbericht in 
Ordnung ist. Wir werden das auch in 
Zukunft so machen, das haben wir ja 
auch gemeinsam beschlossen, dass 
wir also weiterhin die Stadtwerke vom 
Büro Karlinger & Schwarz auch über-
prüfen lassen und es somit zu geringe-
ren Diskussionen kommt, ob das jetzt 
vergleichbar ist, ob die Dinge alle 
stimmen, die da drinnen stehen, oder 
nicht.  
In diesem Sinne, möchte ich mich vor 
allen Dingen auch bei allen Bedienste-
ten der Stadtwerke, und das sind im 
Durchschnitt über das Jahr hin gese-
hen immerhin 130 Bedienstete, die wir 
haben, für die Leistungen sehr herzlich 
bedanken, sie tragen unter anderem 
dazu bei, dass es eine ordentliche 

Serviceleistung für unsere Bürgerinnen 
und Bürger gibt, sei das jetzt bei der 
Bestattung, sei das beim Wasserwerk, 
beim Gaswerk, bei den Verkehrsbe-
trieben, oder in den Freizeiteinrichtun-
gen.  
 
13) Stw-188/07 
      Bilanz und G & V Stadtwerke Steyr  
      2006. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Der beiliegende Jahresrechnungsab-
schluss 2006 der Stadtwerke Steyr 
wird im Sinne der § 4 Abs. 3, lit. b auf 
Antrag des Verwaltungsausschusses 
nach § 5 Abs. 5 des Organisationssta-
tutes für die Unternehmung Stadtwerke 
Steyr genehmigt. 
 
Gleichzeitig wird die Auflösung der 
Rücklagen mit insgesamt € 25.091,-- 
genehmigt. 
 
Ebenso wird den stadtwerkeinternen 
Betriebskostenzuschüssen für Stadt-
bad, Eislaufplatz, Stadtbus und Gas 
Handel zugestimmt. 
 
Ich ersuche, den Geschäftsbericht zu 
diskutieren bzw. abstimmen zu lassen. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Herr GR Dunst bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                          
HARALD DUNST: 
Sehr verehrtes Präsidium, sehr geehr-
te Gäste und geschätzte Kollegen. 
Nachdem ich mir die Bilanz ziemlich 
genau durchgelesen habe, möchte ich 
einige kurze Worte darüber verlieren 
und hier auch anmerken. Ich möchte 
gleich im Vorhinein feststellen, dass 
wir dieser Bilanz und diesem Ge-
schäftsbericht sicher zustimmen kön-
nen, im Großen und Ganzen ist alles 
positiv verlaufen. Einiges z. B., wie der 
Hauser Willi bemerkt hat, der Perso-
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nalaufwand ist um 4 % gesunken, aber 
auch der Verschuldungsgrad ist um  
1 % gesunken, was ja sicher positiv ist. 
Die Personalkosten je Mitarbeiter im 
Bereich sind realistisch anzusehen, 
das ist sicher äußerst positiv anzumer-
ken. Aber gestatten sie mir bitte einige 
Fragen oder Anmerkungen zu ver-
schiedenen Positionen, um den Tatsa-
chen hier ins Auge zu schauen. Z. B. 
ist die Krankenstandsentwicklung um 
0,1 % oder 0,8 Tage zurückgegangen. 
Das ist nicht wirklich ein Erfolg, wenn 
ich mir vergleichbare Städte anschaue, 
jetzt nicht Linz oder Wels, weil die ha-
ben ein anderes System, dort liegt die 
Krankenstandsquote teilweise 1,2 % 
unter der von Steyr. Aber auch die 
Lehrlingszahl, die mir persönlich auch 
am Herzen liegt, von 3 in den Stadt-
werken, was ein Verhältnis von 43,6 
Beschäftigten zu einem Lehrling ergibt, 
ist ein Wert unter dem vergleichbarer 
Städte. Dieser Wert wäre es wert, auch 
von ihnen überdacht zu werden. Mich 
würde interessieren, von welchen zu-
ständigen Stellen, von der Personal-
vertretung, wie auch von Ihnen, Herr 
Schuster, welche Maßnahmen hier 
angedacht sind, dies zu ändern. Um 
aber zum Ergebnis zurückzukehren, es 
zeigt sich alleine bei den Beitragsdiffe-
renzen ein enormer Unterschied zwi-
schen Voranschlag – tatsächlichen 
Ergebnis oder Invest und damit eine 
Differenz zu 2005 auf. Z. B. wurden bei 
den Verkehrsbetrieben um über ½ Mio. 
Euro weniger investiert als geplant, 
was sich natürlich als positives Ergeb-
nis in der Bilanz zum Voranschlag 
ausweist und sich auch oberflächlich 
als positiv verkaufen lässt. So ähnlich 
verläuft es auch beim Krematorium. 
Hier ein kleines makaberes Detail am 
Rande, durch die sinkende Bevölke-
rungszahl in Steyr, werden natürlich 
auch die Sterbefälle – andererseits 
auch Gott sei Dank – weniger, was 
natürlich auf längere Zeit gesehen, den 
Ertrag irgendwann einmal schmälern 
wird, das ist nun einmal so. Das Stadt-

bad und die Gasproblematik möchte 
ich hier weglassen, weil das lange ge-
nug diskutiert worden ist und gerade 
beim Stadtbad durch Investitionen und 
Umbauten eine Gegenüberstellung 
schwierig bis unmöglich ist. Eines ist 
natürlich schon ein wenig eigenartig, 
es gibt eine Steigerung beim Büroma-
terial bei den Stadtwerken um ca. 
10.000,-- Euro, alternierend dazu sind 
die Kürzungen im Maschinen- und 
Werkzeugeinvest ca. 16 %. Jetzt dür-
fen anscheinend verschiedene Mitar-
beiter mit alten bis veralteten Maschi-
nen weiterarbeiten, was über kurz oder 
lang einen Investschub auslösen wird, 
ja sogar muss, weil irgendwann wer-
den die Dinge ja doch kaputt, es hilft 
nichts. Ein Großteil des Ergebnisses, 
und das dürfen wir nicht unberücksich-
tigt lassen, basiert aber alleine auf 
Preiserhöhungen. Einige Beispiele; bei 
der Bestattung + 2%, Krematorium + 
1,5 %, Wasserpreis +2,5 %, Stadtbad 
+ 2,1 % und Stadtbus sogar um + 3,8 
%. Dass auch bei der Kunsteisbahn 
eine Erhöhung um 1,4 % stattgefunden 
hat, ist bei den Auswanderungsten-
denzen der Stockschützen und sin-
kender Eisläuferzahlen und eine weite-
re nicht zielführende Investitionspla-
nung etwas merkwürdig. Als Resümee 
kann man also sagen, dass das Er-
gebnis von 6 positiven zu 2 negativen 
Teilbereichen hauptsächlich durch 
Zahlenkosmetik, durch Einsparen beim 
Invest oder durch Preissteigerung auf 
Kosten der Steyrer Bürger erreicht 
wurde. Allerdings muss man eines 
schon fairerweise auch sagen, es wur-
de in gewissen Bereichen hervorra-
gend gewirtschaftet. Wie gesagt, wir 
werden diesem Budget, diesem An-
trag, die Zustimmung erteilen. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Roman Eichhübl bitte. 
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GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
Frau Vizebürgermeister, werte Herrn 
Bürgermeister, meine Damen und Her-
ren des Gemeinderates. Trotz der e-
normen Leistungen, die die Mitarbeiter 
der Stadtwerke erbringen, ist die finan-
zielle Lage nicht so rosig, wie man 
aufgrund der Berichterstattung des 
zuständigen Stadtrates Willi Hauser 
annehmen könnte. Ich habe ja bereits 
in der Verwaltungsausschusssitzung, 
als diese Thematik hier behandelt wur-
de, darauf hingewiesen, dass es zwar 
sehr erfreulich ist, dass der Verlust 
2006 gegenüber dem Jahr 2005 von 
1.310.000,-- auf 797.377,-- Euro ge-
sunken ist, dass aber dennoch dieser 
Negativtrend anhält. Und zwar zum 
Einen deswegen, und das ist schon 
von großer Bedeutung und entschei-
dend, weil es einen weiteren Teilbe-
reich der Stadtwerke gibt, nämlich den 
Gashandel, der nur durch interne – 
noch durch interne - Betriebskostenzu-
schüsse finanziell ausgeglichen wer-
den kann. Zum Anderen, weil aufgrund 
der vorliegenden Zahlen erkennbar ist, 
dass in den künftigen Jahren der Ver-
lust, gesamtbetrieblich gesehen, wie-
der enorm ansteigen wird. Das ist 
schon sehr wichtig, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, immer wieder 
darauf hinzuweisen, weil das über kurz 
oder lang auf die Stadt zurückkommen 
wird, denn – ich sage es dann zum 
Schluss, was die Konsequenz daraus 
ist – wenn man berücksichtigt, dass im 
Jahr 2001 rund 426.000,-- Euro Ge-
winn erwirtschaftet wurde, 2002 Euro 
643.000,--, 2003 Euro 890.000,--, 2004 
Euro 323.000,-- und im Jahr 2005 Euro 
1.310.000,-- minus, im Jahr 2006 und 
um das geht es heute 797.377,-- Euro 
minus, immer bei einem Umsatz von 
15 bis 16 Mio. Euro – nur damit wir 
auch die Umsatzzahlen kennen. 2007, 
meine sehr geehrten Damen Herren, 
und jetzt komme ich auf das, was ich 
vorhin als negativ bezeichnet habe, 
soll laut Hochrechnung der Verlust 

wieder auf 1,9 Mio. Euro ansteigen, die 
Umsätze aber auf 13,53 Mio. Euro sin-
ken. Laut Hochrechnung, darüber ha-
ben wir auch schon im Verwaltungs-
ausschuss gesprochen, wird man im 
nächsten Budget erkennen, dass man 
in den Stadtwerken gesamtbetrieblich 
mit einem Verlust von 2.594.000,-- Eu-
ro rechnet und der Umsatz weiter sin-
ken wird auf 12.820.000,-- Euro. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, ich 
habe das immer gemacht und sage es 
auch heute, wer dafür verantwortlich 
und zuständig ist und als Person, das 
sage ich auch ganz offen, das was der 
Herr Minister Bartenstein damals, der 
diese E-Control ins Leben gerufen hat, 
die dazu geführt hat, dass wir jetzt be-
reits soweit sind, und das muss man 
sich einmal vorstellen, wo wir früher 
einen Gewinn von rund 24 Mio. Schil-
ling erwirtschaftet haben, in der Lage 
waren, aufgrund der günstigen steuer-
lichen Verhältnisse durch den Betrie-
beverbund den Verkehrsbetrieb, der 
nicht kostendeckend arbeiten kann, zu 
unterstützen und jetzt sind wir soweit, 
dass wir bereits einen Betriebskosten-
zuschuss brauchen, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, und das ist 
sehr dramatisch. In Wahrheit, wenn 
man sich die Sache genau anschaut, 
gibt es in den 7 Teilbereichen, es sind 
eigentlich 8, weil Gashandel und Gas-
netz inzwischen getrennt wurde, gibt 
es nur mehr einen Betrieb. Das ist das 
Wasserwerk, der mit jährlich steigen-
den Gebühren, das muss man auch 
einmal sagen, noch in der Lage ist, 
Verluste und Investitionen von anderen 
Teilbereichen abzudecken. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Krematorium? 
 
GEMEINDERAT                                                          
ROMAN EICHHÜBL: 
Darum habe ich bewusst gesagt, Herr 
Bürgermeister, dass das Wasserwerk 
in der Lage ist, Verluste und Investitio-
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nen anderer Teilbetriebe abzudecken. 
Wir zahlen einen Verlustersatz an 
Stadtbad, Kunsteisbahn und auch In-
vestitionen in anderen Teilbereichen 
aus den Gewinnen des Wasserwerkes. 
Man könnte da näher ins Detail gehen, 
aber das möchte ich nicht, weil der 
Referent weiß ja eh genauestens dar-
über Bescheid. Es wäre also wirklich 
sehr wichtig, dass sich die Stadtwerke 
ein neues Standbein suchen, um diese 
Negativentwicklung abzufedern. Wir 
haben darüber gesprochen, da gibt es 
Forderungen von uns, da gibt es auch 
Forderungen von den Grünen, in die 
Biotechnik einzusteigen, das wäre 
wirklich höchstwichtig. Ein Verspre-
chen möchte ich beim StR Hauser 
einmahnen und zwar ist das der Ge-
schäftsbericht. Wir haben die Zusiche-
rung bekommen, nachdem wir uns 
schon das letzte Mal mit dieser Sach-
lage auseinandersetzen mussten, weil 
man nicht mehr bereit ist, vonseiten 
des Herrn Dir. Zeilinger, den Gemein-
demandataren dieses gebundene 
Werk zur Verfügung zu stellen. Man 
hat halt den Verdacht, dass er nicht 
unbedingt möchte, dass diese Zahlen-
entwicklung in Papierform irgendwo 
herumliegt, weil das ist ja nicht sehr 
erfreulich. Ich verstehe das schon ir-
gendwo, aber das ist wohl das Mindes-
te, dass die abstimmungsberechtigten 
Gemeindemandatare den gebunden 
Geschäftsbericht in Händen haben, 
bevor sie hier eine Entscheidung tref-
fen. Das möchte ich wirklich klar und 
deutlich sagen und der Kollege Hauser 
hat in der letzten Sitzung, als es wieder 
darum gegangen ist, – Kollege, du 
weißt es, du warst ja auch mit dabei – 
versprochen, dass dieser Geschäftsbe-
richt heute hier vorliegt. Das ist nicht 
der Fall.  
 
STADTRAT                                                                                            
WILHELM HAUSER: 
Nein! 
 

GEMEINDERAT                                                          
ROMAN EICHHÜBL: 
Du wirst dafür Sorge tragen, hast du 
gesagt. 
 
STADTRAT                                                                
WILHELM HAUSER: 
Nein, das stimmt nicht! 
 
GEMEINDERAT                                                          
ROMAN EICHHÜBL: 
Wir wissen schon, von was wir gespro-
chen haben, Willi. Ich mache jetzt nicht 
dich persönlich dafür verantwortlich, du 
hast es eh schwer genug in den 
Stadtwerken, ich weiß das eh. Aber es 
ist schon eine Art des Umganges, wie 
man eben mit Mandataren umgeht und 
wie gesagt, ich verlange das für das 
nächste Mal, dass der Geschäftsbe-
richt wieder in schriftlicher Form vorge-
legt wird. Meine sehr geehrten Damen 
und Herren, ich möchte mich nicht län-
ger verbreitern, jeder weiß, dass es 
eine sehr dramatische Situation – trotz 
guter Leistungen der Mitarbeiter der 
Stadtwerke – in finanzieller Hinsicht ist 
und wir werden diesmal diesem An-
trag, der ja folgendes beinhaltet, dass 
man die Bilanzsumme von Euro 
40.990.000,--, dem Umsatz von Euro 
16,6 Mio., das Ergebnis der gewöhnli-
chen Geschäftstätigkeit minus Euro 
1.271.000,-- und das Bilanzergebnis 
mit minus Euro 797.000,-- beziffert, 
sowie den internen Betriebskostenzu-
schüssen für Stadtbad, Eislaufplatz, 
Stadtbus und Gashandel die Zustim-
mung geben, aber wir fordern noch-
mals ein, sich wirklich ernsthaft dar-
über Gedanken zu machen, sich ein 
neues Standbein zu schaffen, denn 
Herr Bürgermeister, jetzt komme ich 
darauf, was ich eingangs meiner 
Wortmeldung gesagt habe, sonst wird 
der Herr Finanzreferent, und da spre-
che ich dich jetzt direkt an, in absehba-
rer Zeit dafür Sorge tragen müssen, 
dass im Stadtbudget eine Position ge-
schaffen wird werden müssen, die hei-
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ßen wird: Betriebskostenzuschüsse für 
die Stadtwerke.  
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Gibt es weitere Wortmeldungen? Das 
ist nicht der Fall. Willi Hauser, 
Schlusswort bitte. 
 
STADTRAT                                                                                            
WILHELM HAUSER: 
Ja meine sehr geschätzten Damen und 
Herren. Ich möchte da natürlich auf ein 
paar Dinge eingehen. Einerseits zu 
dem, was der Kollege Dunst gesagt 
hat, Krankenstandsentwicklung; wir 
sind also im Bereich der Verbesserun-
gen, es ist halt leider Gottes auch so, 
dass es manchmal den einen oder an-
deren Krankheitsfall gibt, wo es länge-
re Krankenstände gibt, das schlägt 
sich halt auf alle nieder. Ich persönlich 
muss dazu sagen, wir haben also ver-
sucht und wir tun auch einiges mit Ar-
beitsmedizinerinnen udglm. um das zu 
senken, wir befinden uns hier auf ei-
nem Weg, wo es zumindest zu sinken 
beginnt, Wunder wirken können wir 
aber alle nicht. Bezüglich der Lehrlinge 
muss ich dazu sagen, wir bilden Lehr-
linge in den Werkstätten aus, ... 
Ja, ich weiß schon, du brauchst mir 
das nicht zu zeigen, ich weiß eh, dass 
wir 3 Lehrlinge haben. Es ist so, dass 
wir die Problemsituation bei Gas- und 
Wasserinstallateuren haben, dass wir 
eine Ausbildungsrichtung haben, die 
sozusagen nicht lehrabschlussprü-
fungsreif ist. Das bedeutet, dass wir 
also die Leute ausbilden können, mit 
den Dingen, die sie bei uns mit dem 
Gas- und Wasserleitungsbau machen 
und dann müssen wir sie zu anderen 
Firmen schicken. Die Bereitschaft dazu 
ist nicht unbedingt sehr groß und wenn 
wir das nicht tun und wenn wir keinen 
Kooperationspartner haben, dann kann 
er nicht einmal die Lehrabschlussprü-
fung machen. Das ist der Grund, wa-
rum wir in dem Bereich z. B. sehr vor-
sichtig sind mit den Ausbildungsgän-

gen und die andere Seite, im Bereich 
der Werkstätte, da haben wir im 
Durchschnitt immer 1 bis 2 Lehrlinge, 
die wir ausbilden. Da kommt es natür-
lich auch immer auf die Kapazitäten 
an, die wir in dem Bereich haben. Was 
den Voranschlag bzw. den Unterschied 
zum Voranschlag betrifft, lieber Kollege 
Dunst, muss ich schon eines dazu sa-
gen: Ich bin dafür, dass man immer 
vorsichtig budgetiert und die vorsichti-
ge Budgetierung beinhaltet unter ande-
rem den sogenannten worstcase und 
den worstcase muss ich auch bei den 
Materialien einrechnen, genauso wie 
bei allen anderen Dingen und der 
worstcase bei Materialien bedeutet, 
dass ich also mehr Material einrechnen 
muss, als ich womöglich unbedingt 
brauche. Trotz allem, da wird mir jeder 
Recht geben, überall wo Straßen neu 
errichtet werden, werden automatisch 
auch die Leitungen erneuert, weil u. a. 
gibt es in Steyr eine Grabungsordnung, 
wo man die Straßen 5 Jahre danach 
nicht mehr aufgraben soll, außer es 
gibt ein Gebrechen, aber so zur Er-
neuerung machen wir das nicht. Das 
heißt, das tun wir von Haus aus und 
überall dort, wo die Leitungen also in 
einem Zeitraum drinnen liegen, wie z. 
B. 40 Jahre aufwärts, haben wir immer 
gewisse Abschnitte, wo wir es machen 
müssen bzw. wo wir es automatisch 
tun und dann gibt es gewisse Berei-
che, wo es Reparaturen gibt, aber es 
ist nicht so, dass wir einfach auf Teufel 
komm raus die Stadt rundherum auf-
graben, nur damit wir das Material, das 
wir im Budget drinnen haben, verbau-
en. Es geht grundsätzlich darum, dass 
wir es dort verbauen, wo es notwendig 
ist, aber dass wir natürlich einrechnen 
müssen, wenn irgendwo etwas kaputt-
geht, dass das so ist. Bei den Werk-
zeugen und Maschinen ist es halt auch 
so, dass wir gewisse Größenordnun-
gen einrechnen, die nicht immer ver-
braucht werden. Jetzt sage ich nur ein 
kleines Beispiel dazu; wir haben beim 
Stadtbad Filter für die Wasseraufberei-
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tungsanlage und nachdem wir jetzt hier 
ein neues System gefunden haben, mit 
dem Einbau eines Kathodensystems, 
wird sich also die Filterlebensdauer z. 
B. zwischen 10 und 15 Jahre erhöhen, 
daher brauchen wir also nur den Sand 
auswechseln, das Kathodensystem 
einbauen und dann passt es wieder. 
Trotzdem muss man damit rechnen, 
wenn irgendetwas vorher passiert, 
dass halt gewisse Dinge sind, daher 
wird immer bei den Materialien, Werk-
zeugen, Maschinen auch angenom-
men, dass das eine oder andere pas-
sieren kann. Z. B. haben wir im Budget 
für 2008 vorsichtshalber eine Eisaufbe-
reitungsmaschine drinnen, weil sie halt 
dort und da schon einmal gezuckt hat, 
aber wir werden sie nicht anschaffen 
um € 100.000,--, wenn wir sie noch 
nicht unbedingt brauchen, sondern wir 
werden versuchen sie zu reparieren. 
So kommen u. a. Voranschläge zu-
stande und die unterscheiden sich halt 
dann vom Geschäftsbericht, was wirk-
lich verbraucht wurde. Das nächste, 
bezüglich der Preiserhöhungen, also 
bei einigen Dingen verstehe ich die 
Kritik insofern nicht, weil wir sozusagen 
nicht Bestimmer sind, ob wir Preise 
erhöhen oder nicht, weil wenn der OÖ 
Verkehrsverbund die Fahrkarten er-
höht, dann müssen wir da mittun, weil 
wir sonst sozusagen nicht mehr drin-
nen sind, auf der anderen Seite haben 
wir gerade bei den Verkehrsbetrieben, 
das habe ich vorerst erwähnt, 1,3 Mio. 
Euro Defizit. Also wenn wir dort nicht 
ab und zu nachnivellieren, so wie es 
auch notwendig ist und wie es auch 
jetzt demnächst wieder sein wird, weil 
der OÖ Verkehrsverbund seine Preise 
um durchschnittlich 2 % erhöht, dann 
werden wir halt ins Hintertreffen gera-
ten und des öfteren haben wir hier her-
innen ja schon Diskussionen geführt, 
wenn man immer zu lange zuwartet, 
dann sind die Dinge für die Bürgerin-
nen und Bürger schwer zum Aushal-
ten, weil es dann einen riesigen Schritt 
gibt. Die andere Seite ist, dass man 

natürlich von einem Betrieb wie den 
Stadtwerken in Wirklichkeit auch im-
mer wieder verlangt, dass man kos-
tendeckend ist, aber das muss mir wer 
sagen, wenn wir keine Preise erhöhen, 
wie wir dann kostendeckend arbeiten 
sollen. Daher gibt es also gewisse 
Zwänge und Nöte, um hier Anpassun-
gen durchzuführen und wir bewegen 
uns aber immer in den gesetzlichen 
Vorgaben, da weise ich nur auf den 
Wasserpreis hin, wo uns ja auch 
manchmal sozusagen nachgesagt 
wird, dass wir uns hier in schwindeln-
den Höhen befinden, auf der anderen 
Seite bewegen wir uns aber durchaus 
im gesetzlichen Bereich und in den 
Vorgaben, die das Landesgesetz hier 
vorschreibt. Lieber Roman Eichhübl, 
ich habe das Protokoll von der letzten 
Verwaltungsausschusssitzung da. Es 
ist richtig, dass du sagst, es sollte jeder 
Gemeinderat die Möglichkeit haben, 
hier einzusehen, aber das was ich laut 
Protokoll zugesagt habe, ist das, was 
die Frau Kollegin Frech eingefordert 
hat, nämlich diese Vergleiche der Jah-
re von 2000 weg bis jetzt grafisch zu 
kriegen und die waren ... 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Nein, alle wollten den Geschäftsbe-
richt. 
 
STADTRAT                                                                
WILHELM HAUSER: 
Nein, nein, liebe Frau Kollegin, dann 
lese ich es wörtlich vor, damit wir nicht 
immer über Dinge streiten, die nachher 
nicht wahr sind. Ihr könnt es selber 
lesen, Frau Genossin, äh Frau Ge-
meinderätin Mag. Frech. 
 
Gelächter 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Nein, das war schon eine Ausschuss-
sitzung früher. 
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STADTRAT                                                                                            
WILHELM HAUSER: 
Nein, ihr sagt immer nein, aber ich se-
he das ja hier, weil ihr habt das ja gar 
nicht gehabt. „... ersucht um die Über-
mittlung der Darstellung der Vergleiche 
mit den einzelnen Jahren, denn die ist 
im Lagebericht nicht drinnen. Dieser 
Vergleich, wie ist die Entwicklung über 
10 Jahre, ist auch für den Gemeinderat 
interessant.“ Und das habe ich zuge-
sagt. Du hast später dann gesagt: „Die 
Diskussion gab es schon im vergangen 
Jahr und ich halte es für eine Selbst-
verständlichkeit, dass vor einer Be-
schlussfassung der Sitzung des Ge-
meinderates die Mandatare das Recht 
dazu haben, entsprechende Unterla-
gen zu bekommen, wo man sich ent-
sprechend vor der Gemeinderatssit-
zung, was die Abstimmung betrifft, zu 
verhalten hat.“ Das ist die Aussage von 
dir, da steht nichts drinnen, dass jeder 
einen gebundenen Geschäftsbericht 
bekommt. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Jede Fraktion! 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Wir kommen zur Abstimmung. Wer für 
diesen Antrag ist, den ersuche ich um 
ein Zeichen mit der Hand. Ist wer da-
gegen? Stimmenthaltung? Bürgerfo-
rum Steyr. Der Antrag wurde mit 
Mehrheit angenommen. Ich danke dem 
Berichterstatter, nächster Berichterstat-
ter ist der StR Gunter Mayrhofer. 
 
BE:STADTRAT                                                                                           
GUNTER MAYRHOFER: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen des 
Gemeinderates. Als erstes möchte ich 
mich für das Kompliment meines Kol-
legen Gerald Hackl bedanken, als er 
seine Ausführung über Chuzpe ge-
macht hat, war mir das eh schon ver-
dächtig, ich habe mir gedacht, das 
kann doch kein Angriff sein, das ist 

sicher ein verstecktes Kompliment. 
Und siehe da, in Wikipedia nachgele-
sen, steht für Chuzpe aus dem jüdi-
schen oder hebräischen kommend: „Ist 
eine Mischung aus zielgerichteter intel-
ligenter Unverschämtheit, charmanter 
Penetranz und unwiderstehlicher 
Dreistigkeit. Im jüdischen und in den 
meisten europäischen Sprachen 
schwingt Anerkennung für eine Form 
sozialer Unerschrockenheit mit. Hier 
spricht man insbesondere von Chuzpe, 
wenn jemand in eigentlich verlorenen 
Situation mit Dreistigkeit noch etwas 
für sich herauszuschlagen versucht.“ 
Eingedenk der Mehrheitsverhältnisse 
finde ich das durchaus zutreffend und 
bedanke mich also bei dir, lieber Ge-
rald, für das Kompliment. 
 
Gelächter 
 
STADTRAT                                                                 
GUNTER MAYRHOFER: 
Gut, dann darf ich zu meinem einzigen 
Tagesordnungspunkt übergehen. 
 
14) BauStr-2/06 
      Asphaltierungsprogramm 2006;  
      Ennsdorf – Färbergasse BA 3; Auf- 
      tragserweiterung. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes des GB 
III/FA Tiefbau vom 10. September 
2007 wird der Auftragserweiterung für 
die Verkehrsberuhigung Ennsdorf in 
Höhe von EUR 99.800,-- inkl. MWSt. 
an die Fa. Straßen- und Pflasterbau, 
Steyr, zugestimmt. 
 
Die erforderlichen Mittel in Höhe von 
EUR 99.800,-- inkl. MWSt. sind im 
Budget 2007 bei VSt. 5/612000/ 
002390 „Gemeindestraßen; Straßen-
bau Ennsdorf - Verkehrsberuhigung“ 
vorgesehen. 
 
Ich ersuche um Zustimmung. 
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Herr Bürgermeister ich bitte um Ab-
stimmung. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Gibt es dazu eine Wortmeldung? Das 
ist nicht der Fall. Ist jemand gegen die-
sen Antrag? Stimmenthaltungen? Ein-
stimmige Annahme. 
 
Ich danke dem Berichterstatter. Wir 
sind am Ende unserer Tagesordnung. 
Wir haben heute Verhandlungsgegens-
tände mit der Summe von 1.600.900,-- 
Euro, Kenntnisnahme von Beschlüs-
sen 72.800,-- Euro, das sind in Summe 
1.673.700,-- Euro ausgegeben. 
 
Ich danke für die Aufmerksamkeit. 
 
 
ENDE DER SITZUNG: 18 UHR 20 
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